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Die Y,erkehrspolitik unserer Tage befaßt sich primär mit Maßnahmen, dk 
bestehenden Ungleichg,ewichte zwischen Straßenverkehr und Straßenkapazität, 
sowie Unstimmigkeiten bezüglich der Aufteilung der notwcndiCl'cn Gi.iter~ 
transporte unter den drei Binnenv,erkehrsträg,ern beseitigen sollen. So sind die 
Debatten um den Einsatz finanzpolitischer Mittel, TariHestlcgungen, Beschrän~ 
kungen der LKW "'Abmessungen 'U!nd Aufweichung der gemeinwirtschaftlichen 
Prinzipien der Eisenhahnverkehrsbedienung zu verstehen. Nebenher laufen 
- so z. B. innerhalb des Arbeitspwgr.amms d"er ,europäischen y,erkehrsminister~ 
konfer,enz - Arbeiten, die sich mit teiner gegenseitigen Abstimmung der 
nationalen InveStitionen auf dem V,erl~ehrssektor befassen. "Nebenher" - und 
(lies sehr zu Unr:echt; denn man übersieht gar zu leicht, daß Inv,estition und 
Yerbraudl die beiden ,entscheidenden Sphären des Wirtschaftsgeschehens sind. 
Das gesamt,e V.olkseinkommen als geldmäßiger Ausdruck der Summe aller in einer 
Wirtschaftsperiode 'erstellten Güter und Dienstleistungen, zu denen ja auch die 
Y,erkdhrsleistungen gehöDen, kann nur zweierlei Y,erwendung finden: Es kann 
entweder konsumiert oder gespart werden. Der Sparprozeß führt aber sinnvoUer~ 
weise zur Inv,estition1). Das Y,erhältnis von Inv,estition und Y,erbrauch ist das 
Grundverhältnis in der Wirtschaft. 1st ,es gest,ört, so bedingt diese Störung 
Konjunktur und Krise, Inflation und\ Deflation. 

Die Investitionen sind auch auf dem Y,erkehrssektor - wie überall in der Wirt~ 
schaft - d'er,entscheidende Bestandteil aUer ökonomischen Tätigkeit. Sie be~ 
stimmen in ,erster Lin~e den ,endgültige:n Erfolg der im wesentlichen punktuell 
und für sich gesehen nur kurzfristig wirksamen v,erkehrspolitischen Maßnahmen, 
von denen dngangs die '&ede War. 
Was nützt das V,erkehrsfinanzgesetz, w,enn der W'erkf,ernv,erkehr trotzdem nicht 
auf das volkswirtschaftlich gerechtfertigte" Maß ,eingedämmt werden kann, weil 
er über."Standortv,erlegung oder Umwandlung des werkseigenen Verkehrs in 
gewerblichen Güterf,ernverkehr auf dem W.ege der Beteiligung an einem solchen 
freien Unternehmen Hintertür,en findet? Oder was niitzt z. B. die Modernisierung 
der deutschen Binnenschiffahrt, wenn sie auf unzur·eichenden künstlichen W.asser~ 
straßen ihre neuen Qualitäten nicht zum Einsatz bringen kann? Oder wem wäre 
mit dem unter 'optimistischen Erw,artungen wieder aufgebauten V,erkehrsträger 
Eisenbahn gedient, wenn dieser Aufbau al1e~n an der W1ederhersteUung der 
Yorkriegsverhältnisse oorientilert ist, und ,es sich herausstellen sollte, daß er 
bestimmte Y,erkehr,e oÖkonomisdl nicht mehr bewältigen kann? W:eIchen Erfolg 

1) Der be$,on~ere F~~l, i? dem tLi·e ~idht verh.raucl~lcn, al~o g~spartcn .~inko~l1mcnsteile nicht ihre~! 
Weg ühor tli·o Krol!othnstüuto oder um Sdbs,t.hnanzicrung 1ll tliliO Inyesbltton finden, h. h. "gehorlcl 
worden, soll hier vernachlüs~igt sda. ' 
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soll dn großzügiger Ausbau der BinnenhäEen an der noch fertigzustellenden 
Rhein:<Main:;Donau:<Schiftahrtsstraße haben, wenn die .erstellte HaEenkapazität 
nicht in Einklang steht mit dem tatsächlichen Yerk,ehrsaufkommen? 

Wenn diese üder ähnliche Fälle eintrden, dann allerdings müssen wieder kurz" 
fristig Einzelmaßnahmen Platz gr,eifen, die aber mit ,einer recht verstandenen 
Investitionspolitik nichts zu tun haben. 

Es mag vermessen ,erscheinen, diese Würte in einer Zcitallgemeiner Transport" 
raumverknappung auszusprechen. Aber sich mit der Bedeutung der Investiti:onen 
im Y,erkehrswesen heEassen, heißt in langen Zeiträumen denken. 

;Wenn nun in dieser Zdt ,einer außergewöhnlich guten Beschäftigungslage des 
8eutschen Y,erkehrsappal1ates in den Diskussionen über das Y!erkehrsgeschehen 
von der Investitionspolitik g,esprochen ,wird, so geschieht dies fast ausschließlich 
im Hinblick auf die Diskrepanz zwischen dem Umfang und der Qualität des 
westdeutschen Straßennetzes und der Anzahl der Straßenfahrzeuge, die 'es be" 
nutzen. Daneben spielen noch' 'einige Kanalprüj,ekte eine Rolle. Aber man kann 
sich des Eindrucks nicht ,erweben, daß die dgentliche Problematik der Investi" 
tionen im Y'erlQehrssektor unberücksichtigt bleibt. Das ist weiter nicht verwunder:< 
lich, wenn man bedenkt, daß die Vollbeschäftigung im Y,erkehrsapparat, die Zum 
Teil in dner Ueberbeschäftigurig gipEelt, im Letzten Quartal des Jahres 1955, 
keine Sorgen um Kapazitätsauslastung und die Inv,estUions'entscheidungen kennt. 
Die Reinerträge werden - "nach alter Uebung" und nicht zuletzt infolge steuer" 
licher Schwierigkeiten, sie zu dner Y,erstärkung des Rücklagenfonds der U nfer:< 
nehmungen heranzuziehen - zu Ersatz" und Neuinvestit10nen v,erwendet. Das 
darf aber nicht darüber hinw,egtäuschen, daß die InvestiHoncn im V,erkehrswescn 
Ausgangs:< und Endpunkt der Leistungsfähigkeit des Y,erkehrsappar,ates und damit 
von weitreichender Bedeutung für die gesamte Volkswirtschaft sind. Sie stellen 
auf der anderen Seite ,ein wesentlich komplizierteres Pl10blem dar als die Investi" 
tionen in ander,en ,ökonomischen Bereichen. 

Aus dieser Erkenntnis heraus sDll versucht ~erden, dLe Problematik der Verkehrs" 
investitionen in ihren staatspolitischen, privatwirtschaftIichen und VDm mensch" 
lichen Verhalten bestimmten Zusammenhängen zu beleuchten. 

Die Ueberlegungen w,erde~ sich dabei lediglich auf die Inv,estitionen der drei 
Binnenverkehrsmittcl Eisenbahn, Binnenschiffahrt und Straßenv:erkehr erstrecken . 

. Der deutsche Luftverkehr, heute noch "quannte negligeable" im Rahmen ~es 
innerdeutschenY,erkehrsablaufs, wird kaum jemals dk Inv,estitiDnen des übrigen· 
Ideutschen Y,crkehrsappar,ates nachhaltig hceinfhlssen. Der deutsche Raum ist 
zu 'eng, als daß der Luftverkehr - ähnlich wie z. B. in den USA, der Sowjet~ 
union und den 'ostasiatischen Ländern - für den nationalen Vcrkehr von Gütern 
und PersIOnen :eine ausschlagg,ehende Rolle spielen könnte. Darüber hinaus stehen 
sein Wiederaufbau Und seine Fortentwicklung VlQl'wiegend unter außer" 
ökonomischcn Aspekten. ~ Aehnlich v,erhält ,es sich mit der Seeschiffahrt. Nicht 
nur, daß auch ihr Wiederentstehen unterander,em vün national politischen Deber" 
legungen bestimmt ist; sie ,entzieht sich darüber hinaus durch ihre .Funktionen 
S'o absolut dem Geschehen auf dem nationalen Y,erkehrsmarkt, daß man sie aus 
dem hier zur Erörterung gestellten Problemkreis ausschließen muß. --:- Das gilt 
auch für den N~chrichtenverkehr, wie überhaupt trotz eines gewissen \X'ctt" 
bewerbs zwischen Eisenbahn und Post auf die Darstellung der Investitions:< 
probleme bei der PlQst v·erzichtet werden soll. 
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Das Problem der Investitionen im V,erkehrswesen ist keineswegs "unentdeckt", 
wie les uns angesichts der prekären und (wie noch zu z'eigen sein wird) un" 
koordinierten Situation auf dem westdeutschen Verkehrsmarkt scheinen mag. 
Einige Zitate mögen dies belegen: Schon Ludwig des Vierzehnten Finanzminister 
Colberf2) forderte z. B. von iden Intendanten, denen die Vlerwaltung der Provinzen 
oblag, daß sie jedes Jahr eine Untersuchung ansteHen sollten,bezüglich der ge" 
eigneten Handelsw,ege. Und zwar dies in besonderem Hinblick auf die großen 
Warensfröme, die zu den großen Städten oder den Seeumschlagsplätzen führen. 
Sie hatten den Auftrag, die Wiege auszuwählen, die sich am nützlichsten erweisen. 
Ein Jahrhundert später g,eht Adolf Wagners) sogar so w,eit zu sagen, daß die 
"zeitliche und örtliche Planmäßigkeit der Herstellung des Baues der Wiege (Zeit .. 
Bauplan, Linien" und Strecken plan) " notwendige Voraussetzung dnes leistungs" 
k,räftigen VIerkehrswesens sej, wobei ler natürlich die Eisenbahnen im besonder,en 
im Auge hat. Der Nestor der deutschen VIerkehrswissenschaft, E. Sax!), stellt fest: 
"Nur bei der,artiger Planmäßigkeit der Anlag,e vIermögen die V'erk,ehrsmittel ihren 
vollen Nutzen zu ,entfalten", wobei 'er daran denkt, daß sich die einzdnen Vier" 
kehrsmittel "in v:on den Vierkehrszwecken und Vollkommenheitsgraden beding~er 
Untel10rdnung aneinanderschließen und auf stetige Fortentwi:cklung nach der 
Rangordnung und den neu auftauchenden Anforderungen der Gesamtverkehrs" 
bedürfnisse Bedacht genommen wird". Es ist an si.ch nicht verwunderlich, daß 
zu aUen Zeiten, w'enn man sich mit dem InvestitLonsproblem im V,erkehr be" 
schäftigt hat, der Gesichtspunkt der Planmäßigkei.t und des organischen \Vachs" 
turns so stark im Vordergrund gestanden hat. Das, was bei den Investitionen 
in den übrigen Wirts cha ftsbereichen ,eigentlich ,eine Selbstverständlichkeit ist,: 
erweist sich bei den Inv,estitionen im V,erk,ehrswesen als nicht immer realisiert, 
ja, zuweilen als gar nicht realisierbar. Das gilt insbesondere für das Postulat des 
,,'Organischen Wachstums", das zweierlei Auslegung zugänglich ist: Einmal, was 
das 'org.anische Wachstum der V,erkehrsleistungen innerhalb des Wachstums der 
gesamten V'Ülkswirtschafteingebettet, anlangt, zum anderen aber hinsichtlich des 
organischen Wachstums der -einzelnen Verkdush'äger in gegenseitiger Ab" 
stimmung aufeinander. Ueberall, wo dieses organische Wachstum innerhalb 
eines Wirtschaftszweiges nicht selbst in befriedigender Wdse zustande kommt, 
wird dne Koordination notwendig. Dies,e K'Oordination hat organische Investi" 
tionen zu verbürgen. 
Bev-or auf die besondere Problematik und Schwierigkeit der Investitionen im 
V.erkehrswesen ,einzugehen sein wird, mögen -einige allgemein orientierende 
Bemerkungen über das Investitionsproblem schlechthin zur Abgrenzung des 
Tatbestands .angestellt' werden. 

Das -eigentliche Charakteristikum jeder Investition ist ihre "Zukunftgerichtetheit". 
Der investitionshereite Unternehmer versucht dicsen Faktor Zukunft bei seinem 
Investitionskalkül durch den sogenannten Kalkulationszinsfuß zu eskomptieren; 
,denn dne Investition ist ja nur dann vorteilhaft, "wcnn die aus d~r Investition 
hervmgeheiliden Einnahmen in ihr,er Gesamtheit 'eine Wiedergewinnung der Aus" 
gaben ·einschließlich dner vom Unternehmer als hinreichend angesehenen Ver'" 

2) E. J, M. Vignoil, Eludcs histori!lues sur l'adminislraLion des voi,cs publi!JU'efr CIl {I r,lllCC , 

Paris 1862, Ud. I, S. 83 f. 
3) A. vVagncr, Sozialökonomiöchc Theorie dcs Kommunikations- und Trans'portwesens (Theoretischo 
Sozi,alökonomik, H. Abt., Ud. I), L!!ipz.ig Ul09, S. 26. . 
1) K Sax, Die VcrkdlmmiUel, 2. AufI., Bd. I, \BcrLill 1918, S. 139, 
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zinsung (Kalkulationszinsfußl) repräsentier-en". In diesen Zinsfuß finden Ein~ 
gang einmal die Nutzungsdauer der Inv,estitLon, wie andererseits die durch sie 
notwendig werdende Absatzgestaltung. "Es ist klar," so schreibt SchneiderS, "daß 
die Unsicherheit bezüglich des anzusetz,enden W-ertes der Faktoren" (gemeint: 
Sicherheit, mit der dne bestimmte V-erzinsung der Investitionen erwartet werden 

. kann, d. h. di~ richtige Höhe des Kalkulati'Ünszinsfußes) "um so größer ist, je 
weiter der Zeitpunkt, für den dieser Wert geschätzt werden muß, vom Kalkulations..­
Zeitpunkt entfernt ist. Gleichwohl ist man gezwungen, im Kalkulationszeitpunkt ' 
die Preise und M,engen für die glesamte Inv'esti.,tionsperiode zu schätzen." -
Die "numerische Exaktheit" d~eses subjektiven Zinsfußes ist jedoch im Grunde 
nichts anderes als "reale Ungewißheit". Dieser "M.aßstab für die Yorteilhaftig,< 
keit der geplanten Investitionen"6) -enthält Faktor,en, die keinen quantitativen 
Charakter besitz,en, sogenannte irreduzible oder imponderabUe Faktor-eri. Si!! 
spielen bei der Beurteilung bestimmter Investitionsalternativeneine g.anz be,< 
sondere R'Ülle. "Zu den irr,eduziblen Faktoren muß auch die psychologische 
Einstellung des Investors, seine augenblickliche M,entalität und U nternehmung~ 
lust gerechnet werden. In den meisten Fällen sind diese Imponderabilien die für 
die Wahl zwischen zwei 'Üder mehreren Investitionen-entscheidenden Faktoren." 7) 

Die Faktoren "Risiko" (KalkulaUonszinsfuß), "Erwartungen" (erwartete Aus" 
gaben und Einnahmen ,entscheiden) und "psychologische Einstellung" (dLe ja an 
sich schon ,die Risikobewertung bei der Erwartungsbildung einbegreift) bUden 
also den -eigentlich\!n Inhalt jeder Investitionsanalyse. So schreibt auch Landon 8): 
"The important factor is wether currant and prospectiv investments are likely 
to 'earn a fair return. Of course, the past may indicate what may be expected 
'Üf the futur·e (I), but this is n'Üt necessarily so, since 1141ny changes are possible. 
Für example, traffic c'Ünditions may be improved, Hnes may be reorganized 
financially, ,or 'Üperatingefficiency may imprüve." Tatsächlich kommen den 
Erwartungen der Inv-estoren in dLes,em Bereich wirtschaftlicher Tätigkeit ent" 
scheidende Bedeutung zu, und zwar um S'O mehr, je läng,er die Nutzungsdauer 
deI' investierten Kapitalgüter ist; denn in sie finden ja Eingang sämtliche Yer" 
mutungen über zukiinftige Absatzgestaltung, die sowohl optimistisch wie pessi~ 
mistisch gefärbt sein können. Gerade bei den Investitionsentscheidungen, bei 
denen reine Geldrechnungen lediglich fiktiven Charakter haben, finden alle 
psychologischen, soziologischen und kultur"anthropologischen Faktoren des 
menschlichen Y,erhaltens dne sehr starke Ausprägung. 

Nach diesem kleinen Ueherblick können wi)." uns nun mit der hesonderen Prohle,< 
matik der Inv,estitionen im Y,erkehrssektor befassen. 

Es gibt keinen Wirtschaftszweig innerhalb der Wirtschaft der deutschen Bundes,< 
republik, der in sich so heterogen wäre, wie die' Verkehrswirtschaft. Und dies 
im Hinblick sow'Ühl auf die Besitzv,erhältnisse wie auf die Marktstruktur, die 
Produktionsleistungen und auf die verschiedene Höhe und Nutzungsdauer 
der Investitionen. 

Auf dem Verkehrsmarkt mischt sich staatliche und privatwirtschaftliche Wirt~ 
schaftsführung in einem M.aße, das zu besonderen Pl'oblemen ·führt. Neben delll . 

I 

6) E. Sclmeid-er, "Wirtschaftloichkcitsrechnung", Dern-Tühillgen, 1951, S. 127. 
6) E. Schneider, a. a. 0., S. 22. 
7) E. Sclmeid'er, ,u. u. 0., S. 129. 
8) Ch. K Lalldon, Trull.sportatioIl (Principles, Pracl'iccs, Prohlems), NcIV York 1951, S. 369. 
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staatlichen Verkielnsträger 'Eisenbahn gehören '29 0/0 des Kahnraumes '34 0/0 J.es 
Selbstfahl'err,aumes,39°/o der Schleppkr,aft, insgesamt 340/0 des g,esamten'Verk.ehrs~ 
trägers BinnenschiHahrt, zum Bundeseigentum 'Oder werden durch den Bund 
kontrolliert, Außerdem betätigt sich der Staat durch sowohl bahneigene wie auch 
von der Bundesbahn angemietete LKW auf der Straße. Die Bundesbahn ist zwar 
zu dner kaufmännischen Betriebsführung v,erpflichtet, ste wird aber einerseits 
durch die ihr auferlegt'en gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen in eine Situation 

,versetzt, dte ihre lechten Produktivitätsrelationen - sow'Ohl im positiven wie im 
negativ1en Sinne - v,erz'errt und damit ihre Inv,estitionsentscheidungen von den 
echten volkswirtschaftlichen Signalen, V,erlusten und Gewinnen, lösen muß. Daß 
sie :darüber hinaus nicht nach den Prinzipien ,eines frei'en Unternehmens han~ 
delt, liegt in der Natur ihrer Organis.ations::: und V,erwaltun gs form, sowie der 
Mentalität derer, die ihre Betriebsp,olitik und ihre Preispolitik entscheiden: 

Die 'Ausgestaltung der V,erkehrswege schließlich unterskht der Hoheit des 
Bundes, ist seine Aufgabe. 

"Der Privatuntemehmer konkurriert mit dem nach gemeinwirtschaftlichen Grund::: 
sätzen geführten K'omm1.malbetrieb 'Oder mit dem 'ebenfalls ,gemeinwirtschaftlich 
ausgerichteten Ries,enbetrieb der Bundeshahn."9) Di,ese hinsichtlich staatlicher 
und privater 'Autorität gespaltene, wie anderers,dts von v,erschiedenen Unter~ 
nehmungsprinzipien getragene Wirtschaftsführung im Bereich der V,erkehrs::: 
wirtschaft bedingt in sich ~chon ,eine ungleichmäßige Inv·estiHonspolitik; denn 
wenn z. B. die Investitionen für Fahrzeug und W,eg von verschiedenen Investoren 
vo~genommen werde~, können' sie in aller Regel -ohneein be~onder,es Ko::: 
olJdinierungsinstrument - nicht organisch aufeinander abgestimmt sein. 

Organis~hes Wachstum, d. h. mganische Investitionen sind jedoch nur dann mög::: 
lieh wenn sie v,on der Signalwlrkung der unter der Vrüraussetzung der vollstän~ 
dig~n Konkurrenz ,erzielten Gewinne und lerHttenen V,erluste gelenkt wer~den. 'Daß 
dieser Eff.ekt nicht auftritt, liegt bei allen drei V,erkehrsträgern, daran, daß - wie. 
gerade in. ;den vergangenen Jahren häufig nachg'ewiesen - die im V,erkehrs::: 
Wesen lerzielten Betriebsergebnisse nicht auf dem Modellmarkt der vollkommenen 
Konkurrenz klassisch:::liberaler Ausprägung ,erwirtschaftet sind. Ein anderer 
Grutrd ist darin zu sehen, daß keine völlig freie Preisbildung auf dem V,erkehrs,: 
markt herrscht. Die Preisbindung des LKW an die Eisenbahn und die relativ 
unbeweglichen F.estpl1eise in der Binnenschiffahrt z'eigen dies sehr deutlich, (Daß 
dieSle Prreisstetigkieit unter dem Aspekt ,einer'zuverlässigen KalkulatirOnsgrundlage 
für die verladende Wirtschaft durchaus lerwünscht ist, gehört nicht in den Rahmen 
dieser Untersuchung.) - Das bedeutet aber, daß di,e Gewinn::: und V,erlust::: 
signale hier nicht den ,echten Unter::: ,ader Ueberhedarf nm Sinne der reine,n 
Markttheorie), widerspiegeln. - Darüber hinaus muß man sich ja darüber im kla::: 
ren sein, daß selbst eine strenge Ausrichtung der Investitionen im Verkehr nach' im 
Zuge dner v'öllig freien Pr,eispolitik :erwirtschafteten Gewinnen und V,erhlsten 
keineswegs ,ein "organisches \'1{!achstum" verbürgen könnte; denn 'den sehr kurz~ 
fristigen Prdsschwankungen der V,erkehrsleistungen (ähnlich denen in den 
Saisonbetrieben) stehen sehr langfristige Invlestitionen ,gegenüber. 

9) H. ehr. Socholnll, "Grundsätz'o der deu\scholl Vorkehrspolitik", lIeft 9 der Buchreihe des 
Instituts für Vorkohrswisscnsohaft an d'or UnivcrsiUit zu Köln, S. 7. 
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So beträgt das durchschnittliche Lebensalter der Fahrzeuge16) beim 
Lastkraftwagen 7 Jahre 
bei der Bundesbahn 

Lokom'Otive 
Personenwagen 
Güterwagen 

bei der Binnenschiffahrt 
Schlepper 
Motorschiff 
Schleppkahn 

20-25 Jahre 
25 Jahre 
30 Jahre 

35-:-40 Jahre 
35 Jahre 
50 Jahre 

Die Nutzungsdauer von Straßen, Kanälen, kanalisierten Flüssen, Schi,enenwegen 
und den ihnen zugehörigen Bauten und Signalanlagen schl1eßlich ist in aller R,egel 
noch langfristiger als das durchschnittliche Lebensalter der sie benutz.enden Faho 
zeuge.H) 

Es bleibt dem Unternehmer als'O nichts anderes übrig, als - unberührt V'On augen~ 
blicklichen Schwankungen der Nachfrage -- den allgemeinen Entwicklungstrend 
über 7-50 Jahre im vor,aus· - zu ,ersehen. Diese Schätzungen aber kann er nur 
mit Hilfe bestimmter Erwartungen vornehmen, die naturgemäß umso schwe])er 
zu treffen sind, über je längere Zdträume in di,e Zukunft ste sich erstrecken. Das 
mit der Länge der Erwartungsperiode dwa proportional wenn ni,cht gar prof 
gressivanwachsende Unsicherheitsgefühl nun v,eranlaßt den ei;nzdnen Unter" 
nehmer häufig, auf die Erarbeitung 'ei;nes möglichst ,exakten Erw,artungskalküls 
zu v'erzichten und seine Inv,estitii011spolitik an anderen M,aßstähen zu orienüeren: 
Etwa an dem von der augenblicklichen SituatLon ,erwirtschafteten Betdebsergebnis, 
ohne sich über in ferner Zukunft liegende Nachfrageverhältnisse R'echenschaft 
zu geben, oder 

an dem Investitionsv,erhalten der anderen Y,erkehrsunternehmer (N achahmuqg), 
'Oder ' 
an gewissen tr,aditionellen M,aßstäben, oder 
an einem institutLonell gebundenen y,erhalten. 

Daneben spielen auch Prestigeüberlegungen im Grunde eine große Rolle. 
Diese v,erschiedenen Y,erhaltenstypen lassen sich im Be])eich der Y'erkehrswirt" 
schaft sehr deutlich verfolgen: 

Der 'erste ist sehr häufig auf dem Sekt01' dieis Straßenverkeh'rs zu beohachten. 
Das immense Anwachsen insbesonder,e des gewerblichen Güterfernverkeh'rs auf 
der Straße v,on . . 

2,1 l\1io. tkm im Jahre 1936 auf 15,0 l\1io tkm im Jahre 195412
) 

ist nur auf die relativ hohen Gewi/rme dieses Verkehrsträgers zttrückzuflihren, 
die zweHelLos nicht die ,echte Produktivität dieses <einerseits nicht alle Selbstkosten 

10) Naoh C. Pirath "Duc Grundlagen d()r V()rlwhrswirlschaft", 2. Aufl., ß,crlill-GötLingcn­
IIeiJcloorg, 1!H9, S. 151. 
ll) Gcnauo Angahen lass'CIl sioh '!Moor nicht rnn:c!1()n, da vcrsc1hwdcn<3 Faktorell (Häufigke~t der 

, Benutzung, natürliche Beeinflus'sung, nichtverkchrliche Benutzung usw.) auf ihre Nutzungsdauer 
Einfluß nehmen. 

12) "TaLs'adhC'JI U;lJ Zahlen aus, der KraftY'oJ1kehrs'wil'tschaft", VDA, 19. Folge, Fra.nkfllrt 1955, 
S. 214. 
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tragenden (WIegekosten l),andererseits an ein artfr,emdes Preissystem gebundenen 
Verkehrsmittels widergeben. Der W,erkfernv,erkehr v,erdankt seine Expansion 
neben steuerlichen Ursachen aber auch~ ,einem Prestige"Streben, das manche 
Unternehmer der gewerblichen Wirtschaft und der Industde veranlaßt hat, "unte:. 
eigener Flagge" über die Straßen zu fahrten -ein IntcgratLons" Qder Unabhängig" 
keitsstreben, bei dem mangelnde ökonomisChe Grundlage durch das gesteigerte 
Selbstwertgefühl des sich mit seinem Unternehmen identifizierenden Unter" 
nehmers kompensiert wird. - Immerhin wird man feststellen müssen, daß angc" 
sichts der Kurzfristigkeit der Investiüonen im Straßenverkehr (im Vergleich zu 
den Investitionen bei den übrigen Verkdusträgern) hier das Investitionsproblem 
gelöst werden kann, wenn nur dieses V,erl<Jehrsmittcl die gesamten v,on ihm ver" 
ursachten Kosten zu tr,agen gezwungen wird. Die Tatsache der "unorganisch!en 
Investitionen" im Werkfernv,erkehr, der als Betriebsteil schließlicll nur mit Vier" 
rechnungsprdsen arbeitet und daher in sdner Invlestitionspolitik niCht von einer! 
günstigen (Neuinvestitionen) oder zumindest ausg,eglichenen, (Rdnvestitionen) 
Ertragslage ,abhängig sein muß, bleibt als potentidl störender Faktor allerdings 
bestehen. ' ' 

Das dgentliche Pl10blem ,aber liegt ~n der Abstimmung VQn Straßenkapazität 
und Güterkraftverkehr jeder Art auEeinander. Schmitt13) bemerkt zu diesem Pro" 
blem, "daß Sdhwierigkeiten und ßehli:nvestitionen nur dann vermieden bleiben, 
wenn diese beiden Träger des StraßenvIerkehrs ihre Investitionstätigkeit h~lImo" 
nisch und proportional betreiben". 

Hier nun begegnet uns das 'erstemal bei uns'eren Ueberlegungen der Staat. Sein 
InvestitLonsvlerhalten ist weitestgehend VQn 'institutionellen FaktlOren 'beeinflußt. 
Wir haben darunter zu verstehen dn V,erh'alten, das institutionell gebunden ist, 
also siCh nicht frei an vIeränderte Situationen anpassen kann. Das R,essort"Denken 
einerseits und das Etat"Denken andet<erseits sind sichtbaDer Ausdruck dieses ge .. 
hemmten staatlichen Inv,estitionsvlerhaltens. das - sofern überhaupt langfristige 
Pläne aufgestellt werden - sie nicht :olme weiter,es kurzfristig korrigieren und 
variieren kann. 

Bestimmte prozentuale Verhältnisse der dnzdnen Ausgahetitel im gesamten Bun" 
Idesl1aushalt zueinander sind, wie dte Erfahrung lehrt, nicht 'Ohne weiteres zu 
durchbrechen. Dazu tritt ,ein weiter,es Handikap: Die staatliche Wirtsc1~afts;. 
führung hat allgemeinwirtschaftliche Aufgaben, nicht nur in ihrem haushalts" 
Wirtschaftlichen Einnahme" und Ausgabewesen, sondern auch im Hinblick auf 
die Beeinflussung des gesamten konjunkturdlen Wirtsc11aftsgeschehens. Diese 
Situation ist ja getade in der augenblicklidhen Situation gegeben, wo der Staat 
seine Invlestitionen brlCffist, um den konjunkturellen Aufs~hwung nicht noch' 
weiter zu fötidem. - Wff.r seh'en also, daß der staatlichen Invlestitionspolitik von 
zwei Seiten Hemmsch~uhe angelegt sind: Einmal durch das institutionell geprägte 
Verhalten, andererseits als FQlge der gemeinwirtschaftlichen Aufgaben des Staates, 
die ihn in seinem Wirtschaftsgebaren unfrd machen. 

Ein ähnlich institutionell geprägtes Investitionsdenken ist im Beneich der Bundes" 
bahn anzutreffen. Und dies liegt in dem Wiesen ihDer gesamten Entwicklung 
begründet; denn beDeits 1880, als mit 30000 km Streckenlänge der wesentliche 
Teil des deutschen Haupthahnnetz1es gebaut war, befand sich dieses Netz v,or" 

13) A. ScJunitl, "Vc'rkc:hrsorJnung Jurch 'Vdtbcwerb Otter Zwang?" in: ORDO-Jahrhuch, Band 3, 
God~herg, 1950, S. 207. 
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wiegend in den Händen der Läinder un!d mit der Errichtung der "P.l'eußisch" 
HessisClhen Staatseisenhahnv,crw:altung" (1896) war di,c Verstaatlichung schon so 
gut WÜ! abgcschlossen. Mit der V,erreichlichung der Länderbahnen 1919 wird der 
Vers~ch unternommen, dne ;,Herauslösung der Rdchsbahn aUS den Finanz" und 
Verwaltungsnormen des Reiches und die Befrdung von dem Einfluß der poli" 
tischen K'örperschaften"l~) zu ,eneichen. Es ist müßig, darüher zu streiten) :wie 
weit dies gelungen ist. Die Tatsache duer relativen Unbeweglichkeit dies,es Ver" 
kehrsträgers hat sich' ang,esichts der lersten Entwicklungsstadkn des Güterfern" 
verkehrs auf der Straße nach' 1945 nur allzu deutlich herausgestellt. Die "Vor" 
züge, die die Eisenbahn dank ihvcr Eigenschaft als V le r k le h r sb ,e h.ö. r'd e vor 

. lh'renW,ettbewerhern genießt"16) 'erweis'en si,ch .ökonom"isch ges,ehen als Nach" 
teile. "Die Bundesbahn kann in der Tat ni,cht in Konkurs gehen wilc dn privates 
Verkehrsunternehmen; sie kann höchstens mit ihrem Defizit die Staatskasse be" 
lasten und auf dies,em W'e:ge dem Finanzminisf.er lästig fallen. Ebenso können 
die Arbeiter und Beamten der Bundesbahn, wienn sie nur an di,e materielle Seite 
des Problems denken, der Entwi:cldung, mag sie auch noch trübe sdn, mit aller 
Ruhe z~schauen; das Betriebsklima kann sich' v,erschlechtern, der Schrei nach 
Einsparung und Abbau kann sich v,erstärken, im übrigen aher ist das P,ersonal -
die Beamten insgesamt und die ArbeHer zum großen Teil - gegen Entlassung 
geschützt und auch seine Bezahlung ist dank dem Automatismus der Bundes" 
behördlichen Gehalts" und Lohnregelung gesichert, wenn nur der schon erwähnte 
Finanzminister die unzur,eichenden Einnahmen durch ,entsprechend steigende Zu" 
schüsse aus allgemeinen Stcuermitteln ,ausgleicht." Daß bei der Bundesbahn 
andere Maßstäbe der Wirtschaftsführung lebendig sind, als in der freien übrigen 
Verkehrswirtschaft, ist nur zu verständlich. "Die Bundeshahn ist behördlich or" 
ganisiert; sie hat den seit Urz,eiten in der Staatsvierwaltun.,g bewährten hierarchj" 
sehen Aufbau, bei dem jede vorgesetzte Stelle die untergeordneten Stellen kon" 
tmlliert, soweit dLes innerhalb eines auf Staats:.. und V,olkstreue ,gedrillten Be" 
hÖl1denapparafes überhaupt nötig ist. Bei ihr kann - 'abgesehen ,,:on'den seltenen 
und dann gründlich ausgemerzten Ausnahmefällen - nichts geschehen, was der 
von der Obrigkeit ges,etzten Ordnung zuwiderläuft. Das ist ein V,orzug, wenn 
man dabei an die Korrektheit der Geschäftsführung denkt, aher auch ein erheb" 
licher Nachteil, weil in Behördenbetrieben im allgemeinen auch nicht mein ge" 
schieht, als die gesetzliche Vorschrift vierlangt."16). . 

Natürlich sind die Gewinne und V,erluste bei der Deutschen Bundeshahn nur in 
geringstem Maße ,ökonomische Richtgrößen für ihre Inv,estitionspolitik. Die Er" 
·tragslage Idieses VIerkehrsträgers ist ja ,entscheidend von außerhalb 'einer iein 
'ökonomisch bedingiten Betriebspolitikliegenden Faktol1en bestimmt, so daß er 
seine Inv,es,titionsmaßstäbe auf andereWdse ,erarbeiten muß. So bemühte sich 
die Deutsche Bundesbahn nach' 1945 zunächst darum, die Z,erstörungen zu über" 
winden, um den L'eistungsapparat dieses VIerkehrsträgers wieder vo~ einsatzfähig 
zu machen. Die Inv,estitionsentscheidungen waren also zunächst an ,einer Wieder" 
herstellung der Vorkriegsverhältnissie orientkrt. - Nun :aher geht 'es darum, 

H) w. Ilc'Ißpcn, "Die OrgaIlliJsation der deutsdhcn Verkehrswirtschaft, inshesoud<JI'O di() Unter-
I\Idhmungsformcu in den ornzdneu Vork<.J}lrszw.mgeu", Münsrer 1937, S. 101.. '. 
:5) B. H., "Z.e~lIl Jahre danach, Betrachtungen zur verkchrspoliti'5'Cllcn Lage der Gcgenwart", 
lll: J<lhrbuch des El~enbahnwcS<)ns 1955, Darmstadt, S. 201. 
16) D. 11., "Sa'hattcn der VergaIlb"Cnhcit - II1Ll1S1v<mcn der Gegenwart, Gedanken zur vcrkel11~­
poIitisdhcn Lage iIi .Dcutschland", in: JlIihrhucll des Eiwnbahnwesens 1954, Darmstailt, . S. 175. , , 
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soweit Gelder v1erfüghar sind, w,eiter zu hauen. Abler17) "in den technischen Be" 
reichen der Bundesbahn macht sich weg,en Mangel an Geldmitteln für dte plall" 
mäßigen Unterhaltungs" und Erneuerungsarbeiten seit Jahren ein Z'erfall der 
Anlagen (und Fahrz,euge) bemerkbar." Wir sehen also, daß die Investitionen 
im Schienenv,erkehr abhängig sind von den verfügbaren Geldmitteln, die ihrer" 
seits in dner SituaHon erwirtschaftet werden, di'e nicht als rein ökonomiscb' zu 
'bezeichnen ist. 

Ebenso $lehr wie die Inv1estitionspolitik des Güter~emv,erkehrs auf der Straße, die 
vorwiegend von steuerlichen Momenten, einem volkswirtschaftlich gesehen fal" 
schen l<!ostenbelastungsbUd und innerhetrieblichen Ueherlegungen bestimmt ist, 
diesen K'Deis der V,erkehrsinv,estititionen vom wirklichen ökonomisch'en Geschehen 
isoliert, sind also auch die Invlestitionen im Bel'eich des Schienenv,erkehrs eine 
eigenständige Größe geworden, die nur in losem Zusammenhang ,mit den übrigen 
Investitionen im V,erkehr stehen. ' 

, Auch die Inv,estitionen der Deutsch'eu Bi:nnenschiffahrt führen ,ein"Eigenleben" 
innerhalb des gesamten ,ökonomischen Geschehens auf den Wasserstraßen. So 
schreibt Schmitt18), im Hinblick auf die gesamte Rheinschiffahrt: "Die starke 'und 
überproportionale Expans~on de:r RheinfloUe findet in der Entwicklung der 
Frachten und Reede])ei"Erträge kaum ihre volLe Erklärung." - "Die V,ermutung 
liegt schon von den äußeren Tatbeständen her sehr nahe, daß die Entwic~ 
lung des Schiffsraumangebotes in der Rheinschiffahrt zumindest nicht nur durch' 
das V,el'hältnis von Kosten und Erträg,en in der Schiffahrt selbst gesteuert wurde 
und noch wird, daß vielmehr auch' sonstige Interessen ilu.1e R,ciHe spielen. Sie 
sind v'ermutlich in den mannigfaltigen Bezi'ehungen v,ertikaler IntegratLon zu 
suchen, die zwischen Betrieben der Rheinschiffahrt und andel'en Unternehrnun" 
gen beste'Pen. Darauf ist oodh zurückzukommen." - Diese Beziehungen zu vor" 
und nachgelag,erten Märkten (V,erbindung mit Unternehmungen der Gnmd" 
industrien, Seesqhiffahrtsunternehinen, Spedition, Laguei und Handel) bedingen 
"dne kaum ganz zu überblic:kende Interes!'>envi:elfalt", so daß das g,esamte wirt" 
schaftliche V,erhalten nicht mehr ausschließlich von den Gegebenheiten des Ver" 
ke'hrsmarktes bestimmt wird. 

Andererseits sind in der deutschen Bi~Uienschiffahrt 'immer schon traditiona" 
listiscpe V,erhaltensweisen für die BetriJebsführung sehr bestimmend gewesen. Das 
relativ späte Eit:ls!Ctz'en der Modernisierung di,eses Verkehrsträgers, die relativ späte 
Anwendung der Md,hoden moderner Betrrebsführu1}g sind hierfür Beweis. Es 
ist anzunejhmen, daß dieses vergangenheitsg'ehundene V'erhalten weniger ein 
Ueherbleibsel aus, 'einer Zdt abgesClhirmter M.ärkte ist, die 'es heute ja nicht mehr 
gibt, sondern aus dem WIesen dieses nahtrv,erbundenen Ge~,erbes zu erklären 
ist. (Eine Parallele Ihierfür z'e~gt siqh in der Ltandwirtschaft.) - Auß:erdem ist 
das wirtsqhaftliche V,erhalten bei diesen Untemelunungen häufig in sehr aus~ 
geprägter Wdse durqh den Wunsch zur Nahmung, wobei gewisse Prestige" 
Ucher1egungen dne :RJolll! spielen, geprägt. - Eine 'erklärHClhe Situation in einem 
Unternelhmungszwefg, ,der ,durch die Entwicklul1g 'des Gew,erbes, 'die Gemein" 
samkeit des IWieges, auf dem die l.J~istul1g1en 'erstellt werden, 'cng'c persönliche 
Verbindungen aufweist. -

, ----
17) B, Stumpf, "Die DcutsM() Bundesbahn im Jahre 1954", in: Jahrbuch des EisOllbahnwesclIs 
1955,a, a. 0., S, 15. ' 
18) A. Sdlunitt, "Di'e Lihera:1i~~erung l1es innerdeutschen Wasserstraßenverkehrs", Du1sburg, 1954, 
S. 13/14. ' 
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Zwei weitere Momente spielen bei der Loslösung der Schiffahrtsinvestitionen 
von den ,echten Produktivitätsv,erhältnissenei,ne s,ehr große RolLe: Zunächst die 
MaßwirkUJ~g des DEGT, der zu Fradhtmanipulationen zWIngt, die - rein ,ökono;: 
misch gesehen - "nicht die lechten" Ertragsv,erhäItnisse schaffen können; die 
betriebliche RentabiHtät bestimmter Verkehre auf der Wasserstraße kann dadurch 
niedriger lerscheinen, ,als es der Wirklichl~eit ,entspricht, wenn nicht gewährleistet 
ist, daß der determinierende Eisenbahntarif zumindest die Kosten dieser die Bin" 

. nenschiffahrt konkurr·enzierenden Yerkehrsbedienung deckt. - Doch vid bedew 
tcnder lerscheint uns die Tatsache, daß der weitaus gewichtigere Tdl der dcutschcn 
Binnenschiffahrt, nämlich die deutsche Rheinschiffahrt, in heftig,em W,ettbewerb 
mit dcn ausländischcn Rheinflotten steht, dn \Xi';ettbewerb, der sich nunmehr 
nicht nur auf den grenzüberschreitenden Verkehr, sondern auch auf den inner;: 
deutschen Y,erkehr lerstreckt. Di~s,cr \Xi';ettbewerb hat jedoch völlig ungleiche 
:Ausgangsverhältnisse als 'Grundlage (Löhne, Steuern, Subventionen ~), so daß 
hiermit untersclüedHche Produktivitätsrelationen gcgeben sind. DIese bedeuten 
natürlich eine ,ebenso unterschiedHche Möglichkeit, Inv.estitionen vorzunehmen. -
Es ist mm eine Tatsache, daß die Produktivitätsverhältnisse der deutschen Rhein;: 
schiffahrt ungünstiger liegen als d~e anderer Rheinuferstaaten. Die Gründe dafür 
liegen auf der Seite der Kosten, die ilmen ,entstehen. Ander,e:rseits ist sie aus 
. Gründen der Konkurr,enzfä,higkeit g,ezwungen, ihren Leistungsstand dem anderer 
Rheinflotten anzugleichen. Es treten hier in die Investitionsentscheidungen -
wiederum rein ,ökonomisch gesehen - "artfremde" Ueberlegungen ein, die sich 
zu einem Investitionsboom kumulieren können. 

So sind also auch die Investiti.onen in dem Binnenschiffahrtssektor tndetcr'p 
miniert in ,dem Sinne, als sie nicht in di;J.1ektem Zusammenhang mit den eigent,: 
lichen ,ökonomischen Größen stehen, sondern von traditionalistischen und ara;: . 
tionalen Motiven beeinflußt und darüber hinaus durch internationaIe Einwir,: 
kungen von der ohnehin nicht die tatsächliche ökonomische Situation.widergeben;: 
den Ertragslage getrennt worden. 

Diese Indeterminiertheit der Y,erkehrsinv,estitionen wird nun noch verstärkt durch 
die Tatsache ihrer ausgesprochenen Langfristigkeit. Wir müssen -hierbei wieder 
an die Erwartungen "der Investoren denken, über die ja schon 'kurz gespro'~hen 
/WUrde. Helander19) stellt mit Hinweis auf v,erschiedene Y'erkehrsinv,estitionen, 
die di<; in sie gesetzten Erwartungen nicht lerfüllt haben, test: " ... unser beschränk;< 
tes Wissen über die Zukunft leitet uns besonders leicht auf Irrwege, wenn wir 
für die Zukunft planen wollen, wie das jede Kapitalinv,estition voraussetzt. 
Bringt uns die kapitalistische Technik neue gewaltige Y,erkehrsmöglichkeiten, 
so auch gewaltige M,öglichkeiten, unsere Irrtümer in der Einschätzung der wirt;: 
sc11aftlicheli Zukunft in bleibenden Y,erkehrsanlagen zu manifestiel1en. Jedes 
kapitalistische Y,erkehrssystem besitzt jene gar nicht zu v,ermeidende Vorbelastung 
an menschlichen Ir;rtümern. Die GJ."ie:hz,enlosigkeit der Erwartungen im früh;: 
kapitalistis<hen Zeitalter ll14g den' Anteil dieser Irrtümer zunächst noch ge;: 
steigert haben, aber im Prinzip sinlcl sie gar nic,ht zu v,erme.i,cl!en und erhalten 
erhöhte Bedeutung in einem Wirtsqhaftssystem mit stark v'erbesserten technischen 
Möglichkeiten und mit großzügiger Schaffung von Verkehrsmitteln für eine 
spekulativ vorweggenommene, wirtschaftlich erwei,terte Zukunft." Die Erwar;: 
tun gen sind natürlich umso' unsicher,er, (und dami,t leichter dem Irrtum aus~ 
geliefert), je länger die P,erioden si,nd, über die sich die InvestiHonsplanung er" 

19) S. IIelandor, "Natüonalo Ve,rkCJ111's:plülJiung", Jcna, 1D37, S. 84 H. 
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strecken muß. F-ehlen zu dies,er Planung exakte Maßstäbe, wie in unserem Fall, 
dann sc:hafft sich das wirtschaftende Individuum angesichts des wirtschaftlichen 
Zwanges Entscheidungen zu treffen, Ri<:~tgrößen, in die dann aber allzu leicht 
emotionale M'Otive Eingang finden, wi:e wir gesehen haben. 

Es ist also sehr leioht mög1ich~-daß dile Investitionsentsicheidun~en durch dite 
tatsächliche Entwicklung desavouiert werden. Und dies ist auf dem Y,erkehrs::: 
sektor umso ptüblematisdher, als ja die M'Obilität der investierten Kapitalgüter 
äußerst gering ist. Schiffe, Last:::, Güterwagen usw. und die zu ihrem Betrieb 
notwendigen Anlagen können nur zur Erstdlung von Transportleistu~gen vier::: 
wendet werden, nicht aber in >eine andere Produktionsverwendung übergeführt 
werden. Darin liegt ja ein se~r gewi(chtigejS P:nobilleni der Anpassungen der 
Leistungskapazität der Verkehrsträger an die N aqhfrage. Erschwerend tritt hierbei 
die Tatsac:he auf, daß die Verkehrsträger in ihrer Gesamtheit gesehen im Gegen::: 
satz zu anderen Investoren niemals ~offen können, 'durqh ihr'e Angebotsgestaltung 
(Reklame usw.) dne nenneswerte Nac'hfrage zu -induzier-en. Der Konsum v'On 
YerkCt'hrsleistungen (außer den aus kulturellen Gründen vorgenommenen Orts::: 
veränderungen von Personen) bereHet ja keinen .. unmittelbaren Genuß; das 
Transportunterm{hmen ist abhängig von der Nacihfrage, kann sie aber nicht in 
nennens;vertem Umfang zur Veranlassung v:on Transporten bew,egen. 

Nun ist es Jedoc'J;I njcht nur ein Ainlilegen der YlerkJeh'rswirtschaft selbst, ihre 
Investiti'Onen S'O zu dimensi1onieren, daß die Ueberkapazität nicht mehr als un~ 
vermeidlic'.p20) anschwillt. Es ist darüber hinaus ein Anliegen der gesamten Volks::: 
wirtSc'paft, wenn man bedenkt, wie -einschneidend sie von der Funktionsunfähig~ 
keit des Y,erkehrsapparates beeinflußt wird. Ni_cht nur daß der Verkehrssektor 
ein bedeutendes Feld für die InvestiHon v'On Ersparnissen darstellt, darüber hinaus 
twirken die Y-erkehrsinvestitionen z. B. wie \X'. Isard 21) gez-eigt hat, ja auch in 
direkter Bezie~1Ungein auf den Konjunkturv-erlauf. Er stellte z. B. fest, daß in den 
Ver-einigten Staaten die 6 großen Bauzyklen zwisc1hen 1825 und 1935 ausgelöst 
wurden durdh Y,erkehrsinvestitionen (Kanalbau, Eisenbahnbau, elektrischer Nah. 
verk!:'IPr, Automobil). 

Die Stellung der Verkehrsinvestitionen innerhalb der ges.amten volkswirt~ 
sc;'haftlichen Investitionen ist damit angedeutet, und es ist nicht notwendig, weiter 
darauf lhinzuweisen, wie wichtig -es ist, daß die Investitionen in diesem Bereich 
die F'Orderung na2h -einer 'Organischen Struktur und 'einem ,organischen Aufbau 
,erfüllen. 

Si&erlich: kann man den Y'erkehrsinvestitionen ihrer Natur nach keine Sonder~ 
bedeutung beimessen. Auch bei ihnen wird KapitaldisposiHon in die Form von 
festem und beweglic;,'hem Realkapital übergeführt wie grundsätzlich bei jedem 
Investitionsakt. Aber 'es treten - wie gezeigt - hier doch :eine solche Vielzahl 
von Einzelproblemen auf, die wir in anderen Investiti'Onsbereichen nicht finden, 
daß "Quantität in Qualität umsc~lägt"22) und eine zureichendc Selbststeucrung 
der Investitionsakte im Verk~hrswesen nicht gesichert ist: 

20) Oh. E. Landon, a. a. 0., S. 247, stellt hi,crzlI fest: "Another causo of ovorcapucity is the 
ina.hi-[,il.y to mako adtLi~ion~ pieoemcal, particula-rly wlwn largo invcs-tmcnl is necessary. 'l'his con­
dit~on ,i-s true 01 both private and governrnent linves-tmBnt." 
21) 'IIV. Js.ard, "Transport DevcLopmBrJt and BlI'ilding Cycles", Quarlerly Journal or Economics, 
19,12, S. 90 H. 
22) O. Mosl, "Sozi:nJ.e MarktwirWichalt und Verkdlr", Schriftcnroihc des Bundesministers für 
Vcrkt\hr, Heft G, !3ir!}lddd 1954, S. 3'1. 
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,Wir können also zusammenfassend f.eststellen: 

1. Selbst bei UntersteUungeiner fr,eLen Preisbildung im Verke..'hr wäre dieser 
freie Pr.eis kein braud,hbares Signal für die Investitionspolitik der V'erkehrs" 
träger. Die Pr,eissdhwankungen sind der Natur dieses Di-enstleistungsgewerbes 
entspred}:lend kurzfristig und heftig, die Kapitalgüteranlagen aber sehr lang" 
fristig, Anpassungen äußerst schwierig, da die Mobilität der Kapitalgüter im 
Verkehrssektor gleich Null ist, so daß "richtige" Investitionsentschlüss·e sich nur 
sdJ.r schwer an der augenblicklichen Ertragslage orientieren könnten. 

2. Die tatsächliche Preispoli.tik bedingt· Erträge, die nicht genaues Ergebnis der 
tatsächlichen Pxoduktivität der V,erkehrsträger sind. . 
.1) Bei der Deutschen Bundesbahn gilt dies ganz allgemein wegen ihres heute 

in T'eUen unorganiscP geworden·en, z,errissenen und mit gemeinwirtschaft" 
lichen Aufgaben belasteten Tarifsystems. 

b) Beim Straßenverke'h~ gilt dies -einerseits hinsichtlich der V,ergünstigungen, 
die ihm noch dadl!rch v·erbleiben, daß ·er selne WIegekosten nicht in die 
Preisforderungeneinkalkulieren müß. Anderers.eits ist der Werkverkehr 
in der Lage, zu innerbetrieblichen Verl1echnungspreisen, die praktisch in 
weiten Gl1enien manipulierbar si.nd, seine L'eistungen zu ierstellen. 

c) In gewisser Hinsicht gilt letzteres auch für die Binnerischiffahrt, soweit sie 
sich innerhalb dnes Konzerns in vertikaler Bindung betätigt. Darüber hin" 
aus aber unterliegt sie in vielen V'erk,e;hren der Maßwirkung des DEGT, 
so daß das unter .a) Festgestellte in abgeschwächtem Maße auch für sie 
zutrifft. Schließlich unterliegt sie in ihrer Pl'eisgestaltung dem steigenden 
Einfluß der ausländischen Rheinschiffahrt, so daß von dort fremde Elemente 

. (Auswirkung der .anderen steuerlichen, ·lohnpolitischen Situation, anderer 
Betriebsstoffpr.eise und Subventionen, in summa: Abhängigkeit von den 
ausländisd.hen Investitionen) in ihre Tarifgebanlllg hineingetragen werden. 

Daher sind die Inv.estitionen im V.erkebr - würden sie nur von Gewinnen 
und Verlusten gelenkt, nü;'ht Ausdruck der volkSWirtschaftlichen Produktivität. 
- "Die Zersplitterung des Angebotes und die zu folge der langen Lebensdauer 
der S&iffseinheiten besonders erschwerte ,exakte Kostenerfassung und Kosten", 

. ~~ohachtung bewirkt ... in Zeiten steigender Ertragslage ·einen '?urch die 
lan.gerfristige Entwicklu~.g nicht begründeten qptimismus, de~. zu 'e~ner stoß" 
welsen Neubautätigkeit auf breiter Ebene führt. Stellt sich spater eme solche 
;V.ergr,ößerung der Flotte als Fehlinvestition heraus, so kann diese auf ~rund 
der bereits beschriebenen Zusammenhänge nicht in absehbarel1 Zeitrau~.en 
wieder abgesc,.hliffen werden. Sie vlergroßert den Marktdruck t~nd verstarkt 
die Tendenz zu ruinösen Sdhleuderfrachten. 
Unübersichtlichkeit und Zersplitterung im >einzelnen, mannigfaltige Einpüsse 

,au~erökonomischer Art, dazu abnorm la~ge Planungsperioden .und. etn rc" 
aktlOnssc'hnelles Herunterkonkurrieren der Frachtforderungen bel we1.chender 
Beschäftigung lassen auf dem Rheinschiffahrtsmarkt dne völlig freie ,:tnd. 
spontan durqlgeführte InvesÜtionstätigkett im Hinblick auf ·eine ökonomls~h 
si?nv.oUe Ol1dnung des Marktes fragwürdig ,ersch'einen."23) Das, was S~hm~tt 
;hier im Hinblick auf die Rheinschiffahrt feststellt, gilt im Grunde fur dIe 
gesamte Binnensdhiffahrt, die Deutsche Bundeshahn ·sowie den Straßenv.erkehr, 

23) A. Sdllllitt, "Di'O ~ihcraJi,.~il.'rung d~s illll~rdcutschcn Wassc.rstrnßcnverl,dlrs", n. a. 0., S. 44/45. 
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Was dessen Abstimmung auf dIe Kapazität des we~tdeutsc1len Straßennetzes 
anlangt. . 

3. Die InvestitionspoüUk im Verkehr ist das Ergebnis des öffentlichen und 
privatwirtscihaftlichen Mischsystems, das die Untcrnehmensstruktur der Ver" 
kehrswirtschaft bestimmt. Nicht nur, daß die 'öffentliche Hand den Haupt<' 
v,erkehrsträger 'einsetzt, auch bei den beiden anderen V,erkehrsträgern ist sie 
vertreten, wobei ihier komplizierend hinzutritt, daß sie wohl grundsätzlich die 
Aufgabe !hat, Schiffahrts" und Landwege zu erstelle!!, zu unterhalten und aus<' 
zubauen, aber' durdh ihre eigenen oder dte ihrer' Kontrolle unterworfenen 
Unternehmungen z. B. keinerlei wesentlichen Einfluß auf die Anz.ahl der 
Transportmittel hat, die sich auf Wasser" und Landstraßen bewegen. 

'Ander,erseits ist die Investitionspolitik des Staates keineswegs nur von rein 
ökonomischen Motiven bestimmt. Es sind vielmehr in fast allen Fällen staats" 
politische Zwecksetzungen verschiedensten Inhalts, die seine Entscheidungen 
beeinflussen. ' , -

4. So wird also die Investitionspolitik im Verkehr von sehr heterogenen F aktoreJ? 
gestaltet. Dem institutionen gebundenen Einna:hme"Ausgabe"Denken aus der 
finanzwirtschaftlichen Sphäre des Staates stehen im Bereich der privaten 
V:erkehrsträger Inv,estitionskalkulationen gegenüber, die von Prestige"Ueber" 
legungen, traditionalistiscnen V,e.rhaltensweisen oder das Investitionsverhalten ' 
anderer V,erkeJhrsunternehmer nadlahmenden Entschlüssen ,getragen werden. 

, , 
5. Die unabdingbare Forderung nach einem organischen Wachstum der VerkehrS" 

WirtsChaft wird also keineswegs ,erfüllt. 

Es erhebt sich' damit die Frag,c, was zu tun sei. 

Die Maßnahmen können und sollten auf drei Ebenen getroffen werden: 

1. Zunächst auf der Ebene 'der 'einzelnen V,crkehrsun'ternehmen seIbst. 

Trotz aller dargestellten Schwierigkeiten der Invlestitionsplanung im Verkehr 
läßt sich eine genauere Invlestitionsrechnung durchfühllen, wenn folgender W,eg 
beschritten wird 21): 

./ 

Man .kann ein generelLes Schema für Inv,estitionsplariungen befolgen, das 
UeberLegungen auf folgenden vier Stufen vorsieht: 

A) Auf der ersten Stufe handelt ,es sich zunächst darum, 

a)eine genaue Beschreibung der verschiedenen ~l.ternativen z~_g~ben,. die 
im ,Hinblick ,auf einen 'erstrehenswerten Inveshhonseffekt moghch slnd; 

b) dann geht es um 'eine Präz,isienlllg. der .für jede di~s~r Alte~at~ven 
chatakteristischen Faktoren. Dabei smd dle faktoren, ,die quantitatlv,er 
Natur sind, also der ,exakten Geldrechnung zugänglich sind, von 'denen, 
die keinen quantitativen Charakter haben, zu scheiden; 

c) man wird siCh nun um dne Beschre,ibung, der Untersc!1iede zwischen 
den Alternativ,en in nicht monetärer Form bemühen, wodurch die ver<' 
schiedenen Investitionsmöglichkeiten klar herausgestellt werden. 

21) E. Schneider, a. a, 0., S. 132 f. 
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B) Auf der zweiten Stufe ist reine Bestimmung der zu dies'en Alternativen 
unter verschiedenen VlOraussetzu~gen gehörenden Ausgaben;: und Ein;: 
nahmenreihen der geplanten InvestiHon vlOrzunehmen. 

C) Nunmehr geht ,es um die Wahl dnes Kalkulationszinsfußes und d~e Durch;: 
führung der Rechnung, bei der dicerwarteten Einnahmen und Ausgabcl?- auf 
den Z'eitpunkt unmittelbar vor Beginn der Investition diskonHert werden. 

D) Endlich ist eine kritische Beurteilung und Bewertung der Ergebnisse der 
Rechnung unter Berücksichtigung des Unsicherheitsgrades der Erwartungen 
und der "irreduziblen Faktoren" vorzunehmen. 

Immerhin läßt sich auf diese Weis,e immer noch' nicht das Problem der Un;: 
sicherheit bezüglich der zukünftig,en Entwicklungen, der zu FlOlge subjektive 
Schätzungen, die im Kalkulationszinsfuß ihr'en Niederschlag finden, Platz 
grreifen müssen, diminkren. Es ist daher sehr wichtig, diese subjektiven 
Investitionsüberlegungen auf ,eine höher,e Ebene zu ilbertra~en. 

'2. Das heißt, 'es wird notwendig, die Investitionsüberlegungen im Bereich jedes 
V'erkehrsträgers insgesamt anzustellen. Dadurch, daß alle Unternehmungen 
eines bestimmten V,erkehrszweiges sich zusammcnfinden, um ihre Investitions;: 
pläne zu 'erörtern, findet ,eine VlOrabklärung aller der irrationalen MlOtive statt, 
die im Ber,eich der Investitionsentscheidung,en dnes einzelnen Unternehmers 
lOhne weiteres in dte Investitionsrechnung Eingang finden werden. Es ist also 
daran zu denken, daß sowohl der Straßenverkehr, wie auch die Binnenschiff;: 
fahrt sich Gremien schaffen, innerhalb deren die Inv,estitionsfragen besprochen 
werden. Anderersdts wäre 'es wünschenswert, wenn diese beiden Gremien 
nicht nur beratende Funktionen hätten, sondern in gewisser Weise doch auch 
auf die Investitionsentschlüsse der 'einzelnen Verkehrsunternehmen gemäß den 
gemeinsamen Beschlüssen dieser Gr,emien Einfluß nehmen könnten. 

Es wird wahrscheinlich weniger schwierig sein, in diesen beiden Investitions;: 
gremien sich abzustimmen und bestimmte Inv,estitionsrichtlinien zu ,erarbeiten, 
als vielmehr zu 'erreichen, daß diese Vmschläge von den ,einzelnen Unter;: 
nehmen auch befolgt werden. Zwei Alternativ,en können hier die Lösung 
ides Problems 'ermöglichen: Einmal eine sich im Laufe der Zeit durch'setzende 
Einsicht des Einzeluntemehmers, die ihm dann die Freiheit seiner Entscheidung 
beläßt, oder dne kartellähnliche Organisation jedes dieser beiden Verkehrs;: 
träger, die verbindliche Investitionsrichtlinienerläßt. - Es ist kdne Frage, 
:daß vieles für die erste, wenig für dile zWleite Lösungsmöglichkeit spri,cht, 
wobei der erste W'eg vermutlich gar nicht so irreal ist, wenn man bedenkt, 
daß' der Einzelunternehmer (dies gilt wohl ganz besonders für den Straßen;: 
verkehr) seine Investitionsentschlüsse untier Unkcnntnis der tatsächlichen Sach;: 
lage vornimmt und für dne Erweiterung seiner Einsichten in die herrschende 
und daraus wahrscheinlich resultierende zukünftige Lage mit der Zeit durch" 
aus zugänglich werden müßte. - Dazu kommt ja nun noch dn w,eiteres: 

3. Schließlich bedarf 'es reiner z'entralen Abstimmung, die alle VIerkehrsträger 
erfaßt. W,enn Seebohm kürzlich in aller Deutlichkeit herausgestellt hat, daß 
die Ziele der V,erkehrspolitik "mit Hilfe der Tarifpolitik allein nicht 'erreicht 
weriden können"25), dann beweist das deutlich, "daß die gesamte Verkehrs;: 

25) Drucksache. Antwort des ßunuesminlisLcrs für Verkehr auf di-c kleline Anfrage 195 tier Ab­
geordneten Mül1cr-lIeTInann, Schmidt (llamhurg), Hadcmacher und Genossen (Drucksache 1726). 
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politik in der Investitionsfrag.e kulminiert"2G). Aus diesem Grunde fordert 
,Welt er "dne Stärkung der koordinierenden K'ompetenzen"21). In diesem 
Gremium müßten v,ertreten sein die beiden Investitionsgremien des Straßen~ 
verkehrs und der Binnenschiffahrt, sowie die Bundesbahn. Es gehört weiterhin 
dazu eine Vertretung der Behörden, die mit Neuhau, Ausbau und Unterhaltung 
!der Wasser" und Landwege betraut sind. Innerhalb dieses Kreises ist es mög~ 
lieh, eine weitere Klänmg der gegebenen und geplanten Situation zu erreichen. 

Es gibt ·gute Gründe dafür anzunehmen, daß 'ein solcher dreistufiger Aufbau -
der Inv.estitionspolitik sinnvoll und erfolgreich ist. Eine Parallele für diese drei~ 
stufige Entscheidungsbildung finden wir z. B. in der allgemeinpolitischen Wil1ens~ 
pildung. Hier ist ,es ja z.unächst ,der ges.ellschaftliche Unterbau, der durch die 
Bev,ölkerungs", Berufs~ und Besitu(Einlwmmens,,) struktur' zunächst bestimmte 
Forderungen subjektiver Art herausbildet - Fürderungen, die noch: durchaus 
von emotionalen Motiv,en getragen wel'den. - In den mittleren Stockwerken des 
Gesellschaftsbaues bemühen sich Parteien, Interessengruppen und Vierwaltungen 
um dne Abklänmg der "von unten" herangetragenen Meinungen und Wünsche. 
Durch ihre praktische Arbeit schaffen sie ,;ein System differenzierter Gruppen" 
filter ... , mit deren Hilfe politische Meinungen von ,unten' beeinflußt durch 
politische Entscheidungen und Zielsetzungen, ,oben' zu politischen Willens" 
strömen verdichtet werden" 28). Diese "Fiherwirkung" siebt quasi arationale 
Motive aus dem Prozeß' der Entscheidungsbildung heraus. - Die T,endenz zur 
Sachlichkeit, K'ooperation und zum Kompromiß prägt sich in ~er Spitze des 
gesellschaftlichen Aufbaues, im Parlament, schließlich am stärksten aus. 

So .wird innerhalb dieses soziologischen Flechtwerks durch die beiden filternden 
und abklärendeq. Ebenen schließlich potentiell dn Höchstmaß an möglicher 
Objektivität der Entscheidung gefunden. 

Auf ähnliche WlCise könnte bei einem dreistufigen Aufbau der InvestitLonen, 
wobei für die Einzelentscheidung des Unternehmers die mittlere _Stufe die wich" 
tigste ist, die unterste Stufe led~g1ich die Einz'elwünsche herauszubilden hat und 
die oberste Stufe schließlich das Gesamtbild der Investitionspläne herausstellen 
soll, die Möglichkeit geschaffen sein, ein koordiniertes :und mganisches Wachstum 
der Investitionen zu ,erreichen. 

Natürlich ist bei diesem System zu berücksichtigen, daß dann schwierige 
Organisationsprobleme auftauchen werden, wenn 'es sich als ~mrealisierbar ,cl''' 
weisen sollte, daß die Einzdunternehmer sich diesen Richtlinien unterwerfen; 
denn der zweite W,eg bringt zweifellos die Gefahr einer Uns,elbständigkeit des· 
Privatunternehmers mit sich, der - wenn ·er sich schon nicht der Einsicht zu 
beugen gewillt ist, sich: auch nicht freiwillig 'einem y,erband unterwerfe.n. wir.d. 
Das aber würde die Institution dner Zwangsorganisation bedeuten, die welt" 
reichende F,olgen für die Wi:rtschafts~ührung der Yerkdll'sunternehmen und der 
Gesamtorganisation . des. Verkehrszweiges haben müßte. 

Immerhin wird man die Auffassung vertreten können,' daß - zunäcl1st - die 
Klärung möglichst vieler Fakten, die die Investittonsentscheidungen 'heeinflussen 
sollten, auf den drei Ebenen dnen Fortschritt für -eine harmonische Abstimmung 

26) E. ·W.uhu!", "Inv~sti~i,onspo1~~ik im Verkehrswesen", in: Zcrlschrift für VcrkehrsW'isscnschaft, 
195,1, S. 113. 
21) E. Welter, ;J.. u. 0./ S. 123. 
28) O. Stammer, "Politische Soziologie", in: Soziologi,e, Düssehlorf-Köln, 1955, S.2GO. 
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der Investitionen im Bereich der V,erk'ehrswirtschaft darstellen werden. - Denn 
selbst wenn die 'erarbeiteten Richtlini:en für den Einzdunternehmer nicht ,obliga: 
torisch sind, so wird doch eine sorgfältige und kontinui~r1iche K;onjunktur" 
analyse und Berechnung 'des v·crmutlichen Trcnds der Wirtschaft Einsichten Ver" 
mitteln, die zumindest von den großeren Unternebmungen nicht ignor'iert werdcn 
kJönnen. - Darüber hinaus bleibt es Aufgabe des Staates, durch verkehrs" und 
finanzpolitische Mittel bei der Erreichung dieses Ziels unter der Berücksichtigung 
der allgemeinen 'ökonomischen Intcrdep.endenz mitzuhelfen - denn nicht die 
Verkehrspolitik ist als gcglückt zu betrachten, die mit punktuellen Maßnahmen 
auftretende Ungleich gewichte beseitigt, sondern dic, die durch ihrc langfristige 
Planung vermeidet, daß ,es zu Störungen des V,erkehrsablaufs kommt, die auf 
unkoordinierte Investitionen zurückzuführ,en sind. 

I 

• 
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Die Harmonisierung 
der Montangüter-Eisenbahntarife 1) 

Von Dr. W. S c he i cl er, DüsseldOl'f 

Bekanntlich sieht der Montanunion:::Viertrag in seinem Artikd 70 und im § 10 
der Uebergangsbestimmungen dne Korrektur der Montangütertarife vor, die in 
drei Stufen v,orgenommen werden süll, nämlich:: 
1. Beseitigung der auf dem Herkunfts", 'Oder Bestimmungsland der Erzeugnisse 

beruhenden Diskriminierungen bei den Frachten und Beförderungsbedingun", 
gen aller Art. 

2. Sahaffung dirdder internaticmaler Tarife, die die Gesamtentfernung berücb 
sidhtigen und dnen degressiv,en Charakter tragen. 

3. Prüfung der bei den versc:hiedenen Beförderungsarten für Kohle und Stahl 
langewandten Frac:hten und Beförderungsbedingungen aller Art, damit sie 
im Rahmen der Gemeinschaft aufeinander abgestimmt werden, soweit es für 
das ordnungsgemäße Arbeiten des gemeinsamen Marktes ,erfürderlich ist. (Har" 
monisierung) , : 

Obwohl die Integration ,auf ,einem Gütermarkt mit dem 'VlerkJehrswesen direkt 
nichts zu tun hat, so konnte man doch' nicht an der Tatsache vorbeigehen, 'daß 
die Wdtbewerbsv'ethältnisse in der Montangüterindustrie durch die Transport", 
i<Josten wesentlich mitbestimmt wel1den. Es ist z. B. keine Sehenheit, daß der 
Einstandspreis .für K,ohle bis zu 40% aus Transportkostenbesteht 
U nter diese~ Verhältnissen kann ,ein Abbau von, Zöllen und Subv,entionen zur 

, Verbesserung des Güteraustausahes nur zu Tdlerfolgen führen, wenn nicht auch 
auf dem, Gebiet der Fr,achten 'entsprechende Maßnahmen durchgeführt werden. 
Erscheinen die Bestrebungen des Vlertrages unter diesen Gesi,chtspunkten also not" 
wendig, so stellen sie jedoch insofern 'e~n besonderes Problem dar, als durch die 
vorgesehenen Eingriffe die Tar~fe für ICtw,a 40 % des Güteraufkommens der Eisen" 
bahnen betvoffen werden. Bei dies,er Sachlage können Tarifänderungen nicht 
allein aus der P,erspektiv,e des Gütermarktes betrachtet werden, sondern sie werfen 
eminent wichtige verkehrswi.rtschaftlichc und verkiehrspolitische Fr:agen auf. Ins" 
he~ondere bei der im Augenblick ip1 Vordergnmd stehenden Diskussion der 
sogenannten Harmonisierung der Montangütertarife ,crschdnt es geboten, immer 
. wieder ,eindringlich auf diese Seite des Problems hinzuweisen. ' 

r. 
Rückblick auf bisherige Maßnahtn.en. 

Schon vor Evöffnung des gemeinsamen Marktes am 10. 2. 1953 haben die HohCl 
,Be~ötide und der SacllV'erständigenausschuß für Transportwesen, der ihr zur 
Beratung in Tariffragen zur Seite gestellt il>t, mit den vorbel'eitenden Prüfungen 

~Der Aufsatz enthält Gcd~nkengänge einer umfangmicheren Studie !Les Vcrfassürs, dio in Kürzo 
unter dem Titel "Die. Tarifpolitik der Hohcn Dllhördo und da~ deutsche Vcrkehrswesen" als Dand .11 
der Schriftenreihe dos Instituts für Verkehrswisscllschaft an der UniJvors.ität Münswr im Verlag 
Vandenhoeck & Ruprecht in Göttingen crscheinon wird. Inst~tut und Verlag gahen freundlicher-
weise 'die Gcnehmigung zur Veröffentlichung dieses Aufsatzes. , 

Bg 2 
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begonnen. Man muß beiden Gremten bescheinigen, daß im Zuge der ErfüHung. 
des Vertrages seither Beachtliches geleistet wurde. DLe bisherigen Maßnahmen 
sollen kurz gestreift werden, w,eil dadurch das V,erständnis (l·er durch di;e Hannoni~ 
sierung aufgeworfenen Fragen ,er1eichtert wird. 

1. Beseitigung der Diskriminie!1lungen. 

Auf Grund der vorbeDeitenden Arbeiten konnte die Hohe Behörde den Reg~e~ , 
rungen dne R:eihe von Diskrim~n~erungen nennen, die von den V,ertragsstaaten 
durch'entspr:echende Tarifänderungen mit Eröffnung des gemeinsamen Marktes 
beseitigt wUl1den. Di:ese zur Erfüllung von Art. 70 Abs. 2 durchgeführten Korrck~ 
turen waren insofern rdatlv unprobLematisch, als sowohl hinsichtlich der Ve~ 
pflichtung zu ihrer Durchführung als auch hinsichtlich der dafür möglichen W'ege 
im allgemeinen kaum ZweiEel bestehen kJonnten. Es handelte 'sich darum, 'ent~ 
weder die für den Transport heimisch,er Güter allgemei,n '.mgewandten Tarife auch' 
auf den V,erkehr von aus den V,ertragsstaaten importiertenWaDe:n auszudehnen 
bzw. umgekJehrt, IOder aber ,einen neuen Tarif auf mittler,em Niveau zu bilden. 

Insgesamt verlangte die Hohe Beh:örde im Rahmen der Korrekturen der ersten 
Etappe 32 T,arifänderungen, v,on denen mit zwei Ausnahmen 'nur die Eisenbahn~ 
tarife betroffen wUDden. Allein im J,ahre 1953 wurde dadurch Idne Transport~ 
kostensenkung in Höhe von rd. 2 Mio DM 'erzielt. Obwohl der gr.enzüherschrei<' 
teode V,erl~ehr in den betr:offenen Fällen v,erbi11igt wurde, wird man trotzdem sagen 
können, daß keine wesentlichen ,austauschbelebenden Wirkungen auf dem ge~ 
meinsamen Markt hervorgerufen wurden. Denn diese Zahl stellt einen Saldo dar. 
Es wurden nämlich die Binnentarife in vielen Fällen gleichzeitig erhöht. Außer;: 
dem wurde d~e für die Bundesbahn spürbarste und auch sonst gewichtigste Tarif~ 
änderung, die Ausdehnung der Frachtsätze des AT 6 B 1 auf den Transport von 
Importkohle (Einnahmeausfall c,a. 11 Mio DM pro Jahr), fim gwßen und ganzen 
durcl1 den Abbau der franz,ösischen Exportsubventionen in gleicher Höhe kom~ 
pensiert. Unter Berücksichtigung dieser Tatsache ist vielleicht sogar di'e Annahme 
beDechtigt, daß im Hinblick auf d~e Einstandspreise für Montangüter das Gesamt~ 
resultat negativ war. Denn wenn der Saldo lediglidl ,eine Transportkosten~ 
senkung in Höhe von 2 Mio DM pro Jahr 'erreic,ht wunde, der Ausfall :der BundeS<' 
bahn aHein heim Kohleverkehr .aber 11 M10 DM pro Jahr ausmachte, die wir<' 
kungsLos blieben, dann brachte der ~est der Maßnahmen teine Transportkosten~ 
erhöhung von ca. 9 Mio DM pro Jahr (auf der Grundlage der V,erkehrsmengen 
des Jahres 1953). Diese Transportvierteuerungen können durchaus austausch~ 
hemmend !gewirkt haben bzw. noch' wiJ;kJen, olme daß ihnen nennenswerte be" 
lebende Wirkungen auf der anderen Seite gegenüberstehen. 

Bei Beurteilung des Ergebnisses. der Korrekturen der 'ersten Etappe sollte alIer~ 
dings nicht übersehen werden, daß dadurch' dn wesentlicher'Schritt getan wurde, 
um die hestehenden Verz'errungen der W,ettbewerbsverhältniss,e zwischen den 
einz,elnen Rievier'en der Montanunion zu bereinigen. 

2. Direkte T'arife. 

Erinnert man sich der anfänglich tastenden Diskussion zum Problem der Ein~ 
führung !direkter inf.ernationaler Tarife, der zweifoen im V,ertrag vorgeschriebenen 
Etappe, so muß angesichts der inzwischen gefundenen L,ösung - der bekannten 
Formel C - anerkannt werden, daß Mer möglich'erweis,e ein richtungweise.nder 
Schritt für eine zukünftige Integration a,uf dem V,erkehrsgebi·et getan wurde. 
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Die Zerlegung der Frachtsätz·e in die ,einzelnen ELemente Abfertigungsgebühr, 
Grundstr,eckenfracht und Degr,essionskoeffiz~enten gestattet d1e mühelose Kon" 
struküon durchgerechneter internaUonaler Tarife in einer vom Tarif technischen 
her ges,ehenen logisch 'Cinwandfreten Wreise. Diese ZerglLedenmg erlaubt es, die 
bisher für den nationalen y,erkehr angewandten T arifbUdungsgrundsätz:e un" 
verändert auch auf den grenzüberschreitenden Transport auszudehnen. 

Auf Grund des Abkommens vom 21. 3. 1955 wurden mit Wirkung vom 1. 5.1955 
direkte Tarif.e für Kohle, Koks und Erz ,eingeführt; am 1. 5. 1956 werden lent,:;· 
sprech,ende Frachten für Schrott und Erzeugnisse der Eis:en" und StahlindustriiC 
in Kraft treten. Die Kürzung der Abfertigungsgebühr um j:eweils lediglich 1/3 im 
ersten Jahr und die Begr1enzung ,der für den g r ie n z ü b je r S ehr e i t e n cl ,e n 
Verkehr anwendbaren Degressionskodfizienten müssen als notwendige Schutz" 
maßnahmen angesehen w,erden, um wirtschaftliche, Störungen in den Vertrags" 
staaten durch plötzliche zu starl~e Tarifänderungen zu v,ermeiden. 

Die folgende Uebersicht zdgt die durch die direkten Tarife für KohLe, Koks und 
Erz hervorgeruf,enen Tarifverbilligungen in ,einigen aus deutscher Sicht wichtigen 
Yerkehrsrdationen: 

1;',abelle 1 

Fr,aqhtermäßigung durch die Einführung direkt,er T,arife ,ab 1. 5. 1955 1) 

Verkehrsr,elation Fracht (ffr.1 t) Ermälligung 
vQr t. 5. 55\ nach t. 5. 55 In v. H. 

Kohle: 
Reden/Grub'e - R,egensburg 
Einzelsendung,en in bahneigenen Wagen 2633 2419 8,1 

Koks: 
Gelsenkirchen - Homee:ourt 
in unregelmäßig 'verkehrenden geschlosse" 
nen Zügen zu 950 t, Privatwagen 1 992 1694 15,0 

Gelsenkirchen - Esch zur Alzette 
in unregelmäßig verkehrenden geschlosse" 
.nen Zügen zu 810 t, bahneigene Wagen 2546 2128 16,4 

Eis,enerz: 
T etange - Duisburg/Ruhrort 
in Gruppensendungen von 60 t 973 912 6,7 

1) Quello: Nach Angab{)Il im Drilten Gesmntbcricht über die 'l'üti,gkoit d{)r GmlC'inschafl "Olll 
10. 4. 1955. Herausgegchen von der Hohcn Behörde. 

Wie hoch die zu ,erwartenden Ermäßigungen bei Schrott und Erz1eugnissen der 
Eiselli' 'Und Stahlindustrie sein werden, ist noch nicht goenau vorauszusehen, weil 
einige Länder höchstwahrscheinlich ihr,e Binnentarife, welche die Gnmdlage für 
die dir,ekten Tarife abgeben, noch ändern werden. Ebenso wi,e bei Brennstoffen 
und Erz ist mit Erhöhungen zu rechnen. Auf diese ~dse werden die zu ler~ 
wartenden Einnahmeausfälle der Eisenbahnen auf 'ein ,erträgliches Maß zurück~ 
geführt. Die Bundesbahn wird allerdings, wie schon bei den bisherigen direkten 
Tarifen, di,e volle Ermäßigung auf der Grundlage der heutigen Frachtsätze ge~ 
währen müssen, da nicht zuletzt aus innerpolitischen Erwägungen eine Erhöhung 
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der Binnentarife nicht tragbar ·erscheilnt. Es z'eichnen sich hier bereits Spannungen 
ab, die :entstehen, wenn die Verkehrspolitik unterschiedlichen Zielsetzungen Rech~ 
nung tragen muß. 

Wie ;die Frad1tänderungen der ,ersten Etappe, so sind die Ermäßigungen der 
Idirekten Tarife für BrennstoHe - zumindest sow:e~t deutsche V,erhältnisse he~ 
troffen sind - keineswegs immer als Indikator für die Wirkung der Maßnahmen 
auf dem gemeinsamen Markt anzusehen. Denn auch in dLes,em Zusammenhang 
wurden gleichzeitig franz,ösische Importsubventionen für Ruhrkohle und Export~ 
sitbventionen für Saal''' und 10thringische Kohle abgebaut. Einstandspreisv;er~ 
schiebungen konnten also in Süddeutschland und Lothringen in größerem Um" 
fange nichteintr,eten. Als Resultat der direkten Brennstoff tarife ist in ,diesen 
Fällen im wes,entlichen dne Belastung der am Tr,ansport heteiligten Bahnen und 
eine Entlastung des fr,anzösischen Haushaltes reingetreten. Es darf allerdings nicht 
unerwähnt bleiben, daß die Frachtermäßigungen für den Kohleexport nach Nord~ 
Frankreich, Mittel~Frankreich und Belgien 'eine R,eili:c von willkommenen Wdt~ 
bewerbsverbes$lerungen für die Ruhrkohle mit sich' brachten. Es ist auch zu er~ 
warten, daß die direkten Tarife für Eisen und Stahl nicht nur auf die Verkeh1:s~ 
träger dne fühlbare Auswirkung haben werdcn, sondern ,ehenfalls auf den ge~ 
meinsamen M.arkt, so daß die zweite Etappe insgesamt nicht unwesentlich zur 
erhöhten V,erflechtung der Märkte beitrag,en wird. 

3. AnHinge der Harmonisierung. 

Es muß hier auf einige Einzelheiten des Abkommens vom 21. 3. 1955 hingewiesen 
wel1den, weil sie besonders im Zusammenhang mit Hannonisi:erungsfragen von 
Wichtigkeit sind. (' 

Es wurde berreits festgestellt, daß di,e Ponnd C die KonstruktiiOn von durch .. 
geredm:eten Tarifen lermöglicht, d~e auf denselben Grundsätzen aufgebaut sind, 
wie dLc nationalen Tarife. Ihrem logischen Gehalt nach sind die direkt,en Tarife 
gebildet ,aus dem Mittel der Abfertigungsgebühr der zu koppelnden nationalen 
Tarife der durchfahrenen Länder und dner Streck'enfracht, di:c von der jeweüigen 
Gesamtentfernung abhängt. Da die Abhängigkeit der Str,eckenfracht von der 
Entfernung, also die Degression, in allen Ländern versdlieden ist, muß sich das 
in den internationalen Tarifen auswirken. Die durchgerechneten Tarife 'erhält 
man, wenn die anteiligen Frachten in jedem Land auf Grund der ientsprechenden 
Streckenfrachten für die Gesamtentfernung gebildet werden, und man aus dieser 
Summe ,ein gewogenes Mittel 'erl1echnet, wobei die ,einz·elnen T'eiIenHernungen als 
Gewicht dienen. Auf Grund diesler M,ethode lassen sich die vom Vertrag ge~ 
forderten in t ,e rn at i!O n ale n TarHe bilden, 0 h ne -eine Beeinflussung der 
na t i!O n a le n T,arife vorzunehmen. 2) 

2) Für u:s'er, welche die \nat'hematischo Ausdr~'(lksweiso bevorzugen: 
Nach der alIgcme1ncn Tarifhildungspraxis im grellZühe~s(lhroitondcn Verkehr wh·t1 der Frachtsatz 
für die Gesamtstrcde wie folgt gchildet: ' 

(1) F = Ft + F2 = t j + Pt (d t ) + t2 + P2 (d2) 

Der durchgurcc1mcto international!) 'l'arif hat dagegen diC.'l Aus~chen: 

t
l 
+ t

2
· p. 1 (d

l 
+ d

2
) X d! + P 2 (d

l 
+ d

2
) X d2 

(2) F = + --~---..:=------~-~--
2 d j + d2 
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Durch den Beschluß des Ministerrates vom 21. 3. 1955 haben sich die Vertrags~ 
staaten jlcdoch zu größeren Zugeständnissen herdterklärt. Der Ministerrat be", 
schloß eine V ,er,e i nh,eitlich u ng d,er D 'e gre ssionsk,o'e ff izien ten 
bis zu einer Entfernung von 250 km für Brennstoff,e, Erz und Schrott, und deren 
Vel1einheitlichung bis zu teiner Entfernung von 200 km für Roheisen und ",stahl, 
Halbz,eug !Und Fertigerzeugnisse. Darüber hinaus wurde eine untere und obere 

Die Symhole haoon folg€nde Bedeutung: 
t
l 

= ALfertigungsgehühr dos Landes 1; 

t2 = ALfortigungsgeLühr dos Landes 2; 

d I TeiLstreckQ, d~e, im Land 1 durchfahren wird; 

d2 Teilstrecke, die im Land 2 durchfahren wird; 

PI (d) = Stl'eckenfraciht jo i/km im Land 1 als Funktion der Entfernung; 

P
2 

(d) = Streckenfraciht je t/km im Land 2 aJ" Funkt~on der Entfernung; 

F I ' = Frachtsatz des Landes 1; 

F
2 

Frachtsatz des Landes 2; 

F Frachtsatz für die Gesamtentfernung. 

Die Strecken:Cracht (P(d» läßt siah weiterhin zergli,odern in die Grundsh=kenfracllt (PI bzw. P2)' 

d~e als "Strockenfracht je t/km ooi der Entfernung von 100 km" 'ddiniert ist, und kIen DegressioIls­
koeffizienten (f I (d) bzw. f2 (d»' der als "Ql1etieIlt der Streckenfracht je t/km für eine gegcOOno 

Entfernung und der Grundstreckenfracht" tlcfill'iert ist. 

llci V,erwQndung d~eSle,r Begriffe läßt g,ich die Tarifhi.Jdungspraxis wuo folgt darsLellen: 
Vor Einführung der direkten Tarife. 

(3) F = t l + pl'dl'fl(dl)+t2+P2.d2.f2(d2) unu nachher 

t l +t2 
(4) F = 2 + pl'dl'f t (d

l
+d

2
)+P2·d2 f2 (d

l
+d

2
). 

Dro letzte GJ.oichung wird allgemein als "Formel C" hezeichnet. 

Der. Unterschi;cd der Formel C zur oben angeführten Lösung des P~oblcms (2) li,ogt,darin, daß. in 
der erstell Gleichung mit der gesamten Strockonfracht Lei einer bes,Limmten Entfernung' gearooüC't 
wird,' wUhren<! in dor Formel C di,os,cr Detrag dargilslollt wird durch das ,Produkt aus der GruJl(l­
strockenfracht (je t/km), der Entfernung und dem Degressionskooffi~ienkn 'Lei di,es~r Entfernung. 
Daß sich heide Formeln entsprechen, läßt sich J.oicht zoigen, denn es 1st ganz allgomßJI\: 

(5) P(d) = P X d X f (d), 

oder ooi der Entfernung d
l
+d

2 
nach dem Tarif des Landes 1: 

(6) Pt(d t+d2) - Pt X (d t + d2) X f l (d
t 
+ d

2
). 

Dann gUt: 
(7) 

Ein entsprechender "Yert Ngibt sich. nach dem ,Tal1iE ~s L,a:ndes 2. SC/tizt man heide "V'erLe in 
die Gleichung für die erste Lösung ein, so erhält man IdlO Formel C. 
Vgl. zu diesem Prohlem auch wen sehr instruktivell Aufsatz von "V. 'Klaor, "Zur Technik 'der Tarif­
hildung im internationalen Montanverkehr". Deutsche Verkchrszoilung, 10.3. 1955/Nr. 29. 
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Grenze für die na ti 0 na l,e n o,egressionskoeffizi,enten für ,alle EntfernunJ 
festgelegt. Diese Begrenzungen werden annähernd durch die Degression der aJ meisten bzw. am wenigsten ab gestaffelten Tarife abgegeben, dte innerhalb d~j 
~emeinschaft für dn Erzeugnis angewandt werden. Die deutschen Tarife !<'omme 
l~ aUen Fällen der unter,eI). Begrenzung s,ehr nahe, weil sie mit die stärkste DegreSl 
SlOn der S t r 'e c k ,e n fra c h te n aufweisen. ' 
~ie ~,erdnheitli:chung .der Degressi!?n in den Anfangsen:tfe~nungen b~d~l~td 
fur dIe deutschen Ta:l11f,e nach ZIUSlche:tlung der Deutschen Bundesnegl,eru,n~ 
k.einerlei Abänderungen. Auch darin, daß di,e untene Begrenzung der Degre~ 
Sl,on den deutschen Tarifen nahe kommt und damit eine weitere Abflachung In! 
der Entfern:ungsstaffel kaum mehr möglich rerscheint, ist kei,ne 'endgültige BiX:~1 
dung zu sehen. Denn der Artil~el 7 des iaufgeführten Abkommens zeigt, daß die 
Rregierungen in dieser Phase der Tariifkorrektul'en sich nicht unab~in~bar fest~! 
gelegt haben, wenn dort gesagt ist: "Falls die Regierung dnes M1tgliedstaat~s I 
sich gezwungen sehen sollte, die K:oeffizknten zu verändern, wird sie vO:~le.~ dIe 1 
HB davon unterrichten. Falls diese es für notwendig hält, wi:rd den ubng~n 
Regi,erungen Geleg,enheit gegeben, Stellung zu nehmen. Die betreffende R.egl~" 
rung wird sich bemühen, möglichst we~tgehend die gegebenenfalls von diesen ! 
Staaten lerhobenen Einwendungen zu berücksichtigen." I 
Immerhin bleibt festzustellen, daß die Mitglkdsstaailen sich zu Maßnahmen 
berreitgdund~n~:aben, zu den~n .. sie .nicht unbedingt vrerpflichtet wal'en. Wre?eJ 
v,om Grundsatzhchen her noch fur die praktische Anwrendung der Formel C sm 
eine V,ercinheitlichung der Degnession in den Anfangsentfernungcn und di,c obere 
und untere Begr,cnzung der na tionalren DegDessionskoeffizienten erforder,;: 
lieh. Folglich müssen in den Zugeständnissen der &egterung,en schon dte ersten 
Schritte zur Harmonisierung g,esehen werden. 

W. Scheider 

Es ergibt sich nun zunächst die für die künftige Diskussion ,entscheidende !ra~e, 
ob für spätere Harmonisierungsmaßnahmen d~ese Methode reiner VelJetnhelt~ 
lichung der Degrressirün der StDeckenfracht weiter VIerfolgt werden kann. Da~u 
folgende Ueberlegung: Nicht alle Länder kannten bisher wie die Bundesrepubhk 
die ~ufteilung .der Frachtsätze in AbEertigungsg,ebühr und Str,ecken~~acht. Z. B. 
war lU Fr,ankrrelch <Cine solche Krünstruktion nicht üblich. Die Frachtsatze wurden 
eigens zu dem Zweck aufgegliedert um di:e Formel C anwendbar zU machen. Es 
ist nicht bekannt, welches Prinzip 'dabei verfolgt wurde. Ebensowenig läßt sich 
a~s dem Verhältnis der Abfertigungsgebühr zur Strreckenfracht bei den: andere.n 
Landern rein levtl. für diese Aufteilung zuglunde Hegendes Prinzip ablelte~. D.~e 
folgende Tabelle 'enthält die heute bei der Bel"echnung der direkten Tarife fur 
Kohle zuglunde gelegten W,erte der Abfertigungsgebühren und der Strecken~ 
frachten bei 100 km. 
Die Gegenüberstellun,g zeigt, daß der Anteil der Abfertigungsgebühr zwisc~en 
19, % bei Italien und Deutschland und 47 % bei Holland ,erheblich varHert. D1ese 

UnterscMede sind so wesentlich, daß s~e weder durch Kosten noch durch andere 
Tarifbildungsgesichtspunkte (Berücksichtigung der Elastizität der Nachfrage) be~ 
, gründ bar erscheinen. 
I?araus läßt sich nun aber folgern, daß die Vereinheitlichung der Degre.ssion, 
die an detartige W,erte für die Streckenfracht bei 100 km anknüpft, jeder logischen 
Berrechtigungentbehrt. Wenn überhaupt, so wäre eine Vrerei:nheitlichung allenfalls 
ve:tretbar, wenn das Verhältnis zwischen Abfertigungsgebühr und Str,eckenfracht 
bel 100 km in allen Ländern dasselbe wäre oder Wlenn zumindest bei der Auf~ 
teHung des Frachtsatzes die gleichen Prin~ipien an~ewandt werden. Die vor:< 
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Tabelle 2 

Aufteilung der Fr,achtsätze pro t Kohle bai 100 km in ~hfertigungsgebühr und 
Str,eckenfracht 1) 

Land 
Währungs , Abfertigungs, Strecken! Fracht Abfertigungs, Strecken, 

einheit gebühr fracht Insgesamt gebühr fracht 
In v. H. In v. H. 

Belgien bfr. 36 80 116 31 69 

Deutschland DM 1,86 8,14 10,- 19 81 

Frankreich ffr. 319 637 956 33 67 
Italien Ijre 150 651 801 19 81 

Luxemburg Ifr. 48 150 198 24 76 

Niederlande hfl. 2,80 3,10 5,90 47 53 

1) Stand: Nov.mnoor 1955. 

~a~d~ne~ Untersch1ede lass,en den R'ückschluß auf dn einheitlich angewandves 
d~nzlp }e?och nicht zu. Es hat sich im Gegenteil erwiesen, daß di,e Staaren durch 
~e ':'anation des Verhältnisses zwischen Abfertigungsgebühr und Stteckenfracht 

dIe emheitliche Degression meistens herstellen konnten, ohne an den Frachtsätzen 
Wesentliche Aenderungen vorzunehmen. 

G:ht man davon aus, daß für den gemeinsamen Markt und auch für die ökono .... 
nuschen Ueherlegungen der Eisenbahnen die einzige wesentliche Degression die 
der Frachtsätz·e ist, so ,empfiehlt 'es sich, bei der Prüfung der Harmonisierung 
allein v,on deven W,erten auszugehen. 

II. 
Vergleich der Montangütertarife .d~r V:~.rtr,agsstaaten. 

Es ist im. Zusammenhang mit der Harmonisierung sehr oft davon gesprochen 
Worden, daß sie eine Y,ereinheitlichung der Tarife bedeuten müsse bzw. 'erstrehens~ 
Wert mache. Die Y,eJ.1einheitlichung der Degrcssionskodfizienten in den Anfangs" 
e~tfernungen zeigt, daß man anscheinend geneigt ist, solche Gedanken auch in 
dle Tat umzusetz,en. Die grundsätzliche Fragwürdigkeit dieser Thes1e wird noch 
a~fgezdgt werden. Um zunächst einen Eindruck von der praktischen Konsequenz 
t!lTIes solchen Vorgehens zu vermitteln, ist ,es zweckmäßig, :eine Bestandsaufnahme 
vorz'Unehmen, als.o die heute in den Yiertragssta.aten hestehenden Tarife einander 
gegenüberzusteHen. Bei diesem Y,erg1eich wollen wir uns auf drei Tarifmerkmale 
beschränken, und zwar auf . 

1. die Abhängigk,eit der Tarife von der Entfernung (EntfernungsstaHe1); 
2. das V,erhältnis der Fr.achtsätze zueinander (Wertstaffel); 
3. die Berücksichtigung des Mengenproblems im Tarif (Mengenstaffel). , 

Zunächst jedoch -einige Bemerkungen zu den Unterschieden im Tarifniv·eau: 
Es dürfte Einigkeit darüber 'bestehen, daß im Rahmen -einer Harmonisierung der 
Montan"Gütertarife niemals deren Niveau in seiner Gesamtheit aufeinander ab" 
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gesti t . cl k ' 
üb ml? we~ e? . anno D.ie ,erste Bedingung dafür wälle, daß die Frachtsätz~ 
Aber Cl~~ reahshschen Wechselkurs miteinander verglichen werden könnten, 
k er au . wenn. mit Hilfe der Konviertibiiität der \Vährungen solche W,echsef" 
~be lenelcht 'W~rden, wären dennoch absolut gleiche Frachtsätzle ein kaum er" 

h/ls':.,ertes Z~e1. Denn Eisenbahn"Transportleistungen sind keine Außen" 
p~:e sgu!er. Bel ihn:n kann. sich d.~ch :den zWischens!aatlichen ::-rand~l keine 

f~~nglelchung vollzlehen, dfe zu Ruckwrrkungen ,auf dle ProduktJonsseIi'e, also 
a~ ~lle ~'~sten des Transportes, fühnen würde. Andererseits kann vorläufig" von 
eln~r Y,elhntegraHon eine dir'ekte Beeinflussung der Kosten und damit deren 
z~chenstaatliche Annäherung nicht ,erwartet w.enden. Dazu bedürfte es eln,er 
weItergehenden Zusammenarbeit als nur der auf dem M'ontangütersektor. Be" 
s?nde~s die Löhne, die den Hauptteil der Kosten des Transportes ,ausmachen, 
dlffeneren stark voneinander. Außerdem weichtdie technische Vervollkommnung 
des Verk'ehrswes'ens in den ,einzelnen Staaten erheblich voneinander ab, und schon 
dadurch sind· starke Kostenunterschiede bedingt. Es würde g,eradezu den Zi.elen 
des Vertrag,es widerspr,ech,en, sich diese Tatsachen nicht voll auswirken zu lassen. 
Und es ist von der Montanunion !her auch keine M,öglichkeit gegeben, Einfluß 
darauf zu nehmen, daß 'es Länder mit einem bi1l~gen und Länder mit ,einem 'teul'en 
Transportapparat gibt. Darüber hinaus stellt allein die voneinander abw.eichende 
Intensität desW,ettbewerbs . zwischen den Vierkehrsträgern in den einzelnen 
Ländern dnen Faktor dar der auch das Tarifniv,eau unterschiedlich heein" 
Hussen muß. . '" 

I 

Eine Harmonisierung kann sich als'O nur darauf ,erstreck,en, 'evientuell einzelne 
TarifmerkmaIe ,einander anzugleichen. 

1. Bntfel"ll!un~sstaffel. 

Es wurde bereits darauf hingewies'en, daß die Degl1ession der Streckensätze allein 
sehr lW,enig über die sowohl für Eis,enbahnen als auch V'erkJehrsinte~essentel1 
wichtige DegrlessiiQ,n d/er Fracht,en aussagt. Die degressive Wirkung 
der Abfel'tigungsgebühren bleibt hei ihrer Betrachtung außer acht. Für einen 
Vergleich der Entfernungsstaffel der Tarife ist sie deshalb nicht geeignet. 
Für unsere Gegenüberstellung würde sich der Degvessionskoeffizient der Fracht" 
sätze :eignen (das ist: Ges,amtfracht pro t/km bei ,einer beliebigen Entfernung geteilt 
durch Gesamtfracht pro t/km bei 'einer Basisentfernung, z. B. bei 100 km). Da der 
Begriff des Degriessionsküreffizienten joedoch bel1eits zur Kennz,eichnung der De" 
gr,ession der Str,eckensätz'e v,erw,endet wird, wollen wir uns mit ,einer <einfacheren 
K'ennzahl begnügen, die ,ebenfalls zur Veranschaulichung der AbhängigkJeit der 
Frachtsätze v.on der EntEernung dienen kann. Als solche K'ennzahlen bieten sich 
die MeßziHern der Frachten bei verschiedenen Entfernung,en ·auf der Basis der 
Fr~ch~ bei dner Ausgangsentfernung an. Als Basiswert kann di~ Fracht be~. jed:r 
belIebIg,en Entfernung zugrundegdegt werden. Wir 'entscheIden uns fur dJ.e 

. Fracht bei 25 km, weil diese die MindestentEernung im franz,ösischen Tarif dar" 
stellt. ~ie Gegenüberstellung der M/eßziffern macht die Tarife hinsichtlich ihrer 
Degr,eSSlon ViergIeichbar, weil Niveauunters'chiede ausgeschaltet sind. 

,~~~~ie Da~stellu:ng de.~ Degres~ion der Tarife der dnzdnen G~ter im wesentliche.n 
T ./bf .!3t1d z,eIgt, konnen WIr uns inder folg,enden GegenuherstelIung auf dIe 
sclJ: .. e k,ur K'?hle und F.ertigerz'eugniss'e der Eisien schaffenden Industrie be" 
in dan Vn. DIe Tabellen 3 und 4 'enthalten die ausgerechneten Frachtsätze, die 
dara: 'ertag~ttaaten heute angewandt werden, die Schaubilder 1 und 2 die sich 

'er~een en M'eßziHern der Frachten. 

j 
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Tabelle 3 
Frachten für den itmerstaatlichen Transport von Walzwerksfertig,el'zeugnissen 

in den Ländern der Gemeinschaft (DM/t) 1) -
km Belgien Deutschland Frankreich italien , Luxemburg 

-
25 5,66 5,30 6,27 3,13 5,66 

50 9,55 7,90 8,48 4,60 8,62 

100 \ 15,13 14,90 12,45 7,26 14,70 

150 18,59 19,90 16,36 9,67 

200 20,72 25,30 20,41 12,08 

250 22,48 29,40 24,25 14,31 

300 24,17 33,40 28,07 16,72 

350 25,94 37,00 31,82 19,13 

400 27,63 40,40 /35,56 21,54 

500 45,70 43,25 26,36 

700 54,50 57,40 36,00 

1000 61,40 77,96 48,99 
, -1) Stand: Novomber 1955. 

Tabelle 4 
Fr,adhten für den innerstaatlichen Transport von Kohle 

in iden Ländern d,er Gemeinschaft (DM/t) 1) -
km • Belgien Deutschland Frankre!dl Italien Luxemburg 

- -", 

25 4,65 3,90 5,78 2,08 7,10 

50 6,51 6,00 7,79 3,28 15,56 

100 9,72 10,00 11,50 5,40 16,65 

150 12,59 13,20 14,73 7,26 

200 14,87 16,50 17,36 8,77 , 

250 16,82 18,50 19,53 10,02 

300 18,67 20,20 21,86 11,79 

350 
, 

23,87 13,61 
20,62 22,00 

400 23,70 25,86 15,44 

500 ' 25,90 29,57 18,90 

700 29,20 ,35,88 26,21 

1000 34,70 43,12 37,16 , 

1) Stand: November 1955. 

Niederlande 

4,33 

6,89 

10,67 

11,67 

12,78 

13,00 

13,33 

13,66 

14,00 

Niederlande 

4,00 

4,89 

6,55 

8,00 

9,11 

10,11 

l',H 
12,89 

14,33 
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Zur Erläuterung sd g,esagt, daß die belgischen, ni,ederländischen und luxem~ 
burgischen Frachtsätze nur bis zu den Entfernungen aufgeführt sind, die im inner~ 
staatlichen V'er~ehr praktische Bedeutung haben. Die Kohletarife enthalten auch 
für darüber hinausgehende Entfernungen Frachtangaben. Dies,e sind jledoch nur 
für die Bildung der direkten internationalen Tarife von Belang und können hier 
vernachlässigt werden. 

Das Ergebnis der Gegenüberstellung mag auf den ersten Blick überraschen. Die 
Krümmung der Kurven, die die j,eweilige Abhängigkeit der Frachten von der 
Entfernung ,anschaulich widerspiegeln, lass1en ,erhebUche Differenzen ·erkennen. 
V,ergleicht man zunächst beide Schaubilder miteinander, so fällt auf, daß im all­
gemeinen die Degr:esston in den Kohletarifen stärker ist, als in ,den Tarifen für 
Walzwerberz,eugnisse. Lediglich HaHen macht dne Ausnahme. Dort ist es um­
gekehrt. In den Niederlanden vlerlauf,en beide Kurv,en in den Endentfernungen 
etwa gleich. Es deutet sich hier an, daß dije wirtschaftlichen Verhältnisse in beiden 
Ländern die Eisenbahnen zu Maßnahmen zwing,en, di,e aus dem üblichen Rahmen 
fallen. 
Doch: weslentlicher ist der zwisch:enstaatUche V,ergleich bei den einzdnen Gütern. 
Bei Walzwerkslerzleugnisslen ist in keinem FalLe ,eine deutliche Uebel'einstimmung 
zwischen den Tarifen festzustellen. Ins Auge fallend sind die schwache Staffelung 
der italienischen Frachtsätz'e und dLe starke Degression des rrüederländischen 
Tarifs. Ebenfalls weist der be1gische Tadf eine kräftigle Degr,ession auf. Be~ 
merkenswert ist auch der unterschiedliche Anstieg der Kurv,en bei vlerschiede/11Cn 
Entfernungen, wie ,es sidl besonders im deutsch"f~anzlösischen V,ergleich zeigt. 
Dadurch wird die Feststellung bestätigt, daß der deutsche Tari,f di,e weiten Ent~ 
femungen r,elativ stärker begünstigt, als die nahen und mLttler,en Distanz,en. 

Der Kohlev,ergleich bie'tet im wesentli,ch!en dasselbe BiLd. Auf weitel1e verbale 
Erläuterungen mag hier verzichtet werden, da die Graphiken selbst einen an. 
schaulichen Eindruck vermitteln. 

Auf dn inte!1essantes Ergebnis soll jedoch noch hingewies'en werden: Wie er" 
wähnt, ist seit dem 1. 5. 1955 gemäß dem Abkommen über die dil"ckten T,arife 
bei den Kohlenfrachten die Degr:ession der Stl'eckensätz'e bereits bis zu einer Ent" 
fernung von 250 km verdnheitlicht. Das Schaubi,ld zleigt, daß trotz dieser Ver~ 
einheitlichung keineswegs -elITe Uebereinstimmung der Die g r 'e s s ion der 
F.r a eh t s,ä t ze ,eneicht ist. Damit wird der Zweifel bestätigt, der leingangs gegen 
die Zweckmäßigkeit dner solchen Maßnahme lerh:ohen wurde. Es gibt tatsäch~ 
lieh nicht den mindesten Anlaß dafür, ,eine derartige Gleichmacherei alsökono~ 
misch begründhar,es Vmgehen anzuspr,ech'en. Es muß allerdings sogleich gesagt 
werden, daß die Vlel1einheitlichu~g der Degrlession der Frachtsätze nicht minder 
unberech tigt 'erscheint.' 

Keiner, dem die wirtschaftlichen Verhältnisse in den >Cinzdnen VIertragsstaaten 
bekannt sind, kann angesichts der Differenz,en wirklich überrascht s:ein. Obwohl 
es sich in allen Fällen um industrialisierte Länder handelt, weicht dk S t r u k t ur 
d ,e r iW i:r t sc h a f t doch 'erheblich voneinander ab. AUein die räumliche Vier" 

, teilung der Industrie bietet ein sehr unterschiedlich'es Bild. Besonders in Deutsch" 
land sind seit jeher die Standorte durch wirtschaftspolitische Maßnahmen he" 
einflußt worden. lAuch wenn die Eis'enbahntarife das ihrige dazu beigetragen 
haben, so ist der heutige Zustand für die Eisenbahnen Jedoch dn Datum, das sie 
bei ,eigenwirtschaftlichen Ueberlegungen bezüglich der Tarifgestaltung berück:::: 
sichtigen müssen. Gerade die deutsche Situation ist dn gutes Beispiel dafür, daß , 
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frühere !Wirtschaftspolitische Maßnahmen dn bestimmtes späteres kaufmännisches 
Verhalten präjudizier,en. : 

Es können also durchaus nicht immer pwtektionistische BestDebungen dcr ,cin .. 
zeinen Staaten für Tarifdifferenzen v:erantwortlich g,emacht werden. Außerdem 
haben die Eisenbahnen den Wettbewerb anderer Verkehrsträger zu herücksich .. 
tigen. Es ist bekannt, daß dice niederländische Bahn weg,en der Konkurr'enz der 
Binnenschiffahrteine auffallend starke Degress~on der Tarife braucht. Die 
italienische Bahn hat diese Konkurr,enz nicht zu fürchten. Auch der deutsche 
Tarif stellt in seiner Entfernungsstaffel - soweit man übers,ehen kann - mit den 
relativ hohen Frachten in den kurz,en und mittleren Entfernungen und den relativ 
niedrigen F.ernfrachteneine annehmbare Lösung hinsichtlich' der Koordination 
der Verk'ehrsträger dar, wenngleich diese EntfernungsstaHel im Hinblick auf ganz 
andere Ziele konstruiert wurde. 

2. WertstaHel. 

Ein weiteres wesentliches Tarifmerkmal, das hier 'einer Analyse unterzogen werden 
soll, ist das Y,erhältnis der Frachtsätz.e für M,ontangüter zueinandeJ;, wie es heute 
in den einzelnen V,ertragsstaaten vorhanden ist. Da di,eses Y,erhältnis wegen der 
unterschiedlichen Degression der T,arife bei jeder Entfernung verschieden ist, 
muß man nach ,einer repräsentativ'en Entfernung suchen. Es bidet sich dabei 
die mittler,e Y,ersandweite als geeignete Grundlage an. Da sie jedoch nach Län .. 
dern und Erzeugnissen stark differiert, ist dne exakte Lösung nicht möglich. 
Wir entscheiden uns deshalb für eine Entfernung von 150 km, d~e :einem gewo .. 
genen Mittel der Y'ersandweiten ,etwa ,entspr,echen könnte. ' 

Eine weitere Schwierigkeit besteht in der Auswahl der in den V,ergleich einzu .. 
beziehenden Tarif'e. Es sind für unsere Zwecke nur Tarife brauchbar, die auch 
wirklich miteinander v,erglichen werden können, d. h:. deren Anwendungsbedin" 
gungen ,gleich sind. Derartige Tarife gibt es, ZW<lX in allen Ländern, nämlich die 
Tarife für 'die Beförderung in Einzdwagen. Sie haben jedoch nicht überall die 
gleiche Bedeutung. So wird z. B. in Belgien und Franbeich Erz praktisch' nur 
zu den Tarifen für geschlossene Züge gefahren, die gegenüber denen für Einzel" 
wagen Ermäßigungen aufweisen. Andere Länder kennen keine entsprechende 
Regelung. In Deutschland tarifier'en zum AT 7. B 125 sowohl Transporte in 
geschlossenen Zügen als auch in Einzelwagen. In den N~ederlanden hat der 
Erzbrif überhaupt keine praktische Bedeutung, ,da der Wass,erv'ersand bevor" 
zugt wird. Zweckmäßigerweise bleiben die Erztarife bei dem Vergleich deshalb 
außer Acht. 
Die Tabelle 5 ,enthält die M·eßziffern der Frachten der einzelnen Gütergruppen 
auf der Basis der Kohlefracht bei 150 km. 

Wie hei der Entfernungsst.:iffel zeigt der Ylergleich ebenfalls ein ziemlich unein" 
heitliches Bild. K'Ühle und Koks werden in Deutschland zu denselben Fracht" 
sätzen befördert, in den Niederlanden ist jedoch die Fracht für Koks um 25% 
höher als die für KoMe und in Luxemburg liegt sie 'Sogar um 440;0'darübler. 
Weiterhin wird deutlich, daß die Fracht für \Valzsbhl in Frankreich nur uin 
H% über der v,on Kohle liegt, in Deutschland Jedoch um 51 % und in Belgieil 
um 470/0. Ebenf,alls ist die TariHenmg für Schrott nicht ,einheitlich. Teilweise 
liegen die Frachten dafür unter denen von Kohle (Italien, Lux'emburg, Nieder" 
lande) und teilweise beträchtlich darüber (Belgiten, Deutschland). Als einzige 
genel1elle Erscheinung kann man vermerken, daß in allen Ländern die Frachten 
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Tabelle 5 

Meßziffern :der Frachtsätze für Montangüter bei ,einer Entfernung von 150 km 
auf der Basis der Kohlef~aaht (Stand: November 1955) 1) 

Land Kohle Koks Schrott Roheisen Halbzeug 
Fertlgerf 

zeugnisse 

B~elgien 100 119 123 109 109 147 
Deutschland 100 100 122 122 122 151 
Frankreich 100 105 108 106 111 111 
Itali:en 100 109 98 127 127 133 
LuX'emburg a) 100 144 96 90 90 119 
Niederlande 100 125 96 115 115 146 

a) = Frachten bel 100 km. 

1) Folgendo Tarife we'rdcll zugrundegelegt (HcihenfoIgo wie Erz()ugnisse): 

Belgien: Tar. 100, Tal'. 110, cl 5 B, cl 5 C, cl 5 C, T.sp. 3.1128 
DcuRlchland: AT 6 B 1, AT 6 B 1, KI. F, Kl. F, KI. F, K'I. D 
Frankreich: Bar. Eur. 904, Dar. Eur. 904, '1' 14 chap; 1 er Dar. 67/254, T 14 chilI'. 1 er, Dar. 68/255, 

T 14 chap. 1 er, Bar. 66/246, T 14 chap. 1 er: Bar. 66 
Italien: cl. 613, cl. 611', cl. 85, c1. 70, cl. 70, d.68 
Luxemburg: Bar. 610, Bar. (;20, cl. 5 13 + 35 0/0, cl. 5 C + 350/0, cl. 5 C + 35 % , cl. 3 C +- 35 0/0 
N~cderlandc: Tal'. CECA, Tar. CECA, cl. D, cl. C, cl. C, cl. B. 

fürWalzstahl über denen von Kohle liegen, wobei die Spanne allerdings sehr 
untersch1edlich ist. Eine weitere U eberleinstimmung Hegt in, der - mit Aus~ 
nahme Fr,ankreichs - in allen Ländern gleichen Einstufung von Roheislen und 
Halbzeug. Das V,crhältnis zur Kohlefracht ist jedoch bemerkenswert 'unter" 
schiedlich. ' 

Man sollte sich, wie bei der Entfernungsstaffel, auch hier davor bewahren, in 
den Unterschieden l,ediglich dn Symptom für eine mehr 'Oder weniger proteh 
tionistische TarHbildung in den V'crtragsstaatcn zu sehen. Es ist zwar richtig, 
daß das Verhältnis der Frachtsätze von Gütern mit unterschiedlichem Reif~J5rad 
einen mitbestimmenden Einfluß auf den räumlich bedingten W.ettbewerb ausübt. 
Es wäre aber dn F.ehls'chluß zu unterstelLen, daß 'd~te ,Wlertstaffel allein,oder 
zumindest überwiegend im Hinblick auf diese Möglichkeit gebildet wird. Es 
wäre auen sehr gefährlich, sie bei einer Harmonisierung so gestalten zu wollen, 
daß alle Wirkungen ,auf dem Gütermarkt um j,eden 'Prds ausgeschaltet würden. 
Gerade in der Wertstaffel - ihr,e Hezdchnung deutet 'es sch'on an - haben die 
Eisenbahnen v,am transportwirtschaftlichen Standpunkt aus, die Jeweilige. Zalv 
lungsfähigkcit oder Zahlungswilligkeit der Verkehrsinteress'enten zu beachten. 
Es ist 'einleuchtend, daß die Geg,ebenheiten in den dnzdnen Ländern zu einer 
unterschiedlichen Ausprägung dieses Tarifmerkmals füh~en müss,en. Die vor", 
handene Industriestruktur und der W>ettbewerb anderer V,erkehrsmittel sind .auch 
hier die, 'entscheidenden Daten. Damit wird man keineswegs alle Differenzen 
begründen können, aber schon d~e Kenntnis von der Notwlendigkeit .einer solchen 
Tarifpalitik la.'isen ev:entuel1e Bestrebungen im Sinne dner Vereinheitlichung der 
Frachtsatzrelationen als fragwürdig erscheinen. ' 
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3. MengenstaHel 

Bezüglich des dritten hier zu v,ergleichenden Tarifmerkmals, der Mengenstaffel 
muß zunächst erläutert werden, waS damit gemeint ist .. Im allgemeinsten Sinn~ 
kann man darunter die Abhängigkeit des Frachtsatzes vlÜn der gleichz,eitig auf" 
gegehenen M,enge vIerstehen. Bei dieser Auslegung würde auch die Gestaltung 
der Nehenklassenfrachten unter diesen Begriff fallen. Ueblicherweise geschieht 
dies Jedoch nicht. Wienn vlÜn M:engenstaffd gespnochen wird, so ist im a11" 
gemeinen die Abhängigkeit des Frachtsatzes j'e t gemeint, die in Bezug auf die 
gleichzeitige Aufgabe von gr,ößer,en Mengen in geschlossenen Zügen oder Zug" 
gruppen besteht. i 
Die Harmonisierung der Mengenstaffel wirft deshalb hesondere Probleme auf, 
weil ,dieses Tarifmerkmal z. Zt. in !einigen Staaten überhaupt nicht zur Anwen" 
dung kommt. Den lu~emburgischen und italienischen EiSlenbahnen ~st die 
Gewährung vlÜn Ermäßigung·en für geschlüssene Züge völlig fr,emd. Auch der 
niederländische Tarif ,enthält keinerlei Hinweise darauf. Es ist jedoch zu ver" 
muten, daß die kommerzielle Leitung der niederländischen Eisenbahnen im 
Rahmen ihr,es elastischen Systems der V,ertragstarife nicht an 'der Tatsache vor" 
beigeht, daß die gleichzdtige Aufgabe von geschlossenen Zügen für den Eisen" 
bahnbetrieb dne Rdhe von VlÜrteilen mit sich bringt und daß sie dks wiederum 
ihn!l1 Kunden gegenüber im Tarif zum Ausdruck kommen läßt, wenn Markt" 
gesichtspunkte dies zweckmäßig erscheinen lassen. 

Auch die Deutsche Bundesbahn sieht in ihrem Tarifsystem keine Mengenstaffel 
vor. Die Anwendungsbedingungen dner R!eihe vlÜn Ausnahmetarifen (z. B. 7 B 
35) ,enthalten ZWar den V'ermerk, daß die Aufgabe vlÜn geschlossenen Zügen 
oder Zugteilen verlangt werden kann. Die Erfüllung diesler Voraussetzung ist 
jedoch nur nebensächlich für die Tarifermäßigungen. Denn ·es sind nicht K'Osten" 
el;vägungen, welche bestimmend für die Einführung der Ausnahmetarif.e waren, 
sondernW.ettbewerbs::: 'Oder Unterstützungsgesichtspunkte, wobei natürlich eine 
günstige Koostenlage .auch hier derartigen Marktüberlegungen ,entgegenkommt. 
Lediglich Frankreich und Belgien wenden heute dne Mengenstaffel an, die sich 
ganz allgemein ,an Koostenüberlegungen orientiert. Die SN CF g,ewährt im Tarif 
103 Erniäßigungen für geschloss,ene Züge, wenn diese von .einem Absender mit 
Privatgleisanschluß zus.ammengestellt übergeben und in lentsprechender Weise 
dem Empfänger abgeliefert werden können. Die Ermäßigung wird in Form einer 
Rückvergütung auf die sich' nach dem Tarif für Einzdwagen ,ergebende Fracht 
abzüglich eines Festbetrages v'on 146 Hrs gewährt und st."\ffelt sich wi:e folgt: 

bei Aufgabe von 
600 t 

800 t 

1000 t 

1200 t 

Ermäßigung 
14,5 v. H. 

20,5 v. H. 

25,5 v. H. 

29,0 v. H. 

Die SN CF macht ,außerdem die Anwendung vün 'einigen Ausnahmetarifen, wie 
z. B. des Tarifs Nr.7 Kap. 3 § 2 (Brennstoffe für die Eisen sd1'aHende IndustrLc) 
und des Tarifs Nr. '13 Kap.2 § 1 (Erz'e), von der Aufgabe geschlossener Züge 
abhängig. 
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pie SNCB v·erfährt bei der Anwendung der Mengenstaffel ähnlich. Bei Kohle 
gewährt sie für Gruppensendungen vün 60t 100;0 Ermäßigung, bei 120t 150/0 
Ermäßigung gegenüber dem Normaltarif. Bei Aufgabe geschlossener Züge mit 
einem Nettogewicht von 500 bis 1320 t werden folgende Sätze unterschiedlich' 
nach Güterart rückvergütet: 

Kohle 

Koks 

Erz 

20 - 25 v.H. 

26 -40 v. H. 

3,63 - 24,13 v; H. 

Es zeigt sich ~it aller Deutl~chkeit, daß das Prinzip dner Mengenstaffd als 
Funktion der Kosten nicht ,einmal in allen Ländern anerkannt ist, geschwleige denn 
dessen Ausgestaltung Aehnlichkeiten aufweist. Die Unterschiede im Tarifsystem 
der dnzdnen Y,ertragstaaten werden an diesem Beispi.el bes'onders klar. 

E~ muß betont w,erden, daß durch die gebrachten Gegenüberstellungen keineswegs 
ein 'erschöpfendes Bild des derzeitigen Tarifzustandes im Montanunion"Raum ver" 
mittelt wird. Zu diesem Zweck müßte weiterhin auf die bestehenden Unt,;:r" 
schiede in den Ladegewichtsbestimmungen, die .bei der Anwendung der direkten 
Tarife dnige Schwierigkeiten berreiten, auf die Unterschiede in der Ausgestaltung 
des NebenkLlssensystems, der Priv,atgleis.anschlußbedingungen, die unterschied" 
liche Privatwagenermäßigung, ,die Ber,echnungder Frachtsätze für Spezialwagen 
usw. hingewiesen werdep.. Abgesehen davon, daß due Katalogisierung dieser 
Unterschiede wegen der für Außenstehende nicht immer ganz durchsi.chtigen 
Tarifbildungspraktiken in den ,einzelnen Ländern auf 'erhebliche Schwierigkeiten 
stoßen würde, erscheint sie hier auchentbehrHch. Das HauptanHegen dieser 
Bestandsaufnahme ist 'e~, ilberhaupt reinen Eindruck von den heute bestehenden 
Unterschieden zu vermitteln und dabei glei,chzdtig d~e ddngende Fr,ag,e aufzu" 
werfen, ,ob angesichts dieser Differenz,eneilne Harmonisierung im Sinne einer 
y,ereinheitlichung, wie sie bei den Degresstonskoeffizic~nten in den Anfangs" 
entfernungen vürgenommen wurde, dne ökonomisch. sinnvolle Lösung des 
Pl10blems darstellt oder ob dieSle Unt,ersehi,edle nicht doch von 
J.erWirtschaftsstruktur d,ereinzdn,en Ländler h,er begründlet 
w'er,d,en könnlen bzw. sogar ,erford,erfich sind. 

Man würde nun ,allerdings das Problem in gleicher Wreise verkennen, wenn man 
angesichts dieser Tatsachen überhaupt auf alle Ueberlegungen verzichten wüllte, 
auf welchem W'ege und inwieweit ,eine Harmonisierung durchgeführt werden kann 
und in welcher W'eise sie sinnvoll wärle. Dabei muß die zweite Frage zuerst 
beantwortet werden und zwar in dem Sinne, daß leine L'ösung gefunden wird, die 
vertretbar ist im Hinblick auf den gemeinsamen Markt und di:e sinnvoll ist im 
Hinblick auf die Interessen der Verkehrsträger. Beide Blickrichtungen stellen 
dabei zwrei Aspekte ~ein und desselben Pl10blems dar, denn ,es kann keine Harmo" 
nisierung geben, die vom Standpunkt des gemeinsamen Marktes als gut zu 
bezeichnen wäre und die gleichzeitig transportwirtschaftliche Belange außer Acht 
ließe. Die nächste Frage ist dann, rOb leine solchermaßen gefundene Lösung nicht 
nur unter dies'er partiellen Betrachtung annehmbar ist, sondern üb sie auch in den 
Rahmen der heutigen wirtschaftspolitischen \Virklichkeit paßt. Dies ist die Frage 
nach den MöglichkeHen einer Treilintegration., 
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IH. 
Verbraucher in vergleichbar,er Lage 

1. Die Harmonisierung als tr,ansportwirtschaftliches Problem 

Um Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, was bei dner Harmonisierung zu tun ist, 
muß man auf die Bestimmungen des V,ertrag,es zurückgreiEen. Der § 10 des 
Uebergangsabkommens verlangt die Prüfung der bei den verschiedenen Beförde" 
rungsarten für Kohle und Stahl angewandten Frachten und Beförderungsbedin" 
gungenal1er Art, damit sie im Rahmen der Gemeinschaft aufeinander abgestimmt 

< werden, soweit dies für das ordnungsmäßige Arbeiten des gemeinsamen Marktes 
erforderlich ist. Dabei sollen u nt ,e r .1 nd ,e r 'e m die Selbstkosten der Trans" 
porte ;berücksichtigt werden. 3) 

Mit dieser Formulierung sind alle Fragen offen gelassen. Hinsichtlich des Wortes 
Harmonisierung läßt sich also mit einiger Berechtigung sagen: , 
"Denneben wo Begriffe fehlen, da stellt ein Wort zur reChten Zeit sich rein." 

Da das Uebergangsabkom~en nur ,eine Ergänzung zum V,ertrage darstdlt, wird 
man bei der Prüfung in erster Linie vom IArt. 70 des V'ertrages ausgehen müssen, 
dess,en Absatz 1 als das Fundament aller Bestimmungen über das V'erkehrswesen 
'anzusehen ist. Doort ist g,esagt: "Es wird anerkannt, daß die Errichtung des gemein" 
samen M,arktes die AniW\endung solcher Transporttarife für Kohle und Stahl 
erf.orderlich macht, die den in vergleichbarer Lage befindlichen Verbrauchern 
vergleichbare Preisbedingungen Heten." Sowohl die Beseitigung der Diskriminie" 
rungen als auch die Einführung der direkten Tarife sind im Hinblick auf den 
Wunsch geschehen, Verbrauchern in vergleichbarer Lage Tarife zu schaffen, die 
ihnen v,ergleichbare Preisbedingungen gewähren. Auch die Harmonisierung hat 
dieses Bemühen fortzusdz,en. Durch die Maßnahmen der beiden 'ersten Etappen 
sind die für den gll",enz Ü b exs·chrd t,end,en Transport gültigen Tarife 
d~nen für innerstaatliche Transporte angeglichen worden. Bei der Harmonisierung 
handelt ,es sich, auf ,eine kurze Formel gebracht, darum, die z w i sc h 'e n den 
S ta a te n bestehenden Unterschiede zu überprüfen und ,ev,entuell zu besdtigen, 
soweit ,es für das ordnungsmäßige Arbeiten des gemeinsamen Marktes erforderlich 
ist. ' ; 

Es geht dabei keineswegs nur um die Eisenbah~frachten. Eine Harmonisierung 
müßte auch die Binnenschiffs" und Lastkraftwagen"Tarife umfass,en, also bei allen 
Befördel'ungsarten dne zwisd1,enstaatliche Angleichung ,erwägen, aber auch eine 
derartige Prüfung zwischen den Beförderungsarten v.ornehmen. Das Problem 
in seiner umfassendsten Form gesehen und ~onSleqtlent zu Ende gedacht läuft 
darauf hinaus, ein Tarifsystem zu schaffen, das gleichz1eitig die Frage der Koordi~ 
nation löst. Es besteht der Eindnlck, als wenn man sich bei der Schaffung des ' 
Vertrages dieser Tragweite nicht ganz bewußt gewesen wäre, denn es ist ni'cht 
zu ver~ennen, daß bei der Formulierung der Bestimmungen insbesondere an die 
Eisenbahntarife gedacht wurde. Di:es ist allerdings auch damit zu begründen, daß 
gerade deren Gestaltung für das mdnungsgemäße. Arbeiten des gemeinsamen 
Marktes von relativ großer Bedeutung ist. Aus diesem Gnmde ist auch die vor" 
liegende Untersuchung lediglich auf die Eisenbahntarife abgestellt. 

3) Es soll hier nur die ökonomische SH~te des Prohlems berührt werden, nicht die rechlliche Frage, 
ob der Verlrag eine IIarnioni~rerung zwingend verlangt. S,ioh()r iSIL, daß e,i'nc lIamlOnis,:,erung l\ur 
mit Zus,timmung der negierungen vorgenommen werden kann, wio d~cs auch sc.hon hl'i ,bI' Ein­
fü11rung der direkten Tarife der Fall war. 

I 
Dg 3 
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Berücksichtigt man, daß es das grundsätzliche Anliegen der Tarifbestimmungen 
des V,ertrages ist, Verbrauchern in vergleichbarer Lage auch hinsichtlich der 
Beförderungspreise vergleichbare Bedingungen zu bieten, so ist zu prüfen, wann 
eine derartige v:ergleichbare Lage gegeben ist. Dabei ist v.on der Erwägung aus~ 
zugehen, daß Tariffr,agen in erster Linie transportwirtschaftliche Fragen sind. 
auch dann, wenn Tarifänderung,en nur vmgenommen wlerJen, um Korrekturen 
auf einem Gütermarkt hervorzurufen. Gerade in Bezug auf den Montanunion~ 
Vertrag muß dies betont werden. Da das VerkehrSWIesen nicht dir'ekt unter den 
Vertr.ag fällt, müssen bei allen A,enderungen dessen Belange in 'erster Linie berück~ 
sichtigt wlertden. Und zwar auch dann, wenn Korrektur!en, dte im Sinne des 
g,emeinsamen M,arktes liegen können, möglicherweise zurückgestellt werden müs~ 
sen. Zu leicht könnte sich andernfalls die vlerhängnisvolle Ansicht v.om Verkehrs~ 
wesen als ,einem "Diener der Wirtschaft" ,ausbrleiten, dfe zwangsläufig zU 
Schwierigkeiten in diesem Sektor führ,en müßte. Daß diese Gefahr besonders 
groß ist, zeigt die Aeußerung des ,ehemaligen stellv,ertretenden Leiters der T rans~ 
portabteilung der Hohen Behörde, R. Hutter, der schreibt: "In der Tat betrachtet 
die Gemeinschaft den V,erkehr nicht als Selbstzweck, sondern als dn technisches 
Mittel, durch das die Produktion Vierteilt und in den Handel gebracht wird." I) 

N;.türlich ist der Verkehr kein Selbstzw,eck und es muß 'sogar immer wider ein~ 
dringlich datauf hingewiesen werden, daß ,es in der Wirtschaft k ,e i n ,e n V or~ 
gang gibt, der Selbstzweck ist, sei ·es Produktion, Handel oder V,erkehr. Jede 
Handlung in ,einem dieser Sektoren dfent dazu, Güter direkt in den Bereich der 
Konsumenten oder diesem Bereich näher zu bringen. In dieser Hnsicht unter~ 
sCheidet sich der Transport ,eines Gutes in keiner Wreise von seiner Produktfon. 
Zu betonen, daß der Transport nicht Selbstzweck, sondern nur technisches Mittel 
sei, heißt deshalb, auf einen Unterschied zu anderen Bereichen der Pmduktion 
hinweisen zu wollen, der inökO'nomischer Sicht nicht besteht. Di,e Vlerkehrs~ 
träger haben, genau wie andere Produktionsunternehmungen bei einer T arifge~ 
staltung ,ökonomische U eberlegung,en anzustellen, in die nicht nur die K,enntnis 
der Kosten der reinzdnen Leistungen, sondern auch die Kenntnis von der Zalv 
lungsfähigkeit und Zahlungswilligkeit der Nachfrage ,eingehen muß. Will man 
prüf,en, welche Mla;ßnahmen im Zuge der Harmonisienmg zu 'ergreifen sind, 
so muß ·es also zunächst darauf ,ankommen, unter diesen transportwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten den Begriff der vergleichbaren Lage .zu klären. 

2. Die Krite·rien füT' :eine vergleichhal'e Lage 

Will man zwei Situationen miteinander vergleiCh:en, dann 'erhebt sich sofort die 
F rage nach der Auswahl der Kriterien, mit HHfe derier dieser Vergleich durclv 
geführt werden kann. Denn nicht alle Merkmale haben das gleiche Gewicht 
bei dner Entscheidung. Für ihre relative Bedeutung ist die spezieUe Fragestellung 
maßgebend. Welche Kriterien' geben eine si n n volle Auskunft darüber, ob 
Marktteilnehmer sich in Bezug auf die ihnen zu gewährenden Transporttarife in 
vergleichbarer Lage befinden - die EntEernung des Transports, das Gewicht 
der Sendung, die variablen Kosten des Verkehrsträgers, die Gesamtkosten bei der 
Beförderung, die Zahlungswilligkeit des V,erladers ,oder seine wirtschaftliche 
Situation? - Jeder mit dem Verkehrswesen VIertraute wi:rd sofort 'erkennen, 
welche Flut v.on Argumenten sich für .oder wider die le~nzelnen Anhaltspunkt~ 

4) H. IIUlller, 'rite Transporl Problem 'within lllc Europcan eoa1 amI Sled Comlllllllity, Transport 
und Communications Heview, Vol. VI, Nr. 3J1U53. . 
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anführen läßt und dabei wurden nur einige mögliche Merkmale genannt. Die 
Gegensätze müssen gerade bei der Diskussion über diil!se grundsätzliche Frage 
sehr stark ,aufeinanderprallen, weil mit der Entsche~dung darüber, wie die Trans,< 
porttarife aussehen sollen, die den V,erkehrsinter·essenten in vergleichbarer Lage 
vergleichbare Preisbedingungen bteten, das Urteil über die Art der von der Hohen 
Behörde anzustrebenden Tarifpolitik gefällt ist. 

Da die Begriffsbildung des Art.70 Abs. 1 zi,emlich allgemein gehalten ist, gibt 
es theorlCtisch dne Unzahl von Kriteri,en, nach denen man die Tarife ausricht,en 
könnte. Dies·e mögliche Zahl von M'erkmalen wird jedoch d!ngeengt ,einerseits 
durch die Zielsetzung des V,ertrages und ancler,erseits durch 'die Rücksichten, 
die Jede T,arifbildung .auf dte V,erkehrsträger zu nehmen hat. Erkennt man dies,e 
Grenzen an, dann sind ·es drei M'erkmale ,oder besser Hauptgesichtspunkte, dill! 
wieder eine R,eihe v'Ün Merkm'aLen beinhalten, nach' denen Tarife ausgerichtet 
werden k,önnten, die Verbrauchern in vergLeichbarer Lage v.ergleichbare Preis:< 
bedingungen bieten: 

.1) die Situation des V'erkehrsDutzers unter Gesichtspunkt,en wirtschafts~ 
politischer Zielsdzung; 

b) die K'Üsten des Transports; 
c) ,der W,ert des Transports für den V,erkehrsnutzer. 

Diese drei Kriteri,en sind Extremfälle. Sie sollen zunächst 'einzeln auf U1r:en W,ert 
oder Unwert für die Tarifbildung im Rahmen des Montanunion~Vertrages unter~ 
sucht werden. Bei der folgenden Argumentation wird zunächst von allen Schwie~ 
rigkeiten abgesehen, die der Einführung der anzustrebenden Tarife 'entg.egenstehen 
können, wenn damit u. U. ,erhebliche Aenderungen der heutigen Tarifsysteme 
verbunden sind. Es wird lediglich versucht zu klär,en, welche Tarif,e den Forde" 
rungen des Art. 70 Abs. 1 am besten ,entsprechen. Für die Klärung dieser Frage 
ist es unerheblich, 'Üb und inwieweit diese Tarifie im Augenblick verwirklicht 
werden können ,oder welche Bedingungen auf ander'en Sektoren ·erfüllt sein mtis" 
sen, um ihre Einführung zu dner gesamtwirtschaftlich sinnvollen Maßnahme 
werden zu lassen . 

.1) T.arifbilidung nach Zielen du Wirtschaftspolitik 

Als erstes Kriterium, mit rHllfe dessen die Lag1e von V'erbl'auchern beurt,eilt 
werden kjnn, wollen wir deren Situation in Bezug auf eine wirtsd1aftspolitische 
Zielsetzung betrachten. Wenn ,es das Ziel der Wirtschaftspolitik ist, dne Dezen" 
tralisation der Industrie herbeizufül1I'en und sie dieses Ziel Cturch <eine Unten> 
stützung der Unternehmen in industriearmen Gebieten 'eneichw will, dann befin~ 
den sich aUe Betricbe in verglei,chbar,er Lage, die dort ansässig sind. Wcnn cs 
dagegen das Ziel der Wirtschaftspoliti:k ist, dne bestimmte Industrie zu fördern, 
dann sind die Marktteilnehmer in vergleichbarer Lage, die dieser Industrie ange~ 
hören. Es kann ebenso .als wirtschaftspolitisches Zid gelten, die Ausfuhr zu 
fördern. In vergleichbarer Lage befinden sich dann .111 jene, di,e Güter ,export~cren. 
Es wird zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht nur dnes dieser wirtschaftspoliti~ 
sehen Zielc verfolgt, sondern eine ganz,e Anzahl von Aktionen greifcn mehr 
oder weniger sinnvoll incinander. Letztlich befinden sich die Marktteilnehmer in 
vergleichbarer Lage, di:e Objekte der gleichen K,ombination bestimmter Ziel" 
setzungen sind. Eine Tarifpolitik auf der S'o charakterisierten Grundlage bedeutet, 
daß die Höhe der Transportpreise in jedem Falle durch die Notwendigkeit der 
Wirtschaftspolitik bestimmt wird. Sie ist damit weder abhängig von den Kosten 
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des Transportes,noch von der Zahlungswillig~eit der' Y,erkehrsint,eressenten. 
Nach dies,en Gesichtspunkten Eestgesetzte TransportpDeise sind neben Steuern, 
Z.öllen und Subv,entionen' in die Rdhle der Instrumente der Wirtschaftspolitik 
einzuordnen. 
Y,om Standpunkt des gemeinsamen Marktes sind derartige Tarif,ee b 'e n so wie 
die ander,en Maßnahmen zur BeeinHussung des Wirtschaftsablaufs zu ~eurteUen. 
Es genügt der Hinweis auf Art. 4 des Y,ertrag,es, in dem ;~Ve Anwendung solcher 
Maßnahmen grundsätzlich als unvereinbar mit dem gemeinsamen Markt aner~ 
kannt wird. Ausnahmeregelung,en sind lediglich mit Zustimmung der Hohen 
Behörde gestattet. In diesem Zusammenhang sd auf die Bestimmung des § 11 
des Uehergangsabkömmens bezüglich der Subventionen hingewiJesen. Auch 
Tarifmaßnahmen mit gleicher Wirkung sind nur dann möglich, wenn die Hohe 

, Behörde sie zuläßt. 

J.edoch ist für ihr Fortbestehen nicht mehr d~e naHonalwirtschaftliche Zid:: 
setzung maßgebend, sondern über' deren weitere Anwendung :entscheid~n die 
d~e Erfordernisse des gemeinsamen Marktes. Aber auch diese wirtschaftsp.olitische 
;Zielsetzung nach übergeordneten Gesichtspunkten wird man nicht als Pr i ,n '" 
z i p für die Tarifgestaltung ansehen können, sondern sie bleibt nach dem Willen 
des Y,ertr,ages Ausnahmel1egelung, wobei man sogar 'ergänzen kann, daß diese ' 
Ausnahmer,egelung nur in seltenen Fällen angewandt werden sollte. Denn der 
Y'ertrag geht davon aus, daß mit H~He des gemeinsamen Marktes <eine Art 
organisi,erter nicht willkürlich zu beeinflussender W,etthewerb in der Montan:: 
industrie angestrebt werden soll, um als Folge eine optimale Produktion zu 
err'eichen. Man kann die Zweckmäßigkeit dieser grundlegenden Vorstellung in 
Frage stelLen, indem man behauptet üder beweist, daß die Maßnahmen zu deren 
Verwirklichung nur auf <einem T<Ci 1 g ,e b i ,e t zu neuen, ,evientuell noch größeren 
Abweichungen von dem Optimum der G ,e sam t wir t sc h a f t führen. Oder 
man kann sogar in Frage stellen, 'ob dn am Modell der Y,erklehrswirtschaft ,aus" 
gerichtet,erWirtschaftsablauf überhaupt ganz allgemein zu 'einem Optimum an 
Produktion und Y,erbrauch führt. Damit wäre aber die Sinnhaftigkeit des Y,er" 
trages in seiner Grundlage angezweifelt. Hier müssen wir an dieser Grundlage 
festhalten, um zu sehen, was daraus' resultiert. Bezüglich der Verkehrspolitik 
resultiert aber daraus, daß jeder institutionelle Eingriff in die Tarifgestal:: 
tung für Montangüter mit dem Ziel, die natürlichen Grundlagen des Wetb 
be,werbs zu beeinflussen, außel'lordentli.ch kritisch zu betrachten ist und auf 
jeden Fall ,eine Ausnahme bleiben muß. Um Fiehlschlüsse zu vIermeiden, sei 
jedoch sogleich darauf hingewie~en, daß diese FleststeUung modifiziert werden 
muß, wenn man nicht nur den gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl; sondern 
'die Gesamtwirtschaft in die Betrachtung dnbezieht. . 

b)Tarifbildung nach d'en Kost'en d,es Transport,es 

Die Anwendung des Kriteriums der Kosten für ,eine T,arifbildung, die der For" 
derung des Art. 70 Abs. 1 'entspricht, beinhaltet, daß jeder Transport von einem 
Orte A nach beli.ebigen Orten, bei dem die gleichen Kosten ,entstehen, auch 
zu gleichen Beförderungsprdsen durchzuführen ist. Dahei brauchen die Tarife 
nicht gleich den Kosten zu sein, sondern es genügt, w!enn in allen Fällen 'ein 
festes Verhältnis zu den K,osteri besteht. Alle Tarife können z. B. um einen 
bestimmteri Prozlentsatz über den Kosten liegen. Denn damit ist ja ,erst die Eig-en" 
wirtschaftlichkeit der Eisenbähnen gesichert. Nur in diesem Sinne wird der 
Begriff K'ostentarif im folgenden geb!':lUcht. - Die konsequente Anwendung 
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dieses Prinzips v,erlangt, daß bei der Tarifbildung'die g.esamten Kosten des Ver", 
kehrs berücksichtigt werden. Jeder dnzdne Transport ist nicht nur mit den 
K.tosten zu belasten, die bei seiner Durchführung ,entstehen - also den Gr.enz" 
kosten - sondern er muß einen angemess,enen Teil der zur Aufvcchterhaltung des 
V,erkehrs ganz ,allgemein anfallenden Kosten - der festen Kosten - tragen. Die 
Höhe dieser anteilig,en' festen Kosi1en richtet sich joeweils nach der M'enge der 
aufgebrachten Leistungscinheiten in dem Zeitraum, für 'den beide Größen gemes'" 
sen werden. . . 

Diese knappe allg,emeine Aussage birgt eine Reihe schwerwiegender -Probleme. 
Das wird klar, wenn man versucht, den F.orderungen bei der TarifbUdung gerecht 
zu werden. Bei den V,erkehrsträgern handelt es siell nicht um Unternelunungen 
mit 'einheitlicher Massenproduktion. Auch wenn ,es gelänge, die Leistungen 
auf ,einen allgemeinen Nenner zu bringen, -etwa den Tonnenkilometer - so 
wäre 'es immer noch ein Unterschied, ob diese L'eistung auf der Strec~e von 'A. 
nach B oder auf der Strecke von C nach B ,erstellt würde. D[enn die "Produb 
tionsbedingungen" sind auf Grund der unterschiedlichen Auslastung der Strecken 
verschieden. Ehenfalls bedeutet ,es 'einen Unterschied, welches Gut befördert 
wird, denn dn t",Kilometer des Gutes A verursacht in der R'egel ander,e Kosten 
als dn t"Kilometereines von diesem versd1iedenen Gutes ,B. Schon an diesen 
Beispielen wird klar, daß nidü die festen Kosten des Gesamtbetriebes auf die 
Leistungseihheiten insgesamt umgelegt w,erden dürfen, sondern das Ul1ternehmen 
zu diesem Zweck in kleiner·e Teile aufgespalten werden muß und außerdem eine 
Aufteilung der Transportleistungen an Hand der technischen Eigenschaften der 
Güter vorzunehmen wäre. Durch dieses Vorgehen würden die festen Kosten 
gewissermaßen bew,eglicher gemacht, weil sie in angemessener W·eise· den 
Leistungseinheiten zugeordnet werden könnten, deren Erstellung sie ,ermöglichen 
oder, um 'es anders ,auszudrücken: die K'osten würden speziell zurechenbar. Bis 
zum Extrem getrieben, würde dies bedeuten, daß für jede Str,ecke zwis'chen zwei 
Haltepunkten der Eisenbalmen und für j.edes Gut, das auf dies·er'Str,ecke beför.dert 
wird, und das ,andere variable Kosten v,erursacht, also dne andere Leistung öar" 
stellt, dne gesonderte Kostenrechnung stattfinden müßte. . 

Auch6hne lang,atmige Beweisführung ist ,ersichtlich, daß diese Art der Tarifbil~ 
dung praktisch unmöglich ist. Praktisch' möglich ist allein dne unterschiedliche 
Tarifbildung für längere Streckenabschnitte oder größere Streckennetz'\! und für 
Warengruppen, wobei als Anhaltspunkt für die Gruppenbildung ihr spezifisches 
Gewicht genommen werden müßte. Damit !entsteht jedoch 'erneut d.ls Pl'obl<!m, 
in welcher W;eise die festen Kost\en des Betriebes den einzelnen Leistungen 
zuzurechnen sind, denn ,es gibt bei hetorogener Produktion kein .eindeutiges Kri" 
terium dafür, nach welchem. Schlüssel diese K'osten vierteilt werden müssen. 

/ Dieser Frage der V,erteilung kommt ,aber U11150 hö'her,e Bedeutung zu, wenn die 
Tarif·e ,auf den Kosten als alleiniger Grundlage fußen sollen, weil zwischen T al'ifen 
und K,osten dn Funktionalzusammenhang besteht. 
Es darf nicht übersehen werden, daß die K,osten selbst durch die Höhe der Tarife 
beeinflußt werden. Dieser Zusammenhang ist bei gegebener Nachfrageelasti" 
zität um so stärker, je höher der Anteil der festen Kosten an den Gesamtkosten 
ist. Die Intel~dependenz läßt sich wie folgt 'erklätlen: wird -ein Tarif gesenkt, 
so vermehrt sich im allgemeinen die mengenmäßige Nachfrag,e nach Verkehrs~ 
leistungen. (Die G:r ,.ö ß 'e der V,eränderung ist abhängig von der Elastizität 
der Nachfrage). Di,e festen K,osten können auf eine Igrößere M,enge verteilt 
werden, d~e durchschnittlichen festen Kosten sink'en. Im allgemeinen werd<!n 
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die durchschnittlichen Gesamtkosten auch sinken, denn man darf annehmen, daß 
die zusätzlichen K'Osten für die neuen Yerkehrsmengen nicht erheblich höher 
sind als die durchschnittlich variablen K'Osten der Ausgangsmenge. Tarife, die 
auf diesen durchschnittlichen Gesamtkosten als a lIre i:n i g ,e r Grundlage auf"" 
bauen, können also reine günstige Entwicklung dieser Kosten unter Umständen. 
verhindern. Dieser Grundgedanke Hegt auch dem von Emil Sax formuliertt!u 
"Preisgesetz des Y'erkehrs" zugrunde. Er glaubte, damit zu beweisen, daß für 
das Y'erkehrswesen besondere Grundsätze geltert, und daß der Preis sIch hier 
nur nach der Nachfr.ageauszurichten habe. u) 

Sax übersah dabei, weil ,er die Bedcutung der variablen Kosten verkannte, den 
Fun k H rO n·a 1 zusammenhang zwischen Preis und Kosten wie ihn alle jen-e 
übersehen, die die Preise umgekehrt allein an den durchschnittlichen Gesamt"" 
kosten ausgerichtet sehen wollen. 

Wegcn des relativ hohen Anteils der testen Kosten an den gesamten Kosten der 
Yerkehrsunternehmen und wegen des Zusammenhangs zwischen Kosten und Tari", 
fen, müssen die V'erkehrsträger bemüht sein, die Tarif.e soeinzllrichten, daß eine 
möglichst große Anzahl von Lcistungseinheiten ,abgesetzt werden kann. Wie 
Hamm richtig betont, kann es nicht das Ziel sein. um jeden Preis dn hohes Yet':: 
kehrs.aufkümmen zu lerreichen. Solange jredoch die GlJenzkosten gedeckt sind. 
ist jede Tarifmanipulation, die das Y'erkehrsaufkümmen vergrößert, gl"l1ndsätzlicl"'l. 
geeignet, den Wirkungsgrad der Volkswirtschaft zu erhöhen 6). Die durchschnitt"", 
lichen Gesamtkosten können damit auf dn möglichst niedriges Nivleau herab= 
gedrückt werden. In der R'egel können die Yrerkehrsträger durch Preisdifferen"", 
zierung, ,die iibcr die durchr due praktisch möglich'e K'Ostiendifferenzirertltn.g 
bedingte Tarifspaltung hinausg,eht, dies,es Ziel rcrreichen. Diese weitergehende 
Differenzierung der Tarife, dle allcin als Preisdifferenzieruug auszl.isprechen ist 
- denn ,eine an der Auslastung reiner Strecke bzw. an der Art des Gutes oriCjn= 
tierte Tarifdifferenzierung .auf Grund v,on Kostenunterschieden verdient diese 
Bezeichnung nicht, weil es sich dabei umL'eistungen an vrerschiedenen Orten odel:'" 
von unterschiedlicher Qualität handelt - muß sich an der Nachfrage orientieven_ 
Als Ergebnis bleibt festzusteHen, daß eine ausschließliche Anlehnung der Tarife 
an die Kosten der Transporte 'die Fordenmg nach vergleichbaren Transpor~be= 
;dingungen für Y,erbraucher in vergleichbarer Lage zwar lerfüllen könnte, abel." 
allein schon aus verkehrsäkünomischen Gründen her<tus unmöglich durchzuführen.. 
und auch nicht gutzuheißen ist. Weiterhin ist nicht gewährleistet, daß den Zielen 
des gemeinsamen Marktes mit solchen Trarifen am besten gedlent wär,e. Det:' 
gemeinsame Markt will die b i 11 i g s tre und b re s t re Y,ersorgung der K.onsu= 
menten. .W,enn Kostentarife - ,es ist immer ,an dne s t r ,e n ge Bindung det:' 
Tarife ran die Kosten gedacht - dte,günsÜge Entwicklung der durchschnittlichen. 
Gesamtkosten verhindern können, so ist rersichtlich', daß sie diresen Zielen -ent", 
gegenstchen. 

5) Vgl. dazu F. Schroiff, Di·c Eis'cnhahnLarifthcorioll in DculschlaIllI, Englunt! lind Amcri.ka. Eill'~ 
kriti-s'cho lIctrachtunfl'. lIeft 13 eier Verkehrswissenst1haflliohf;n Forschungen aus .dfCIn VfCrkehrs­
Scrrünar an der westf. 'Vilhelms-Univcrsität zu Münsler i. 'V., (Münsler 1938,S. 34. 

6) W. lLamm, Schiene lind Straße, lId.2 (kr Voröfff;ntlidlUlLgcn des 'ForsdlUngsinstitulos fÜl' 
VY~rtschaftspol:i~ik an der Univer~ilät Mn:inz, Ueiuelb()rg 1\}[)'1, S. 43. Zu f;ülCm anderen Urloil in 
(h~selll 'ZUSaIllIll<lnlwng, aber auch m~t anuf;rcr llcweisfühl'Ullg kornrnl man allerdings, wenn die, 
\V,rkullg der Preioo'i~fcrenzicrt\llg auf dif; Koordination der Verkehrstriiger bclraclltcl wird. 
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e) Ta:rifbn;dung auf Grund der Elastizität der' Nachfrage. 

Als ein weiteres reines Kriterium, nachdem man die angestrebten Tarife ausrichten 
könnte, bietet sich die Belastbarkeit jedes dnzelnen Transportes an. Dieses Tarif" 
bildungsprinzip beinhaltet, daß per Preis für jede Transportleistung den Nutz'en" 
schätzungen der Nachfrager nach V,erkehrsleistungen angepaßt wird. Der Trans," 
portpreis darf gerade so hoch sein, daß der Transport nicht unterbleibt. 7) Anderer" 
seits verlangt das ökonomische Prinzip, daß der Preis 'nicht unter den durch den 
entsprechenden Transport v·erursachten zusätzlichen K!osten liegen darf. 

Diese Art der Tarifstellung gewährleistet, daß ein Unternehmen den zu erzielen" 
den Gewinn maximiert. Sie gewährleistet jedoch nicht die Maxim1erung der zur 
Verfügung gestellten Mengen an Leistungseinheiten. Im Gegenteil, diese M,enge 
könnte ,erhöht werden, wenn unter V,erzicht auf Gewinn die über den zusätzlichen 
Kosten des Transportes liegenden Beförderungspreis,e teilweise gesenkt würden. 

Der Orientierung der Tarife nach diesem Kriterium - auch als "value 'Üf service" 
Prinzip" oder als Grundsatz "w'hat the traffie will bear" bekannt - sind 'ebenfallS 
in der Praxis Grenz'en ges'etzt, denn ,es ist 'unmöglich, für j,eden ·einzelnen Trans,: 
portakt dnen g,esonderten Pr,eis zu bestimmen. Allein möglich wäre eine Bildung 
von V,erbr,auchergruppen mit annähernd gleicher ZahlungswUligkeit, w'Übei die 
Prdssetzung für diese Gruppen kombiniert werden könnte mit "den nach l<!;,sten" 
gesichtspunkten notwendigen Tarifunterschieden; dne Preisdiffer.enz1erung 
starken Ausmaßes wär:e ,aber auch dann g.egeben, w,enn ,alle Transportleistungen 
den gleichen Preis hätten, da ihnen ja unterschiedliche :K,osten zugnmde liegen. 
Eine n Anhaltspunkt für die Zahlungswilligkeit der Käufer kann der Preis des 
zu transportier,enden Gutes geben, denn man kann v,ermuten, daß dn Käufer, der 
berdt ist, .einen hohen Preis zu zahlen, .auch ber:eit ist, ,entsprechende Transport" 
kosten zu tragen. Es besteht ,aber keineswegs ein fester Zusammenhang zwischen 
dem Preis dnes Gutes und seiner Fähigk,eit, mit Transportkosten belastet zu 
werden. Denn für die Transportkostenempfindlichkeit ,einer Ware ist maßgebend, 
üb sie am Empfangsort mit der gleichen Ware .oder ähnlichen Gütern in Kon" 
kUIl'·enz steht, oder ob dne solche KlonkuIT,enz durch hohe Transportkosten 
hervmg.eruf.en werden kann. Der Beförderungspreis kann nicht höher sein als 
der Pl1eis).mt.erschied zwischen zwei Orten, wobei es allerdings möglich ist, daß 
die Transportk'osten diesen Pr,eisunterschied mit beeinflussen. K'onkurriet<en zwei 
oder mehrere Verkehrsmittel miteinander, so ist die Möglichkeit, dn Gut mit 
Transportkosten zu helast,en, für jeden V,erkehrsträg.er außerdem von der Tarif" 
gestaltung seiner Konkurrenten abhängig. 

Legt man den Tarifen das Kriterium der Belastbarkeit.zugrunde, so würden allen 
denjenigen Verbrauchern vergleichhare Tarif,e angeboten, deren Zahlungsfähigkeit 
für eine Transportleistung in 'etwa übereinstimmen würde, .oder anders aus" 
gedrückt: deren Elastizität der Nachfrage nach Transportleistungen überein::, 
stimmen würde. Dies wären dann "V,erbraucher in v,erglei.chbarer Lage". 

Prüft man Tarife auf dieser Grundlage, so ist ersicht\ich, daß bei alleiniger An" 
wendung des Prinzips "what the tr,affic will bear" die billigste Versorgung der 
Konsumenten nicht ,erreicht wird. Denn bei der V,erf'Ülgung ,dieses Prinzips 
werden ja gerade die Tarife angestr,ebt, die die Konsumenten im äußersten Falle 
bereit sind zu zahlen. Auf der ,andeJ,1en Seite di,enen derartige Tarife in allen jenen 
Fällen dem Ziel des VIertrages, in denen sie dne Vergrößerung des Verkehrs;: 

7) VgL W, IIamm, Schielle und Straße a. a. 0., S, 50. 
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volumens und damit eine Senkung der durchschnittll,chen Gesamtkosten hervor~ 
rufen, die bei alleiniger Anwendung des K,ostenp;rinzips nicht leneicht würde. 

Eine weitere Schwierigkeit für die Entscheidung darüber, ob TarifdiHerenzkrungen 
zur Y,ergrößerung des Verkehrsvolumens sinnvoll sind, tritt dann auf, wenn zwei 
Verkehrsträger miteinander konkurrieJ)en. Dann kann nämlich der für einen V,er~ 
kehrsträger und dice Gesamtwirtschaft wünschenswerte Effekt dazu führen, daß 
das Verkehrsaufkommen des Konkurrenten mit allen für ihn nacht,eiligen Folgen 
geschmälert wird. Da der K,onkurrent dies nicht tatenLos zulassen und seinerseits 
versuchen wird, den Transportpreis zu senken, ist eine ruinös'e Konkurrenz tl11~ 
vermeidlich. 8) Bei dks,em Tarifkampf ist nichtunhedingt derjenige Sieger, der 
auf lange Sicht zu den günstigsten Transpürtpreisen anbiden könnte, sondern das 
Verkehrsmittel mit den niedrigsten va r i a·b le n Küsten hat hierbei den längeren 
Atem. D) Für die K,onsumenten ist diese ruinöse Konkurllenz kur z fr i.s t i g 
unbestreitbar vün Ymteil, 1 a n g fr ist i{ g sind sie jedoch, nach Ausscheiden 
des unterlegenen Y,erkehrsträger aus dem Markt, nicht vür um sü höheren Tarifen 
geschützt. 

Zusammenfassend kann gef,olgert werden: die Nachfrag,eelastizität ist zwar ein 
Kriterium für Verbraucher in vergleichbarer Lage, $leine Anwendung als Orien~ 
tierungsmittel für die Tarifgestaltung ist jedoch nur soweit 'empf'ehlenswert, als 
dadurch eine höhere G ,e sam t nachfrage nach Y,erkehrsleistungen und damit 
eine Senkung der durchschnittlichen Gesamtkosten ,erzielt werden. Dies wird 
-. das sei hinzugefügt - um so eher möglich sein, je höher das Gielsamtniv,eall 
der Tarife über den Kosten liegt. 

Die Ueberlegungen machen deutlich, daß es k'ein Krit~rium gibt, dessen 
.lIlie in i g ,e Anwendung eine Aussage darüber gestattet, welche Y'erbraucher 
sich in vergleichbarer Lage befinden, wenn dieses Kriterium gleichzeitig Grund" 
lage für dne Tarifbildung mit dem gr,ößten wirtschaftlichen Nutz,en sein süll. 
Dennoch lassen sich Grenzen ,aufZleigen. Die Partner der Montanuniion haben 
durch die Unterzdchnung des Vertrages zum Allsdruck gebracht, daß ,es ihr Ziel 
ist, die billigste und beste Y'ersorgung der Konsumentenherheizuführen. Damit 
ist festgestellt, daß es auch' den Y,erkehrsträg,ern nicht 1 gestattet sein darf, durch 
Ausnutzung einer 'eventuell vorhandenen starken Marktposition dte auf 'Grund 
dieser .PosiHon höchstmöglichen Tarife zu fordern. Die Tarife müss,en sich also 
unter Wahrung der Eigenwirtschaftlichkeit der Transportunternehmen den Durch~ 
schnittskosten des Transportes a nn äh,er n. Genau sü wichtig wie die Kosten 
sind jedoch Marktgesichtspunkt'e. Für dk Y,erkehrsträger ist in aUen }enen Fällen 
eine Anpassung an die Nachfrage - 'fine PreisdifEerenzierung -,erfürderlich, in 
denen vtOm allgemeinen Niveau abweichende Tarif,e dne bessere Ausnutzung 
des vtOrhandenen Appar,ates hewirken. Es kann sich also nur um Ta r,i f" 
sie n ku n g ,e n handeln und dies auch nur insoweit, wie das Y,crk,ehrsaufkümmen 
insgesamt und nicht nur das 'einzelner Y,erkchrsunternehmen auf Kosten anderer 
vergrößert wird. Die Beachtung des wirtschaftlichen Prinzips verlangt, daß die 
untere Grenze für die Tarife auf jeden Fall die Gr,enzküsten bildo!n. Für Tarife 
nach wirtschaftspolitischen, außerhalb der Verkehrswirtschaft liegenden Gesichts~ 

( 

~) lDic~em Geharen Li~)gt eine lypisch o],jgopollis~i'5chc VorhaHungswei,so zugru,llde, die 'zu koüncm 
stabtIon Glokhgewicht führt. Vgl. uazu E. Schneitier, Einführung ,in oi,e Wirls'chafts1hcor:o. 
11. 'l'<li!. Wirtschaftspläne und wirtsdlaft1idlCS Gloüchgewicht in der V crkchrswirlscha ft. 'rühingcn 
11949, S. 253 H. , 
9) Vgl. D. PlI. LockIin, Ecollomics of 'l'ransporlatioll. Thinl Edition. Chicago 19·17, S.83·!. 
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punkten ist in dies,em System wenig Raum. Der V,ertrag verlangt die strenge 
Ueherprürung derartiger Montangürerfradlten uhd ihre Beseitigung bzw. Aus" 
richtung auf die Ziele des gemeinsamen Marktes, wobei der Hohen Behörde die 
Entscheidung' zusteht. 

Eine Patentlösung für die Tarifgestaltung innerhalb der aufgezdgten Grenzen gibt 
es nicht. Das Entscheidende für die Erfüllung des Art. 70 Abs. 1, Tarif'e zu bUden, 
die V,erbrauchern in vergLeichbarer Lage vergleichbal'e Preishedingungen bieten, 
ist in der F'orderung, zusammengefaßt, daß von aUen V'erkehrsuntemehmen in 
allen V,erk,ehrsbeziehungen Tarife angewandf werden, welch~ die aufgezeigten 
Gr,enz'en nicht überschreiten. Das bedeutet zu allererst jedoch die Anerkennung 
und Anwendung der diesen Tarifen zugrunde liegenden TarifbUdungsprinzipien. 
Die praktische Schwierigkeit, die auftaucht, wenn festgestellt werden soll, ob die 
&0 gehandhabte Transportpreisbildung in manchen Fällen eine nicht g,erechtfertigte 
'Begünstigung ,einzelner V,erkehrsintel'ess'enten bedeutet, oder ob zur BenachteilL: 
gung dnzdner Y'erlader günstige Tarif,e ni.cht gewährt werden, obwohl sie im 
betrlebswirtschaftUchen Interesse der Eisenbahn Hegen, muß in Kauf genommen 
werden. Die Entscheidung dabei wird gewiß nicht immer leicht sein, und man 
wird L,ocklin zustimmen dürfen, wenn ,er sagt: "Rate making isa matter of judgC$ 
ment." 10) . 

Oder wie es ,ein ander,er Autor in bezug auf die Bemühungen der Interstate 
Commerce Commissi,on, "just aud rlcasonable rates", zu finden ausdrückt: "It 
may appear that the Commission thrusts its hand into the darkness, and areaso'; 
nable rate is pluckl!d back like a rabbit f110m a conjuror's h:at." 11) 

Denn letzten Endes sind dLe "just and re,asonable rates", die das Interstate 
Gommerce Act fordert, nichts weiter als Tarife, die VIerbrauchern in vergleich" 
barer Lage vergleichbare Preisbedingungen bi:eten. 

3. Die vordringliche Aufgabe. 

Aus den vorausgegangenen Ueberlegungen kann man die F,olgerung ziehen, daß 
es für die künftige Diskussion der Harmonisierungsprobleme dievordringUchste 
Aufgabe ist, konkrete Maßstäbe zu finden; das heißt nichts anderes, als zu unter" 
suchen, welche Höhe die Kosten des Transports haben und in welcher Weis,e die 
Y,erkehrsnutz,er auf Tarifänderungen der Eisenhahnen reagieren. Erst w,enn man 
diese Maßstäbe gewonnen hat, kann nämlich festgest'ellt werden, in welchen 
Fällen Tarife mit dem Vertrag nicht zu vereinbar,en sind, also Diskriminierungen 
im weit,esten Sinne vorliegen. DieSle Diskrimini,erttng,en zu b,e" 
weis,en, ist Aufgab,e d,er vom V,ertrag ,eing,es'etztcn Organ'e, 
also der Hohen Behörde und ,des ihr zur ,unterstützung zur Seite gestellten Sach~ 
verständig,enausschusses .. 
Der bloße Hinweis ,auf die heutigen UnterscMede in den Tarifen der dnzelnen 
Länder dürfte keinesfalls genügen, um Widersprüche zum V'ertrag aufzuzeigen. 
Wie schon herv'Otgehohen wurde, lassen di:e vorhandenen großen Differ·enzen im 
Gegenteil die Annahme berechtigt 'erscheinen, daß die ,ökonomischen Ausgangs" 
positionen für die TarifbUdung s,eht voneinander abweichen. Bestätigt wird diese 
Vermutung durch den Hinweis auf die unterschiedliche Wirtschaftsstruktur der 
einzelnen Länder. 

10) LockHn, ECOllOlIli{)s of TransporLation, a. a. 0., S. ·164. 
11) 1I.lIull, Hcas,ollabloe Hates, 15 Mich1gall Law H(wi;)w 478, ,186 (1917), zit, nach D. LockEp, 
EoonolIlics of 'fransp0l'tation, a. a. 0., S.46·1. 
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Konkrete Unterlagen stehen jedoch nur in geringem Umfange zur Verfügung. 
Selbst die Kostenseite des Transportvorganges ist wenig durchforscht. Es mutet 
fast ,anachronistisch an, wenn in Deutschland immer wteder die Untersuchungen 
Tecklenburgs aus den Jahren um 1930 in der Diskussion zitiert werden müssen. 
Ueber Nachfrageelastizitäten ist noch Yiel wenig,er bekannt. Es heißt sicher die 
Möglichkeit ökonometrischer Forschungen überschätzen, wollte man hier jemals 
völlig ,exakte Ergebnisse erwarten. Das darf jedoch nicht dar~m hindern, wenig" 
stens nach gl10hen Faustzahlen zu suchen. Auch mit den besten Kosterhint,erlagen 
ist 'es noch keinem Unternehmen gelungen, ein günstiges Wirtschaftsergebnis zu 
erzIelen, wenn falsche Vorstellungen über die Situation .auf dem Markt vor" 
handen waren. 

Wenn die Eisenbalmen heute durch mehr oder weniger glückliche Experimente 
versuchen, die günstigsten T.arife zu finden, so kann man hierin allenfalls ,einen 
Notbehelf sehen. Die deutschen Erfahnmgen zeigen, daß die Ergebniss.e nicht 
immer ,erfreulich sein müssen. Für Tarifmaßnahmen im Rahmen der Montan" 
union ist die Form des Exper~ments kaum eine ,annehmhar,e Lösung. Jede 
Regierung wird mit Recht di,e Durchführung von Aenderungen verweigern, wenn 
nicht konkret bewiesen werden kann, daß sie zur Erfüllung des Vertrages er!:' 
forderlich sind, wcnn also nicht Kosten" un d Nachfrage"Gcsichtsp'unkte ein" 
deutig dafür sprechen. . 

Es mag nun eingewandt werden, daf3 es ,erhebliche Zeit in Anspruch nehmen wird, 
um genauere Vorstellungen von den ,erforderlichen Größen zu gewinnen. Dazu 
ist zunächst zu sagen, daß es lediglich dne Frage des genügenden Mitteleinsatzes 
sein dürfte, um konkrete Unterlagen bereitzustellen. Doch selbst wenn die 
Prüfung längere {:eit in Ansprudh rnehmcn sollte, so sollt,e man sich dadurch nicht 
verleiten lassen, voreilige und nicht fundierte KonJekturen vorzunehmen. An" 
gesichts der zu 'erwartenden weittragenden Folgen der Tarifharmonisicrung <er" 
sch,eint ,es v,emünftiger, Eingriffe aufzuschieben, statt in falsch verstandener Aus" 
legung des V,crtrages ir g ,e;n .cl w.e 1 eh 'e Maßnahmen nur aus dem Wunsch 
heraus durchzuführen, überhaupt Ergebnisse vorweisen zu können. 

Am wenigsten v.ertretbar wäre 'es, in dieser Absicht den W'eg des geringsten 
IWiderstandes zu gehen und d i ,e Montan"Gütertarife als di,e für den g,emein" 
samen Markt besten anzusehen, die ,einen Mittelwert aus 'den heute bestehenden 
Frachten darstellen, deren Einführung also mit den relativ geringsten Aenderungen 
verbunden ist. Denn wie man ,es auch nimmt, das Ergebnis wär,e auf ~einen 'Fall 
wirtschaftlich zu begründen. Sind nämli:ch di:e z. Z. bestehenden Tarife lök0110" 
misch gerechtfertigt, so ist ihre V,ereinheitlichung auf mittlerem Niv,eauein Miß" 
griff. Sind sie es nicht, so ist sicher, daß dn Mittel aus falschen ITarifen ,ebenfalls 

,keine richtigen Tarife ergibt. Dem guten Gedanken v,onder wirtschaftlichen 
Integration wäre dn schlechter Dienst ,erwies,en, würde man M,aßnahmen d1eser 
Art durchführen, viepdcht sogar in dem Glauben, der IntegratIon dadurch 
zu nutzen. 

Es gibt nur diese Möglichkeit: will man Diskriminierungen beseitigen, so muß 
man zunächst die konkreten Maßstäbe schaffen, um sie zu er~ennen. Andem" 
falls bestände die große Gefahr, daß d1e Diskriiminierungen nur verlagert würden. 
Die Hohe Behörde dürfte der Unterstützung aller Reg~enmgen sicher sein, wenn 
sie ihre Bemühungen zunächst darauf konzentricrt, ,exakte Untcrlagen zur Be" 
urteilung dies,er Frage zu sammeln. Schon um die 'eigenen V,erkehrsprobleme zu 
meistern, müßten d1e V,ertragsstaaten ein Intercsse an solchen Arbeiten haben. 
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IV. 

Die Einheit de.r Ve'l'kehrspolitik in Gefahr. 

Allein die Schwierigkeiten, di,e sich 'ergeben, wenn die dem Vertrag gemäßen 
Montangütertarife gefunden w,erden sollen, z'eigen, daß die Harmonisierung mit 
eines der' schwierigsten Probleme darstellt, welches die MU aufwirft. Dabei 
wurden bisher die Fragen nicht berührt, dile auftauchen, wenn man an die pr a k :: 
ti s ehe V le r wir k 1 ich u n g von als ri.chtigerkannten Harmonisierungsmaß~ 
nahmen denkt. ' 

Es darf nie übersehen werden, daß die Fr,achten für Montangüter nicht isoliert 
dastehen, s'Ündern daß sie dne bestimmte Beziehung zu den Tarif,en für andere 
Güter haben, als'Ü ihr,en festen Platz in jedem Tarifsystem dnnehmen. Man muß 
sich vor Augen halten, daß die ,eingangs dargestellte :W,ertstaHel für Montan~ 
güter nur ein Ausschnitt aus der gesamten W:ertstaffel ist, gewissermaßen ein 
Mittelstück, das sich nach loben und unten weiterhin iausdehnt. Auch die Ent~ 
fernungsstaffeln für nicht unter den V'erh'ag fallende Erzeugnisse stehen zu denen 
für M'Üntangüter in bestimmter Beztehung. Wi,e das V,erhältnis der Montangüter", 
frachten zueinander nicht willkürli.ch gewählt ist, S'Ü beruht auch deren Vlerhältnis 
zu anderen Frachten wiederum auf bestimmten Ueherlegungen. Ebenso können 
Erwägungen bezüglich der Mengenstaffel nicht allein im Hinblick auf Montan", 
gütertransporteangestellt werden. Gewährt man Tarifermäßigungen für die Auf~ 
gabe größer,er Mengen von Montangütern, ohne 'entsprechende Regelungen auch 
für andere Transporte zu treffen, S'Ü können dadurch Verzerrungen hervorgerufen 
werden, die unter gesamtwirtschaftlichen Aspekten ökonomisch nicht zu recht~ 
fertigen sind. Denn damit würden Diskriminierungen im reinsten Sinne des 
'Würtes geschaffen, die zwar auf einer anderen Ebene liegen, aber gleichwohl 
nicht übersehen werden dürfen. Es handelt sich hter also um Grundsatz", 
entscheidungen, die das gesamte Tarifsystem berühren. 

Die Eisenbahnen sind heute bemüht und müssen ,es in gewissem Umfange 
auch immer sein, Giesamueinnahmen und ",ausgaben mi:teinander in Ein:: 
klang zu bringen. Bewußt wird darauf v,erzichtet, Jeden dnze1nen Transp'Ürt 
entsprechend den vollen anteiligen Kosten zu belasten. Wie sch'On. gezeigt. 
wurde, entspricht dne solche Handlungsweise in Anpassung an den Markt durch. 
aus gesunden' kaufmännischen Ueberlegungen. Darüber hinaus kann dieser 
interne Lastenausgleich der Eisenbahnen }ed'Och noch nach andcren Geskhts~ 
punkten vorgenommen werden. Es können wirtschaftsp'Olitische Gesichtspunkte 
dafür maßgebend sein, in welcher Höhe man dnzdne ,y'crkehrsnutz.er bzw. 
einzdne Güter mit Fracht belasten will. Besonders in Deutschland bedient man 
sich dieser Möglichkeiten, um bestimmtc wirtschafts .. und sozialpolitische Ziele 
zu v·erf.olgen. Wir sehen zwar, daß der Vertrag hinsichtlich der Montangütcr,: 
tarife derartige Tarifbildungsgesichtspunkte grundsätzlich ausschließt, doch >es 
darf nicht vergessen werden, daß diese Betrachtung lediglich par He 11 e r 
Natur w,ar. 

Sieht man die M'Ontangütertarife im Rahmen des gesamten Tarifsystems und in 
ihrer Funkti'On für ·di:e Globalrechnung der Eisenbahnen, S'Ü muß man zu dem 
Schluß gelangen, daß ihr,e Gestaltung nach Prinzipien, die außerhalb des Be~ 
mühens liegen, Gesamtausgaben und Gesamteinnahmen miteinander in Einklang 
zu bringen, dneempfindliche Störung herv'Ürrufen muß. S'Ü rechnet z. B. die 
Bundesbahn infolge der Maßnahmen der heiden ersten Etappen zur Erfüllung 
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des V'ertrages bereits mit ,einern jährlichen Einnahmeausfall von 30-40 Mio DM. 
Ausfälle in d1eser Größenordnung sind durchaus nicht zu untersdlätz·en. Wollen 
die Eisenbahnen ihre Gesamtr,echnung ausgleichen, so ist 'es .notwendig, diese 
Ausfälle bei anderen Tarifen wieder heveinzuholen. Damit sind auch die Ent" 
scheidungsmöglichkeiten bezüglich der Gestaltung der TarHe für Nicht"Montan" 
güter 'erheblich ICin~eengt. 

Das Mer aufgeworfene Problem soll in einem anderen Beispiel mehr verdeutlicht 
werden. Bekanntlich hat das V,erhältnis der FrachVen für Rohstoffe zu denen 
für Fertigwaren unter bestimmten Bedingungen einen Einfluß auf den Wett" 
bewlerb zwischen der Industrie in den wirtschaftlichen Zentren und in den Rand" 
gebieten. Bei der Gestaltung des deutschen' Eisenbahngütertarifs hat man diese,. 
Tatsache bewußt verwertet. Relativ niedrige R,ohstofffrachten stehen relativ hoh\!n 
Frachten für Fertiggüter gegenüber. Dies:es V,erhältnis wird wegen der unter~ 
schiedlichen Entfernungsstaffel bei wachsender Entfernung noch leicht vergrößert. 
Wir brauwen hier nicht zu diskutieren, 'ob -eine derartig1e 'Tarifpolitik gutzuheißen 
ist, s'Ündern ,es ist lediglich festzustellen, daß sie den augenblicklichen politischen 
Zielsetzungen ,entspricht. Mit dieser Politik werden Wirkungen angestrebt, die 
weit über ,den Ber,eich der Montangüterindustrie hinausgehen, ja recht 'eigentlich 
auf eine Beeinflussung anderer Sektor,en abzielen. Nichtsdestoweniger ist zur 
Verwirklichung dieser Aufgaben ,eine freie Gestaltung auch der M'ontangüter" 
tarife Vmaussetzung. 

Es ist bisher keineswegs .abzusehen', welche Vorschläge bei der Diskussion der 
Harmonisierung v'Ün den verschiedenen Seiten noch unterbrdtet werden, und ob 
die heute gültigen Montangütertarife 'erheblich abgeändert werden sollen, WO" 

durch die national"staatliche V,erfügt,tngsgewalt nicht unbeträchtlich· eingeengt 
werden würde. Wir haben angedeutet, welcher VOl~aussetzungen les bedarf, um 
wirklich fundierte Vmschläge vorleg,en zu können. Immerhin läßt sich an einem 
leider nicht nur theoretischen Beispiel aufzeigen, welche Folgen hinsichtlich der 
deutschen verkehrspolitisch'en Zielsetzung eintrieten können. 

Bei den Beratungen über die Einführung der diriekten Tarife wurde nicht nur die 
Verdnheitlichung der Degr:ession der Str,eckenfrachten in den Anfangsentf~rnun" 
gen diskutiert, sondern auch deven V,ereinheitlichung tiber die ganz,e' Entfernung 
ernsthaft lerwogen. Die praktische V,erwirklichung di,eses Gedankens hätte zur 
Folge gehabt, daß die Frawtsätze der Klassen C und D des Regeltarifs (W;ab 
werkserz,eugnisse) bei Entfernung zwischen 300-400 km Ji.e Frachtsätze der 
Klasse A (z. B. Maschinen) überstiegen hätten, um bei größeren Entfernungen 
erheblich darüber zu liegen. Die Mögli,chkcit, das v,erkehrspolitische Ziel, die 
Dez'entralisierung der Industrie, zu fördern, würde damit zumind,est ,erheblich 
in Frage gestellt. Es ist zu hoffen, daß derartige Vorschläge nie mehr zur Dis" 
kussion stehen werden. Deshalb sollen sie Mer ,auch nicht näher behandelt werden. 

Man kann jedoch' allgemein gültige Folgerungen daraus ziehen. Auch wenn man die 
verkehrspolitischen Ziele <einer Rlegienmg nicht billigen sollte, so darf doch deren 

. Recht, diese Ziele zu verfolgen, im Rahmen dner Teilintegration nicht angetastet 
werden. Der Montanunion"V,ertrag bestätigt auch ausdrücklich in Art. 70 Abs. 5, 
daß vmbehaltlich der Durchführung der zu seiner Erfüllung notwendig'en Maß~ 
nahmen die Tar~fhoheit bei den V,ertragsstaaten vIerbleibt. Ist diese Tarifhohdt 
aber n'Üch gewahrt, wenn sich herausstellen sollte, daß 'der V,ertrag Maßnahmen 
fordert, - drr Beweis dafür wäre, wie gesagt, 'erst zu 'erbringen - welche die 
Regierux:g zwingen, ihre tarifpolitischen Ziele zu opf'ern, oder aber die Tarife für 
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die Nicht~Montangüter in entsprechender W'eis,e anzupassen? Dioe Tarifhoheit 
würde zwar formal auch dann bestehen bleiben, wäre jedoch materiell ausgehöhlt. 
Wie auch die Tarife aussehen mögen, die Art. 70 fordert, vor ihrer Verwirk,. 
lichung müssen nicht zuletzt diese aufgezeigten Grenzen beacht,et werden. Der 
Vertrag selbst macht der Hohen Behörde dies zur Pflicht, wenn im Art. 2 gesagt 
ist, es muß darauf geachtet werden, daß "im Wirtschaftsleben der Y'ertragsstaaten 
keine tiefgreif,enden und anhaltenden Störungen hervorgerufen werden". 

Auf dem Gebiet dcr V'erkehrspolitik wird die Pmblematik dner Teilintegration 
bes'Ünders ,deutlich. Das Y'erkehrswesen ist dn Wirtschaftszweig, der nicht unter 
den Y,ertrag fällt, in den aber Eingriffe notwendig sind, um die v,ertraglichen 
Ziele zu ,erreichen. W,cnn durch Eingriffe in die Tarifgestaltung für Montangüter 
jedoch Auswirkungen ,eintreten, die weH über die ,erwünschten Wirkungen auf 
diesem Tdlmarkthinausgehen und ~n unerwünschter Wieis'e auf andere Wirt~ 
schaftsbereiche ausstrahlen, Sü ,erscheint damit die Bereitschaft der Mitgliedssta.aten 
für .eine internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit, soweit sie im Y,ertrag zum 
Ausdruck kommt, offensichtlich überfmdert. Sieht man die Y,erkehrspolitik als 
ein Mittel der Wirtschaftspolitik ,an, wie 'es in Deutschland in hohem Maße getan 
wird, so ist sie der Währungspolitik 'Oder der Steuerpolitik v,ergleichbar. Es ist 
aufschlußreich, daß der Montanunion~:V,ertrag die Hoheit auf dtesen Gebieten 
unangetast,et läßt und auch di,e Hohe Behörde in dem berühmt gewordenen Steuer~ 
streit die Ansicht vertreten hat, daß sie im Augenblick. k'einen Anlaß sähe, die 
Bes'eitigung der steuerlichen Differenzierungen zwischen den MitgHedsstaaten 
zu fordern. 12) 
Dabei kann es keinem Zweifel unterHegen, daß die Wettbewerbsverhältniss,e in 
der Montanindustrie auch durch die Unterschiede in der 'Währungs~ und Steuer~ 
politik in den .einzelnen Ländern ,erheblich beeinflußt werden müssen. Die Tat~ 
sache, daß der Y,ertrag lediglich Eingri#e in die Y,erk'ehrspolitik vorsieht, l~ßt 
sich u. a. darauf zurückführen, daß die Väter des Y,ertrages die Y,erkehrspohtik 
nicht als -ein dem gemeinsamen Markt "konformes" Mittcl der Wirtschaftspolitik 
angeschcn wisscn wollen und die Transporttarife nicht allgemcin wie Steuern und 
,Währungsverhältnisse als "natürliche" Daten des Austausches betrachteten, 
sondern ganz bestimmte Tarife für notwendig ,er,achteten, um den gemei.nsamen 
Markt ~unktionsfähig zu gestalten. Sicher ist qi:es,e Auffassung bercchtigt, be~ 
sonders insoweit, als man an die DiskriminicrUngen denkt, dic in der 'crstcn und 
zwciten Etappe .der Tariflwrrekturen zu bcseitigen warcn. Genausowenig, wie 
man abcr dne Harmonisierung von Steuern und Währungspolitik nur für ,e i n e n 
Sektor durchführen kann, 'Ohne bestimmte Konsequenz'en für dic allgcmeine 
Steucr~ und Wlihrungspolitik heraufzubeschwören, kann man dne Harmoni~ 
sierung ,der Y,erkehrspolitik für dnlen' Sektor durchfühl1en, ,ohnc die Kon,: 
sequenzen für die allgcmeine ;V,erkehrspolitik zu v'ermeiden .. Die V,ertragsbestim~ 
mungen bezüglich der Transporttarife können sich hi.er in Widerspruch zu den 
Möglichkeitcn setzen, die im Rahmen ,einer T'e i 1 i nt 'c g rat i 00 n gegebcn sind. 
Darauf wird Rücksicht zu nehmen sein. 

12) V g1. U,\ZU II. J iirgclliScn, Die wcsLeurop;,ischc MonLaninuustrie und ihr gemeinsamer Markt, 
Forschungen aus dem Institut für VcrkohrswissoemchaIt an der Univcrs,iWt Münster, \ Band 10. 
Göttingen 11.)55, S. 227 H. 
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Die rechtliche Bedeutung der Geschäftsgebräuche 
und Geschäftsbedingungen im Fremdenverkehr 

Von Dr. jur. H. K la t t, Frankfurt/Main. 

Die Fremdenvlerkehrswisslenschaft strebt zur Zeit nach den Rückschlägen, die 
der Zweite \Vcltkrieg brachte,einem neuen Höhepunkt zu. Bedeutsam in diesem 
Zusammenhang lerscheint die Aeußerung v'Ün Prof. Hunzik,er in seiner Vier" 
öffentlichung "Gegenwartsaufgaben der Fremdenv,erkehrswissenschaft", 1) daß die 
Fr,emdenverkehrswissenschaft n'Üch in den Anfängen stehe'. Die Zahl der:er, di,e 
sich mit ihr beschäftigen, sei gering. w,eiter ständen Umfang und Dringlichkeit 
der zu bewältigenden Probleme in keinem Vierhältnis, weshalb eine Bes~hränkung 
auf die dringendsten Pr'Übleme tun lieh sei. Auf einige besonders wichtige Fragen, 
und zwar solche, die in betriebswi:rtschaftlicher Richtung der' Lösung warten, 
lenkt Pr'Üf. Hunziker die Aufmerksamkeit. Diese Ausführungen sollten nach 
der Seite des Fremdenverk,ehrsrechts 'eine Ergänzung finden. Es Hegt im W,es'en 
der Sache, daß v.olks" und betriebswirtschaftliche Fragen im Mittelpunkt der 
Beachtung stehen; dennoch solhe sich allgemein die Erkenntnis Bahn ,.brechen, 
daß dem Fremdenverkehrsrecht nicht nur bestenfalls 'eine peripher,e Bedeutung 
zukommt. W,enn man die V,eröffentlichungen der letzt'en Jahre überschaut, s'O 
findet man Abhandlungen und Untersuchungen über fremdenv,erkd1l'srechtlkhc 
Probleme bedauerlicherweise so' gut wie gar nicht. 
Der V,erfass,er hat in seinem Aufsatz "Das Gewerberecht der Rdsebüros - ein 
Teil des Fremdenv'erkehrsrechts" 2) dne Bemerkung zu dem gleichen Thema ge" 
macht. Die damalige Untersuchung zeigte, daß innerhalb des Gewerberechts 
dem Recht des Reisebürogewerbes und des Fremdenv,erkehrs dne besonder,e Rolle 
zukbmmt. Es hieß dort am Schluß: 

"Diese Darstellung kann desh:alb auch als Ausschnitt aus dem "Recht des 
FremdenvIerkehrs" gewertet werden, das zu untersuchen und abzugrenzen 
eine vielversprechende Aufgabe wärle." 

Ein zweiter Ausschnitt Süll nun hier behandelt wel1den, nämlich die rechtliche Be" 
deutung der Geschäftsgebräuche und Geschäftsbedingungien im Fremdenverkehr. 
Geschäftsgebräuche und Geschäftsbedingungen gibt es in allen Wirtschafts" 
,zweigen des Fremdenverkehrs. ,Sie sind zu beobachten im Bcherbergungs" 
gewerbe Ca), im Gaststättenglewerbc (b), bei den V,erkehrsträgern (c) und im 
Reiscbül10gewerbe (d). Das Reisebürogewerbe steht im Schnittpunkt der ver" 
schiedenen K'Ümponenten. Die Reisebüros v,ermittdn sämtliche Ldstungen des 
Reise" und Fremdenverkehrs. tUer berühren sicIl die Verkehrsträger in gleicher 
Weise mit dem Kunden wie das Beherbergu'ngs" und Gaststättengewerbe. Das 
Reisebürogewerbe spiegelt daher auch in seinen Geschäftsbedingungen und Ge" 
schäftsgebräuchen diese wirtschaftliche Verflechtung in dnem Maße wider, wie 
wohl kein zweiter Wirtschaftszweig des RlCise" und Fremdenverkehrs. Es Cl''' 

1) "hhrlJUch für FlXmdcllv'crkehr" 2. Jahrgang, IIdt 2, S. 161'.f. 
2) "Jahrhuch für FrcrndclIycrkchr" 2. Jahrgang, lIeft 2, S. 51 Ir. 
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scheint daher zweckmäßig, bei dem Rdsebürogewerbe die Untersuchung zu be" 
ginnen. Die anderen Wirtschaftszweige werden im Verlauf der Darstellung 
zwangsläufig ,ebenfalls betrachtet. 

Die Fixierung von Geschäftsgebräuchen wirft eine Reihe rechtlicher Frag,en auf. 
Auszugehen ist von § 346 HGB. ,,: 

Es ist - dies sei 'einleitend vorausgeschickt - jahrzehntelang:e Uebung, daß 
Kaufleute durch sogenannte "Allgemeine Geschäftsbedingungen" von vornherein 
für allemal festIegen, zu welchen Bedingungen s~e im Einzelfall mit dem Kunden 
ihre Geschäfte abschließen wollen. 3) Das W,esen der Allgemeinen Geschäfts" 
bedingungen wird deutlich dwa in der Präambel der im Jahl'e 1948 neu heraus" 
gegebenen "Allgemeinen Geschäftsbedingungen über den Y'erkehr mit Nicht" 
bankierkunden", i) in denen ,es u. a. heißt: 

"Die Mannigfaltigkeit der Geschäftsvorfälle, ihre große Zahl und die 
Schnelligkeit, mit der sie zumeist 'erledigt werden müssen, machen die Auf" 
stellung bestimmter allgemeiner Regeln ,erforderlich, an di:e sich beide Teile 
zu halten' haben. Nur so können Kunden und Bank wissen, was unter 
ihnen rechtens ist. Nur so können die beidersdtigen Belange und Risiken 
und die Entgelte des Kunden für die Leistungen der Bank in angemess,ener 
Weise gegeneinander abgewogen werden." 

Die R,echtsnatur der :Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist in' der Rechtsprechung 
und in der juristischen Literatur umstritten. Es gibt 'eine M'einung, die die All" 
gemeinen Geschäftsbedingungen für selbständige Rechtsordnungen hält und dar" 
aus folgert, daß die auf diesen basierenden Einzdverträge kaum noch ,ech~e ver" 
tragliche Regelungen 'seien, sondern viel eher die Unterwerfung unter eine fertig 
bereitliegende R,echtsordnung darstellten; die Geltung der Bedingungen hänge 
somit auch nicht davon ab, ob der Kunde den Inhalt kannte. Die heute wohl 
wieder herrschende Auffassung jedoch geht dahin, daß dLe Allgemeinen Ge" 
schäftsbedingungen nur kraft Aufnahme in den Einzdvertrag gelten können, 
zumal 'es seit dem Jahre 1945 keine autonome Berufs" und Ständerechtssetzungs" 
befugnis mehr gibt. 
Die Geschäftsgebräuche im Reisebürogewerbe lassen sich in Gruppen zusammen" 
fassen, indem man nämlich die Frage stellt, wem gegenüber diese Geschäfts" 
gebräuche Geltung haben. DIe Geschäftsbeziehungen etwa zwischen dem Reise" 
büro und seinen Kunden haben ihren Niederschlag in sogenannten Allgemeinen 
Reisebedingungen (A) gefunden. Die Geschäftsbeziehungen zwischen Rdse" 
büros ,einerseits und Hotels und Gaststättengewerbe andererseits (B) sind in ihren 
Einzelheiten in <einem Abkommen z\visch~n 'dem Deutschen Rcis'cbürover". 
bande. V. (DRV) und dem 'Deutschen Hotel" und Gaststättenverband c. V. 
(DEHOGA) geregelt. Darüber hinaus besteht die internationale Festlegung in 
dem Abkommen zwischen der Int,ernationale Hotel Association (I.H.A.) und der 
Federation Internationale des Agences de Voyages (F.I.A.Y.) vom 21. September 
1950 rund 4. Oktober 1950. Die Abgrenzung der Tätigkeiten Reis,ebiiro/Y,erkehl's,: 
vereine ist Gegenstand einer Y,er,einbarung ce) zwischen dem Deutschen Reise" 
büw"Verbande. Y: (DRY) und dem Bund Deutscher Ve'rkehrsverbände :e. Y. 
(BDV). Das Heraustreten der Reisebüros mit ihren Reisen an die Oeffcntlichkeit, 

3) Vgl. hierzu dio ·ulllra,~s()lllle Darstellung VOll Haiser "Das Hecht der Allgelllc,incn Geschäfts­

hedingungen" . 
1) llaumbach-Dudcll, Halldclsgc~etzlJUch, Ü. Aufla~, Anh. I nach § 3,16 Anm. ,1 A 1. 
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dellen V,eranstaltung und Durchführung ist . schriftlich fixiert in den Richtlinien 
"V,eranstaltung und Ankündigung von R·eisen" (D). Die Geschäftsbeziehungen 
der Reisebüros untereinander, nämlich zwischen Reiseunternehmer (Reiseveran~ 
stalter) und Reisemittler (I3uchungsstellen) regeln di:e sogenannten Abrechnungs~ 
Richtlinien (E.). Auch die, Abr.echnungs"Richtlinien sind ·echte Geschäfw 
bedingungen im Sinne der ·eingangs gemachten Ausführungen. Es ist 'selbst~ 
verständlich, daß sich nicht alle Geschäftsg·ebräuche für due FixIerung eignen. 
Eine schriftliche Niiederlegung ,erscheint aber in jedem Falle zweckmäßig, ins~ 
besondere, um Streitigkeiten begegnen zu können bzw. von vornherein aus~ 
'zuschließen. Abschließend sollen die "\'Vettbewerbs,,Richtlinien"· (F) erwähnt 
werden. 

A 

Die "Allgemeinen Reisebedingungen", von denen zunächst die Rede sein soll, 
sind nach UeberlCinstimmung mit dem Wirtschaftsministerium am 6. Oktober 1952 
in einer. nell'en Fassung herausgegeben und lempfohLen worden. Es steht den 
Reis,ebür>Os völlig fr,ei, >Ob sie die Bestimmungen zur Grundlage der abzuschließen" 
den Geschäfte mit den Kunden machen wollen oder nicht. Es kann auch v,on 
einzelnen Bestimmungen abgewichen wlerden: Nur muß dies dann deutlich vier ... 
merkt sein. Schon die Dekartellierungsv>Orschriften v·erb1eten, Geschäftsbedingu'll'" 
gen dwa für die Mitgliedsfirmen ·eines WirtschaftsvIerbandes ,obligatorisch werden 
zu lassen. Die "Allgemeinen R·eisebedingungen" haben aber eine überraschend 
schnelle V,erbrdtung gefunden. Sie sind heute in nahezu allen Reisebüros. in 
.gwßen Aushangtafeln einzusehen und stehen als Sonderdrucke jedem inten< 
essierten Kunden zur V,erfügung. Eine Nebenwirkung von leminent praktischer 

. Bedeutung ist, daß die Reisebüros nunmehr in ihren ,Prospekten dadurch Platz 
für ihre sonstig,e W,erbung sparen, daß sie die Rds,ebedingungen nicht mehr ab ... 
zudrucken brauchen. Sie begnügen sich mit ,einem bLoßen Hinweis auf die Au" 
gemeinen Reisebedingungen des DRY. 

Als Vermerk in den Pr.ospekten findet man im allgemeinen folgende Formulie ... 
liUng: "Es gelten im übrigen die vom Deutschen Reis'ebüro"V,erband e. V. (DRV), 
Frankfurt/M., herausgegebenen und,empfohlenen Allgemeinen Rleisebedingung.en, 
die in den Reisebüros aushängen und auf Wunsch dort lerhältlich sind .oder auch 
zlugesanid;~ w,erden. Die Allgemeinen Reis,ebedingungen werden mit der An" 
meldung als verbindlich anerkannt." In den Anme1def.ormblättern, die der Kunde 
bei der Anmeldung zu einer Rdse unterschreiben muß, ist ein Passus auf" 
genömmen, der besagt: "Hiermit ·erkenne ich d~e v.om Deutschen Rdsebüro..­
Verband ,e. V. (DRV), Frankfurt/M., herausgegebenen Allg,emeinen Reise" 
bedingung,en als v·erbindlich an." 

Da die Allgemeinen Reisebedingung·en Bestandteil des Einz.elvertrages werden 
müss,en (s. ,oben), ist 'zu fragen, wie dies geschehen kann. Man untersche~det im 
'wesentlichen die folgenden drei Fälle: 

1. Die unmittelbare Aufnahme in den Einzdv,ertrag durch Aufdruck der AIr" 
I gemeinen Reisebedingungen auf das Vertragsschrdben, durch Verbindung 
mit diesem als Anlage usw. 

2. Die ausdrückliche Bezugnahme, was allerdings voraussetzt, daß der Kunde die 
Allgemeinen Reisebedingungen k·ennt. Der bloße Aushang im Geschäftslokal 
genügt in der R'egel nicht. Niemand ist verpflichtet, den Wandschmuck im . 

1 
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Geschäftslokal seines Geschäftspartners zu studieren, bei Gedränge kann er 
• h 6) ~F~t ' 

3. Di,e sti1lschwei~ende Bezugnahme,di:e al1erdings nur genügt, wenn die Ge" 
schäfte mit dem Kunden reg.elmäßig nach den Bedingungen abgeschlossen 
werden und dem Kunden diese bekannt sind.' , , 

Ausgangspunkt der Beurteilung ist stets, ob das Publikum in dem betreffenden 
Geschäftszweig mit Allgemeinen Geschäftsbedingull~n zu rechnen hat. Der 
Kaufmann muß im Streitfall beweisen, daß der Kunde die Allgemeinen Ge" 
schäftshedingun~en !<Jennen mußte. Dieser Nachweis wird relativ leicht bei der 
Gruppe von Geschäftshedingungen erbracht werden können, der,en Existenz 
jedem Laien als bekannt vorausg,esetzt werden kann, w1e <etwa bei den Versich:~ 
rungshedingungen, den Geschäftshedingunglen der Banken und den Allgemeinen 
Deutschen Spediteurhedingungen. Das Bestreben des Gewerbes muß naturgemäß 
sein - und der Deutsche Rdsebüro"Verband 'e. V., Frankfurt/Main, wird sich 
in dieser Richtung bemühen - auch den Allgemeinen Reisebedingun~en zu dies,er 
Bedeutung zu vIerhelfen. Die Rechtsprechung hat sich häufig auch damit befaßt, 
welche Bedingungen sittenwidrig sind, und insbesondere die Freizeichnung von 
jeglicher Haftung u. U. als unzulässig lerklärt. 

Die Allgemeinen Rds,ehedingungen gehören kaum schon zu der stärkeren Gruppe 
der Allg,emeinen Geschäftsbedingungen. Mit aus d~esem Grunde dürfte auch 
der ange~ührte Fall 3 im R!eisebür,ogewerbe wenig Bedeutung erlangen. ' Der 
Fall! scheidet aus, da das V'erfahren ,für die ,Praxis zu umständlich ist. Es bleibt 
als gangbare Lösung der Fall 2, nämlich' die ausdrückliche Bezugnahme z. B. :auf 
dem Anmeldeformular der Buchungsstelle in Verbindung mit dem Auslegen oder 
Aushängen der Allgemeinen Reisebedingun~enim Geschäftslokal und dem je" 
weiligen Hinweis auf diese dem Kunden gegenüber vor Vertragsabschluß'. W,enn, 
das Reis,ebiiDo im Str,eitfall nachweisen kann, z. B. durch Z,eugen, daß das ge" 
schilderte V,erfahr'en in dem betr,eHenden Büro ständig gehandhabt wird, dürfte 
den Anf,orderungen der R,echtsprechung Genüge geleistet sein. 

Bei ,der Schaffung der Allgemeinen Rdslebedingungen, die dne ,Wciterentwick" 
lung :der von der früher'en Gewerbev,ertretung herausgegebenen R,eisebedingungcn 
darsteljen, hat die Ueherlegung ,eine maßgebende R,olle gespielt, daß der Ge" 
schäftsv,erkehi zwischen den Rdsebüros und ihren Kunden wegen seiner Mannig" 
faltigkeit die Aufstellung bestimmter allgemeiner R'egeln ,erforderlich' macht, in 
denen die beiderseitigen Belange und Risiken in angemessener Weis,e gegendn" 
ander abgewogen sind. Beide Teile erhalten nämlich auf dIese Wdslc das ,Gefühl 
der Rechtssicherheit. Dies ist auch im Vorspruch zu den 'Allgemeinen Reise" 
bedingungen gesagt worden. Der Kunde soll von Anfang an ,wissen, daß die 
Rechtsbeziehungen zu dem R'eisebüro, mit dem er ,ein Geschäft abschließen • will, 
klargestellt sind. 

Auf dieseW,eise wird auch dn nicht zu unterschätzender Beitra~ im Kampf gegen 
unsolide, unzuvlerlässi~e "Reisebüros" geleistet. Im Zuge der oft. "zügellosen" 
Gewerbefreiheit sind nicht zuletzt auch im R,eisebürogewerbe eine ganze Anzahl 
von P.ersonen ,eingedrungen, die dem Ansehen des Gewerbes 'schaden. V,ersucht 
nun - und dies soll hier betont werden - in Zukunft eines dieser "Auch"R.eise" 
büros", das zu dem Kreis der nicht fachkundigen und unztlv,erlässigen gehört, 

5) llaumhach-Dudcn, ehelllla, Anh. I nach § 346 Anm. L 
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aus bewußt unklar gehaltenen Absprachen Vorteile zu zi:ehen, wird das Publikum 
dies recht schnell bemerken, da ein solches Reisebüro si.ch selbstverständlich nicht 
an die Allgemeinen R,eisebedingungen halten wird. 
Die Allgemeinen R,eis,ebedingungen haben folg,enden Wortlaut: 

I. Anmeldung und Bezahlung 
1. Anmeldungen für Reisen ,erfolgen schriftlich auf dem dazu bestimmten Fonnu~ 

lar. Mit der Anmeldung werden die R,eis,ehedingungen vom Kunden anerkannt. 
2. Die Anmeldung wird für den Kunden v,erbindlich, wenn er :die Anzahlung in 

Höhe von mindestens 10 % des Gesamtproeises, jedoch nicht weniger als 
DM 20,- geleistet hat. Für den Reiseunt-emehmer wird d~e Anmeldung mit 
der Bestätigung verbindlich. 

3. Die R,estzahlung ist bei Abholung der R'eiseunterlag'en, spätestens jedoch am 
Tage des Reiseantritts, zu -entrichten, sofern nicht in der Ausschreibung ein 
früherer Termin (z. B. bei Auslandsrdsen) vorg,eschrieben ist. Auswärtigen 
Reisdeilnehmern werden d~e Reis,eunterlagen rechtzeitig vor Antritt der Reise 
gegen Erhebung des Restbetrages durch Nachnahme übersandt, es sei denn, 
daß eine ander-e V,eroeinbarung g,etroffen worden ist. 

H. Aenderung des Reisoeplanes 
1. Aenderungen des Rdseplanes vor Antritt der R,eise müssen allen Reiseteib 

nehmern ir,echtzeitig bekanntgegeben w,erden; 
2. Aenderungen des R,eiseplanes währ,cnd der R'eis,e, soweit sk nicht durch un~ 

vorhergesehene Eroeignisse bedingt sind, bedürfen der Zustimmung der ganzen 
Reisegesellschaft. . 

IH. Preise und Preisänderutigoo 
1. Es gelten die in den R'eiseaussch'neibungen ,einzeln aufzuführ,enden Preise der 

v,erschiedenen Unterkunfts~ und Beförderungsklass,en. Zuschläge für be~ 
sondere Hauptreisezdten, für Einzdzimmer oder besondeve Unterbringung 
:und Abschläge für Kinder gelten nur nach Maßgabe der Ausschrdbungen; 
sie müssen dem Reiseteilnehmer vom Reiseunternehmer bestätigt sein. Spesen 
für die Besorgung des Reisepasses, der 'erforderlichen Visa und der ausländb 
schen Zahlungsmittel gehen zu Lasten des Reisdeilnehluers. 

2. Preisänderung,en sind dem Reiseunternehmer für solche Fälle vorbehalten, 
in denen v,or ,oder während der Reise .ohne sein V,erschulelen dne Erhöhung 
,der Selbstkosten .eintritt. 

3. Nad1Zahlungen im Falle der Nichterreichung ,ein-er bestimmten Teilnehmer" 
zahl dürfen _nur gefordert werden, wenn SIe III den Ausschreibungen unter 
'genauer Angabe der Höhe des gegebenenfalls zu zahlenden Zuschlags an" 
gekündigt worden sind. 

IV. Rücktritt 
1. Tritt der Kunde hei Inlandsreisen spätestens 12, hei Auslandsreisen spätestens 

16 Tage vor Reisebeginn zurück, so kann der RlCiseunternehmer von der 
geleisteten Anzahlung pro P'erson eine Bearbeitungsgebühr in Höhe v,on 
DM 10,-, bei Auslandsreisen von DM 30,- ,einbehalten. Danehen kann die 
Erstattung nachweislich herlCits entstandener Auslagen (z. B. L,eerbettzahlungen, 
Visa" 'oder Devisenheschaffung, Tdegramme und Ferngespräche) verlangt 
WC1.1dcn. Ein R,eugeld wird nicht berechnet. 
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2. Erfolgt gleichzeitig mit dem Rücktritt eine Anmeldung des Kunden für eine 
andel1c Rdse desselben R'eiseuntern,ehmers (Umbuchung) und wird diese bc" 
stätigt, ,ermäßigt sich die Bearbeitungsg,ebühr gemäß Abs. 1. 

3. Bei später,er Abmeldung kann der Rds'euntemehmer ein R,eugeld von 10 0(0 des 
Gesamtpreises, mindestens die Bearbeitungsgebühr gemäß Abs. 1 oder die nach" 
weisbar 'entstandenen höheren Unkosten einhehalten. Der Reis-euntemehmer 
kann das Reugeld ganz oder teilweis,e bei einer späteren Rieise des .Kunden 
innerhalb -eines Jahres anrechnen . 

. V. Ausfall der Reise 
1. W,enn die Rdse vom Rdseunternehmer wegen Nichterreichung der Mindest" 

teilnehmerzahl IOder aus ander,en zWingenden Gründen abgesagt wird, S.o ist 
der Kunde unv,erzüglich zu v-erständigen und die geleistete Anzahlung ohne 
Abzug zurückzuerstatten. Ein weitergehender Anspntch des Kunden besteht 
nicht. 

2. Muß die Reise aus Gründen ausfallen, die ,der Reiseuntemehmer nicht zu 
vertreten hat (z. B. Katastrophen, Strdk), so kann vom Kunden eine Bearbei" 
tungsgebühr in der in IV Abs. 1 Satz 1 festgelegten Höhe einbehaIt.en werden. 

VI. Teilweise Inanspruchnahme von Ldstungen 
1. Bei einer teilweisen Inanspruchnahme von Leistungen kann bei dem Rdsebüro, 

bei dem die Anmeldung zur R'eise vorgenommen wurde, dn Antrag auf Er", 
stattung des Gegenwertes der nicht in Anspruch genommenen Ldshmgen ge", 
stellt wel1den. , -

2. Für Fahrausweise kann grundsätzlich' der Gegenw,ert nur dann vergütet werden, 
wenn sie noch nicht benutzt worden sind. Teilweise Nichthenutzung von 
Fahrausweisen muß von dem Beförderungsuntemehmen bestätigt sdn; eine 
Gewähr für die Erstattung ist in diesem Falle nicht gegeben. W'erden Anträge 
auf Fahrgelderstattung vom Kunden über das R,eisebüro gestellt, kann dieses 
eine Bearbeitungsgebühr von DM 0,50 bis DM 1,- ,erhehen. 

VII. Paß. und Devisenbestimmungen 
1. Die Reiseteilnehmer -sind für ihre p'erson für ,he Einhaltung der den jeweiligen 

zwischenstaatlichen Rdsev,erkehr r-ege1nden Paß,,; Visa" und Devisenbestim:> 
mungen verantw,ortlich. ' 

2. Die Beschaffung von R,eisepässen, Visa und ausländischen Zahlungsmitteln 
durch den Reiseunternehmer <oder das buchende Rdsebüro geschieht ohne 
Gewähr. 

VIII. Haftun5' 
1. Der Rds'cunternehmer ist bd aUen Rds,everanstaltungen nur Vermittler der 

bei der Durchführung -der Reise in Anspruch genommenen Unternehmungen 
und Personen (Transportgesellschaften, Unterkunfts" und Gaststätten usw.). 
Die Haftung dieser Unternehmungen und Personen bleibt unberührt. 

2. 

3. 

Der Reis1eunternehmer haftd auch nicht für Unglücksfälle, Verluste, Beschlag" 
nahmen, Verspätungen, Sachschäden 'oder sonstige nicht auf sein V,erschuldcn 
CeinschHeßlich Katastrophen, Str-eik usw.) zurückzuführende Unref;elmäßig" 
keiten. 
Ev-entuel1e Ansprüche gegen den Reiseuntemehmer ,erlöschen, W.enn sie nicht 
unver~üglich nach Beendigung der Rleise dies-em gegenüber geltend gemacht· 
werden. 
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. 4. Die Kosten für RJeiseunfall" und Gepäckversicherung, di'e auf Wunsch des 
Reiseteilnehmers abgeschlossen werden, trägt der Reiseteilnehmer. Ein s'Ülcher 
Abschluß wird empfohlen. ' 

IX. Mündliche Abreden 
Mündliche Abreden sind beiderseitig unv,erbindlich. 

X. Gerichtsstand 
Für Rechtsstreitigkdten ist das Amts" oder Landgericht am Sitz des Y·eranstalters 
der Reise (Reiseunternehmer) als ausschHeßlicher, ,örtlicher Gerichtsstand ZU" 
ständig. 

Besondere Beachtung verdienen diejenigen Bestimmungen, die nachstehend einer 
eingehenden Erörterung unterzogen werden: 

a) Anmeldung 

Die Anmeldung hat schriftlich auf dem dazu bestimmtenf,ormular zu 'erfolgen. 

b) Verbindlichkeit bei einer sch'riftlichen Anmeldung 
Nicht selten 'erfolgt die Anmeldung durch den Kunden nicht im Ladenlokal 
ldes Reisebüros, sondern schriftlich. Kdne Besonderheiten ,ergeben sich bei 
leiner schriftlichen Anmeldung, wenn in dem Antwortschreiben das in den 
Allgemeinen RJeis,ebedingungen lerwähnte Anmeldeformular beigefügt wird. 
Dann werden die Allgemeinen Reisebedingungen mit der Unterzeichnung 
'dieses Formulars vom Kunden anerkannt. Ist es aber nicht üblich, dnlen der" 
artigen Zwischenbescheid zu gehen und hierbei das Formular beizufügen, 
sondern lediglich ein Bestätigungsschr'eiben zu übersenden, ist die Frage nach 

. der Y,erbindlichkeit der Allgemeinen Reis.ebedingungen schwi,erig zu beant" 
worten. Der Bundesgerichtshof hat in einem Urteil vom 24.9. 1952 - II ZR 
305/51 - dazu Stellung genommen, ob ein~ stillschweigende GenehmigUng 
von Geschäftsbedingungen möglich ist. Es heißt in dies,er Entscheidung u. a.: 

\ . 
"Aus der Tatsache, daß di'e Klägerin in ihrem Bestätigungsschreiben aus:' 
drücklieh darauf hinwies, für das Geschäft sollten die genannten Y'erkaufs" 
bedingungen gelten, ersah die Beklagte im vorliegenden Fall, daß die 
Klägerin dieSle Bedingungen zum Y,ertragsinhalt ;machen wollte. Sie 
mußte sich weiter sagen, daß d~e Klägerin die Beifügung der Bedingungen 
entweder nur versehentlich oder deshalb unterlassen habe, w,eil sie deren 
Kenntnis bei der Beklagten voraussetzte. Unter dies,en Umständen 'Oblag 
es nach Treu und Glauben und den Gepflogenheiten des V,erkehrs ~er 
Beklagten, wenn sie sich den Bedingungen nicht unbesehen unterwerten 
sollte, 'entweder vorsorglich zu widersprechen, oder sich nach dem Inhalt 
der Bedingung,en zu erkundigen. Tat siJe das nicht, so konnt.e die Kläg,erin 
:daraus nur schließen, daß sich dice Beklagte den Bedingungen unterwerfen 
wollte." 

Die Entwicklung der R,echtsprechung zu den Allg.emeinen Geschäftshedingun,: 
gen ist mit dieser Entscheidung lein hedeutsames ·Stück vor,an gekommen. W,cnn 
auch der Entscheidung dn Fall zugrunde Hegt, der sich zwischen Yollkallf" 
leuten abgewickelt hat, muß ähnliches auch im Y,erkehr mit NichtkaufLeuten 
gelten, jedenfalls dann, wenn - was gerade hei sich brieflich anmeldenden 
Kunden der Fall sein dürfte - langjährige Geschäftsbez~ehungen hestehen. 
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c) Aenderungen des Reiseplanes - Pr,eise 'Und Preis änderungen 
Diese Vmschriften gdren vornehmlich dem Schutz des Kunden; das Geschäfts .. 
gebaren der R'eislebüros soll sauber und durchsichtig sdn. Dies gilt hesonders 
für die Vorschriften, daß Nachzahlung-en im Falle der Nichterreichung einer 
bestimmten T:eilnehmerzahl nur gefordert werden können, 'Yenn si,e in den 
Reiseausschreibungen unt,er genauer Angabe der Höhe des gegebenenfalls zu 
zahlenden Zuschlags angekündigt worden sind. 

d) Rücktritt 
Die Fristen für >einen Rücktritt sind bei in" und ausländischen Rdsen unter" 

. sdliedlich. Von der Möglichkdt, das in bestimmten FäHen gezahlte Rieugdd 
ganz ,oder teilweise bei dner späkl'en Rdse des Kunden anzuredmen, wird 
in gDoßem Umfange Gebrauch gemacht. Es wird sicher allgemein verstanden, 
daß nur bei ,einem red1tz-eitigen Rücktritt über den fl"eiwerdenden Platz noch 
anders v,erfügt werden kann. Kurzfristige Abmeldungen maw,en es dem Reise" 
büro unmöglich, seine VIertragskontrahenten, wie Beförderungsunternehmen, 
Hotels und Gaststätten,entsprewiend zu unterrichten, und eine A,enderung 
:der Abmachung zu ,erreichen. Eine moderne Gesellschaftsreise stellt organv 
satorisch ein äußerst kompliziertes Gebilde dar, weshalb di,e Rücktrittsfristen 
unumgänglich sind; .' . 

e) Ausfall der Reis-e - T.eilweise Inanspruchnahme v-on Leistungen 
Auch diese Bestimmungen gelten einesteils dem Schutz des Kunden und zum 
andel1en soll der Kunde auch wissen, daß ,es die MoÖglichkdt gibt, bei t-eil" 
weis,er Inanspruchnahme von Ldstungen -eine Erstattung zu 'erhalten. 

f) P,aß~ und Devislenbestimmungen 
Die Reis,ebüros sollten bedacht darauf sein, die Kunden eingehend über die 
Paß" und Devisenbestimmunge'n zu unterridüen. Nur das Reisebüro besitzt 
die -erf,orderliche Sachkunde. 

g) Haftung 
Diese V:ürschrift ist von den Reisebüros aus betrachtet der K'ernpunkt der 
Allgemeinen Rds,ehedingungen. Durch Anerkennung der Bedingungen durch: 
den Kunden zeichnet sich das Reisebüro von der Haftung, di,e es nach- dem 
Gesetz trifft, im Rahmen des Zulässigen frei. 

h) Mündliche Abreden . 
Dieser Vorschrift kommt im Zusammenhang mit der Bestimmung in Ziffer III 
!Absatz 1, Satz 2 bes:ünderc Bedeutung zu. Danach gelten Zuschläge 'Usw. nur 
nach Maßgabe der' Ausschreibungen. Bei den formularmäßig abgewickdten 
V'erträgen mUss,en die Eintragungen die V'ermutung der V:üllständigkcit für 
sich haben. Das Ausschahen der mündlichen Nebenabreden dient der Rechts" 
klarheit. 

i) Gerichtsstand 
Jede Firma weiß, wie mißlich 'es ist, in einem anderen Ort als dein' Sitz des 
Unternehmens ,einen Pmzeß zu führen, deshalb diese Bestimmung. 

B 
Die Geschäftsbeziehungen zwischen Rdsebiiros und Beherbergungsbetriehen 
Haben ihren Niederschlag gefunden in dem internationalen Abkommen zwischen 
der Internationale Hotel Association (IHA) und der Federation Internatiollale 
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des Agences de Voyages (FIA V) vom 21. 9. 1951 und 4. 10. 1950. Dieses Abf 
kommen ist verschiedentlich, z. B. in Oesterreich und Frankr,eich, aber auch in 
Deutschland zum Inhalt der nationalen Vereinbarungen gemacht worden. Auch 
das Abkommen zwischen dem Deutschen ReisebürofV,erband ,e. V. (DRV) und 
dem Deutschen Hotel" und Gaststättenverband ,e. V. (DEHOGA) g'eht diesen 
'W,eg. W,egen der int,ernationalen Verflechtung des Fremdenv,erk,ehrs soll daher 
nachstehend das internationale Abkommen in einer deutschen Uebers>etzung 
wiederg,egeben werden: 

Artikel I 
Die Provision, die die Hotels ausschließlich an R'eisebürüs' in 'Ausübung ihres 
.Gewerbes gewähren, ist durch folg,ende Grundbedingungen festgelegt: 10 010 

als M ,a xi m u m auf die Hotell'echnung des Kunden für Zimmer, Mahlz·eiten 
und Pensionspreise sowie auf Pauschalarrang,ements; immer joedoch ausschließf 
lieh Bedienung und Taxen. 
Umgekehrt verpflichten sich die R,eisebüros, keine höhere Provision anzunehmen. 
Diese Bedingungen sind für Jeden festen Auftrag r'echtsgültig, unabhängig von 
der Zahlungsweise. 

Artikel II 
Sollte der Gast seinen Aufenthalt über die von dem R'eisebüro angegebene Zeit 
hinaus verlängern, so zahlt das Hotel ,ebenfalls eine ProvisilOn auf den verf 
längerten Aufenthalt, und zwar bis zu einer Höchstdauer von weif.er~n 14 Tagen. 

Artikel III 
W,enn ein R'eisebüro ,einem Hütel einen Auftrag übermittelt, ist zu unterscheiden 
zwischen den folgenden beiden Kategorien: 

.1) Einzelr,eisenide 
b) Gesellschaftsl'eisende. 

1.1) Bei Einzdreisenden kann das Reisebüro di'e R'eservierung an'nulliere.n, ohne 
verpflichtet zu sein, dem Hotel ,eine Entschädigung zu zahlen, vorausgesetzt, 
daß 'es dem Hotel wenigstens 5 Tage vorher von der Annullierung K'enntnis 
gegeben hat. Im Falle, daß die Nachricht dem Hotel in weniger als 5 Tagen 
vorher gegeben wurde, ist das Hütel bel'echtigt, in der Hochsai$on für die 
'erste Nacht ,eine Entschädigung zu verlangen, wenn es durch die Annullilerung 
einen V,erlust ,erlitten hat. ' 

Wlenn das Rdsebül10 nur eine Anzahlung (10 % Min~mum) ,erhalten hat, 
haftet 'es nicht über den Betrag der Anzahlung hinaus. Das Reisebüro muß 
,das Hotel bei der Reservierung über diese Anzahlung vIerständigen. 

b) Das Hotel kann für Gruppen eine Anzahlung v,erlangen. Die AnnulHerungsf 
frist beträgt für Gruppen aus ,europäischen Ländern 15 Tage, für andere 
Gruppen 'einen Monat. 
Für TeilannulIierung dner Gruppe bis zu ,einer Höhe von 25 % kann das Hotel 
keine Entschädigung v'erlangen, wenn ,es 5 Tage vorher teine diesbezügliche 
Nachricht erhalten hat. Sonst ist die Entschädigung die gLeiche wie bei Einzelf 
reisenden. 

Das Hotel kann dem V'ertreter des Reisebüros vollständigen 'Oder teUweisen 
freien Aufenthalt gewähren, wenn die Gruppe mindestens 20 Teilnehmer 
umfaßt. 
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Darüber hinaus kann das Hotel für jede weiteren 20 Teilnehmer einen weiteren 
Freiplatz 'einem V,ertrder des Reisebüros gewähren. 

Artikel V' 
IW,enn in Saisonhorelsein Zimmer mit ßension für ,einen Aufenthalt von be" 
stimmtel' Dauer ~eserviert wurde, und dieser Aufenthalt vor Ablauf dieses Zeit" 
raumes ,ohne gültigen Grund abgebrochen wird, ist das Hotel berechtigt, eine 
Entschädigung für nachweisliche V,erluste vom Rdsebüro zu verlangen, voraus" 
gesetzt, daß dieses auch bei Kunden üblich ist, die heim Hotel .direkt buchen. 
Die Höhe ,einer solchen Entschädigung muß im Verhältnis zur Dauer des ,:he" 
stellten Aufenthaltes stehen. W,enn ein Auftrag ,endgültig gegehen wird, kann 
eine Barzahlung von wenigstens 10 % verlangt werden. 

Artikel VI 
Das ReisebüDo kann aufgefordert werden, die HotelDechnung abzüglich der Pro,: 
visiün entweder vor ,üder währ,end des Aufenthaltes des Reisenden zu hegleichen. 
!Auf jeden Fall muß die UeherwlCisung des Betrages spätestens innerhalb v,on 
14 Tagen nach Eingang der R,echnung vorgenommen werden. 

\ 
Artikel VII 
Daß Hütel verpflichtet sich, daß ,es unter allen Umständen die ilim durch die 
Reisebüms v,ermittehen Kunden mit der gLeichen Sorgfalt und zu den gleich,en 
Bedingungen betr,eut, wie diejenig,en Kunden, die auf eigene Rechnung ins Hotel 
kiommen. Es verpflichtet sich außerdem, darauf zu achten, daß die P~eis'e für 
unter gLeichen Bedingungen geleist,e're Dienste die gleichen sind, ohne Rücksicht 
darauf, ob die R,echnung durch den Kunden selbst oder das Reis,ebüm heglich.en 
wird. Weiterhin verpflichtet sich das Hotel, alle verdnbarten Ldstungen in Bezug 
auf ihre Qualität in der gleichen Weise auszuführ.en, wie es zu den festgesetzten 
Preis,en üblich ist und ohne Berücksichtigung der Tatsache, daß eine Pmvision 
gewährt wird. '. 

Süllte der V,ertrag durch Verschulden des Hotels nicht ausgeführt werden können, 
so hat das Reisebüro Anrecht auf eine Entschädigung, die nach dem erlittenen 
V,erlust ber,~clmet wird. 

Die Reis!ebüros verpflichten sich, nicht höhere Preise zu verlangen, als mit dem 
Hotel vereinbart und die Bestimmungen bezüglich der Hotelpreise zu beachten, 
die seitens der nationalen Hotelvereinigungen festgelegt und für der,en Mitglieder 
'V,erbindlioh: :erklärt wurden. Sie v,erpflichten sich außerdem, nichts zu unter" 
nehmen, wodurch dies,e Bestimmungen v,erletzt w,erden würden. 
Die Hotels v,erpflichten sich, keine Aenderung der vereinbarten Preise ;vorzu" 
nehmen, ,es sei denn, daß sie dies ,einen Monat vorher bekanntgeben ; ausgenommen 
sind W~hrungsabwertungen. 
Bei Preisänderungen können die neuen Sätze nur für Reservierungen angewandt 
weJXlen, die nach der Bekanntgabe ,erfolgen. Res,ervierungen, die frUher gemacht 
wurden, ganz gleich fUr welchen Z'eitpunkt, müss'en zu den alten. Preisen aus" 
geführt werden. . 

Artikel VIII 
Das Eingehen von Geschäftsbeziehungen zwischen Reisebüros und Hotels darf 
nicht v.om AbscMuß eines Rieklamevertrages .abhängig gemacht wlerden. 

I : 
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Artikel IX 
,W,enl). rein Hotel vollbesetzt ist, ist es allgemein üblich, daß dem Kunden das 
Zimmer ab Mittag zur Verfügung steht. Das Hotel kann durch 'eine in dem 
Zimmer angebrachte Mitteilung darum bitten, daß das Zimmer bis Mittag geräumt 
~ird. Auf jeden Fall muß es vor 4 Uhr nachmittags geräumt srein oder zu !einem 
von dem Hotel im Zimmer angebrachten Zeitpunkt. 

Artikel X 

Zur Information der Reisebüros muß jedes Hotel einen Frag,ehogen ausfüllen 
(Standard,Nertrag), den die FIAY ihren Mitgliedern übersendet. D~e Unter" 
schrift auf dem Standard,Nertrag wird als Anerkennung der Grundbedingungen 
angesehen, d~e in dksem Abkommen enthalten sind. 

Artikel XI 
Die IHA und die F. 1. A.Y. werden ,eine Liste ihrer Mitglieder veröff,e~.1tlichen. 
Sie werden später auch g,emeinsam rein Y,erzreichnis der gewerblich anerkannten 
Reis,ebüros v,eröffentlichen; dfeser Schritt hat in kdner \X1:eise dne Yerantwort" 
lichkeit seitens der beiden internationalen Y'erbände ihren MitgHedern gegenüber 

'zur Folge. 

Artikel XII 
Die F.I.A.Y. wird dn Garanti:esystem unter noch festzulegenden Bedmgungen 
ausarbeiten, das dazu besti~mt ist, eine Entschädigung <tuf dner Garantiebasis 
zu ermöglichen für Y,erluste, äi'e das Hoffel du;rch Zahlungsunfähigkeit von 
Reisebüros, die MitgHed der F.I.A.Y. sind, erleidet. 

Artikel XIII 
Sollte Streit zwisch,en 'einem Hotel und 'einem Rdsebüro entstehen, so sollte 
dieser durch die nationaLen Hotelver,einigungen und di:e nationalen Reisebüro,,: 
veJ.1einigung,en geschlichtet werden. Diie IHA' und di:e F. 1. A. Y. bleiben in 
ständiger Y,erbindung, um so die Bezilehungen zwischen Hotels und Rds,ebüros 

. zu ,erleichtern. 

Hotels, die früher günstigere Bedingungen gewährten, als die in dem vorliegen" 
den Abkommen f,estgelegten Mindestsätze, werden diese ihren Y,erbänden mit" 
teilen und allen Reisebür,os gewähren, die Mitglied der F. 1. A. Y. sind. 

Artikel XIV 
Die IHA verpflichtet sich, Verbindung mit den nationalen Hotelverdnigungen 
aufzunehmen, um über der-en Mitglieder eine wirksame Kontrolle zu haben 
bezüglich der Ausführung der v,ereinbarten Leistungen und der Uebereinstimmung 
mit den festgesetzten Preisen sowie über die Einhaltung der Klauseln des vor" 
liegenden Uehereinkommens bezüglich der Provisionszahlung. Die Y'ereinigun,,: 
gen weJ.1den darauf achten, daß ihre Mitglieder von jeder direkten W,erbung ab" 
sehen, die darauf hinzielt, ihnen zu ihr,em Vorteil di'e durch Reis:ebüros v,cr" 
mitteIten Kunden zuzufüht:en. 

Die genannten Y,erbände k,önncn außerdem auf Y,erlangen der F.1.A.Y. und nach 
evtl. Prüfung der strittigen Fälle gemeinsam mit den nationalen Rdsebürovcr" 
einigungen beauftragt werden, Hotels, die auf Gnmd des vorliegenden Ab,,: 
kommens due Entschädigung für Nichtbenutzung verlangen, zu bestätigen, daß 
sie tatsächlich einen Verlust ,erlitten haben. 
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Artikel XV 
Das vorliegende Abkommen gilt für eine Dauer von 2 Jahl1en vom Zteitpunkt 
der Unterzdchnung an. Es kann nach vorheriger sechsmonatiger Kündigung 
beendet werden. Andernfalls erneuert es sich von Jahr zu Jahr stillschweig.e.nd. 

Ratifiziert durch den Generalkongreß der I.H.A., 
Nizza, 21. September 1950, und durch den 
Kongreß der F.I.A.Y., Brüssel, 4. Oktüber 1950. 

Bedeutsam ist die Verständigung üher d~e Provisionszahlungen an Reis'ebül'os 
und sind die Annullierungsfristen. W,enn Streitigkeiten .auftauchen, beruhen sie 
meistens auf vorgekommenen oder v,ermeintlichen AnnulHenmgen. Daher klOmmt 
hier dem Geschäftsgebrauch 'entscheidende Bedeutung zu. Wie dn zur Zeit noch 
anhängiger Prozeß beweist, können die Gerichtte. lOhne Berücksichtigung dieser 
Geschäftsgebräuche StreitfäUe gar nicht entscheiden .. 

C 

Als Beispiel für die Möglichkeit einer Abgrenzung von Interessengebi:eten sei das 
Abkommen zwischen dem Deutschen Rteisebüro"V,erband le. V. (DRY) und dem 
Bund Deutscher Yterkehrsvterbände ·e. Y. (BDY) angeführt. Hier ist zunächst 
lediglich dfe vorgdundene Situation schriftlich fixtert. Das Abkommen hat fol" 
gendenWmtlaut: ' 

Der Bund Deutscher Verkehrsverbände und der Deutsche Reisebüra"Y,erband 
empfehlen die Beachtung folgender Grundsätz.e: 

1. Die Auskunftsbüros der törtlichen Fremdenverkehrsstellen . soUen g run d " 
I sät z I ich die Bezeichnung Yterhhrsbüro, Yterkehrsvterein, Verkehrsamt bzw. 

Kurverwaltung, Kurverein, Kuramt, und nicht die Bezeichnung "Reisebürn" 
tragen. Die Reisebül10s sollen davon absehen, sich als Verkehrsbüro zu be" 
zeichnen. 

2. Zu den Aufgaben der ·örtlichen Fremdenverkehrsstellen gehört die Betreuung 
der Gäste am Ort, darunter die Vermittlung von Unterkunft und Vterpf1egung. 
Die gewerbliche Vermittlung und Veranstaltung von Rdsten im In" und Aus" 
land gehör·en zu den Aufgaben der Reisebüros. 

3. W·enn. keine· gewerblichen ReiStebüros am Ort vorhanden' sind, können an" 
fallende Reisebürogeschäfte auch von den örtlichen Fremdenverkehrsstellen 
wahrgenommen werden; ,ebenso können, wenn keine örtlichen Fremdenver" 
kehrsstellen vorhanden sind, Reisebüros derten Aufgaben wahmehmen. 

4. Zweifels fragen sollen in ,einem
l 

paritätisch besetzten Ausschuß behandelt und 
im gegenseitigen Einvternehmen g,ettegelt werden. 

Eine ähnliche Vereinbarung hat auch schon vor dem Kriege bestanden. 

D 

Die Richtlinien "Y,eranstaltung und Ankündigung von Reisen" stellen auch eine 
Fortsetzung von ähnlichen FmmuHerungen, d~e schon vor dem Kriege bestanden 
haben, dar. Sie fassen zusammen, was auf dem Gebiet der Arikündigung und 
Veranstaltung von ReiSten als brancheüblich bezeichnet w,erden kann. 
Diese Richtlinien haben folgenden Wortlaut: 
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I. Arten von Reis,en 

§ 1 

1. Es werden folgende Arten von Reisen unterschieden: 
a) Gesellschaftsrdsen, 
b) Sonderfahrten IÜder Sonderzüge, 
c} Pauschalreisen, 
cl) Pauschalaufenthalte (Pauschalkuren, Kurpauschalen), 
e) Einzdreisen, 
f) Ausflugsfahrten. 

II. Die Beföilderung der R:eisdeUnehmer kann mit der Eisenbahn (Rege!zug, 
Sonderzug 'Oder Turnussonderzug), dem Kraftfabrz:eug (Linien", oder Ge", 
legenheitsverk-ehr), Schiff oder Flugzeug (Linie oder Charter) und auch 
kombiniert mit diesen Verkehrsmitteln oder mit dgenem Fahrzeug erfolgen. 

IH. Jede Reise ist mit einer der Bezeichnungen gemäß Abs. I auszuschreiben, 
wobei die Verkehrsmittel anzugehen sind. 

§ 2 

I. Gesellschaftsr,eisen sind Reisen, die für mehrerle Personen ausgeschdeben 
wenden. SLe müssen als Mi nd ,e s t lei s tun g,e n Bef,örderung, Unterkunft, 
volle 'Oder teilweis'e VerpfLegung, Bedienungsgelder (dnschl. Schuh putzen), 
Steuern, Licht und Heizung und möglichst die Kurta~e :einschließen. Nach 
Möglichkeit sollen sie volle Verpflegung (Frühstück, Mittag", und Abend", 
essen) enthalten; in besonderen Fällen, vornehmlich bei Kurzfahrten, kann 
die Verpflegungsleistung auf das Frühstück beschränkt werden. Die Reist!-" 
teilnehmer müss'en wähl'end des wIesentlichen Teiles der Rds,e bzw. an den 
Zielorten v 10 n 'e i n ,e m R ,e i s e l'e i t le r begleitet bzw. betreut werden. 

II. Sonderfahrten oder Sonderzügle sind gel e gen t 1i c he Reisen, di,c aus 
b ,e s 0 n ,cl e r ,e n A n 1 ä s s ,e n für größer,e Gruppen ausgeschri'eben werden 
(z. B. Studienfahrten, Pilgerfahrten). Sie brauchen die f~ di,e Gesellschafts,:: 
reisen vorg,eschriebenen Mindestleistungen nicht zu umfass,en. Reisen, di,e mit 
regelmäßig fahrenden Sonderzügen (Turnus",Sonderzüg,en) durchgeführt 
werden, fallen nicht hierunter; sie sind vielmehr Gesellschaftsreis,en. 

III. Pauschalreisen sind R,eisen, die für dnzelne oder mehrere Personen aus,:: 
geschrieben werden. Sie müssen als Mindestleistungen Beförderung, Unter'" 
kunft, volle oder teilweise V,erpflegung, BediJenungsgelder (dnscht Schuh", 
putz,en), Kurtaxen, Steuern, Licht und Heizung einschließ,en. 

IV. :Als Pauschalaufenthalte bezeichnete Rds'en müssen als Mindestleistungen 
Unterkunft, volle oder teilweise V,erpftegung, BediJenungsgelder (,ei;nschl. 
Schuh putzen), Kurtaxe, Steuern; Licht und Heizung ,einschließen. W'cnn sie 
volle Verpflegung (bestehend aus Frühstück, Mittag'" und Abendessen) sowie 
außerdem ärztliche Beratung und medizinische Bäder oder Trinkkuren oder 
ähnliche Leistungen ,einschließen, können sie als Pauschalkur'en, bei Unter'" 
bringung in Kurhäusern und Sanatorien als Kurpauschalen bez'eichnet werden. 

V. Einzelreisen (Individualreisen) sind unabhängige Reisen. Sie werden für 
den Kunden nach s 'e i n 'e n Ang.aben für eine oder mehrere Personen zu'" 
sammenl!~stellt und sollen n.ach Möglichkeit als Mindestleistung Beförderung, 
Unterkunft, volle oder teilweise Verpflegung, Transfers, Bedienungsgelder 
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(eins~h1. Schuhputz,en), Kurtaxe, Steuern, Licht und Heizung einschließen 
es. set de~n, daß der K:und:. nur ~,emeistungen v'erlangt (Selbstfahrer u. ä.): 
Diese R'elsen wel'den lllcht offenthch ausg,eschrieben. . 

VI. Ausflugsfahrten sind Reisen, die in die Umgebung des Ausgangspunktes als 
~albta~~~, Tages~'oder Wochenendfahrten ausgeschriehen werden. Sie müssen 
dte Beforderung und bei W'ochenendfahrten Uehernachtung mit Frühstück 
einschli:eßen. . . 

§ 3 

~ls Reisen im Si~ne des § 1 gelten nicht geLegentliche Gemeinschaftsreisen 
(msb~sonder,e Ml,etwag,enfahrten) von V,erdnen .oder anderen Personen~ 
gememschaften, die nur Dauermitgliedern zugänglich, ni c h t mit einer 
Gewinnerzielung v,erbunden sind und ni c h töffentlieh bekanntgegeben 
werden. 

§ 4 
Reis,en, die ausschließlich dem Zweck dienen s.ollen, Einzdreisenden eine 
V,erbilligung der tarifmäßigen Fahrpreise für Eisenbahnen oder andere Ver~ 
kehrsmittel zu v,erschaffen, sollen nicht veranstaltet und durchgeführt 
werden (Sammelreis,en zwischen he stimmten Punkten). 

11. W,erbung 

§ 5 und § 6 -siehe unter F. 

Zu den einz:elnen Bestimmungen können folgende Erläuterungen g,egeben werden: 
Zu § 1: 
Die Arten der Reisen sind v.on der l'eisebür.ogeschäftlichen Seite her unterschieden 
woroen. Deshalb konnten Unterteilungen nach ander,en Gesichtspunkten nicht 
berücksichtigt rwerclen. Eine 'Pilgerfahrt -etwa wird ,ebenso wie eine Studienreise 
eine tSonderfahrt sein. Beispielhaft sind dies,e beiden Fälle in § 2 Abs. II Satz 1 
aufgeführt 'Wanden. Die Turnussonderzüge stellen lediglich dne besondere Art 
von Bef,örclerungsmittel bei der Durchführung von Gesellschaftsreisen dar. Eine 
Klarstellung nach dieser Richtung hin ist in § 2 Abs. II Satz 3 ausdrücklich erfolgt. 

Zu § 2: 
Bei den Pauschalauf,enthalten sind als SpezialfäUe dil~ Pauschalkuren und die 
Kurpauschalen zu nennen. Auf die Unterscheidung dies'er heiden Spezialfälle 
ist besonderer Wert zu legen. 
Einzelreisen, die wi,eder mehr an Bedeutung gewinnen, unterscheiden sich von den 
Pauschalreisen insbesondere dadurch daß sie nkht öHentlich ausgeschri:eben 
werden. ' 

Zu § 4: 
Derartige Fahrten stellen einen Linienv'erkehr bzw. eine sonstige bloße P.ersonen~ 
beförderung dar. 
Der Abschnitt II "W,erbung" ist aus Zweckmäßigkeitsgri.inden unter F "Wett~ 
bewerbs~Richtlinien" behandelt. 

E 
Ein kurzer Blick sei noch auf die Abrechnungs~Richt1inien geworfen. Si'e regeln 
die Beziehungen zwischen Reiseunternehmer und ihren Buchungsstellen. Be~ 
sonders bedeutsam ist die Bestimmung über die Behandlung v1ereinnahmter Gelder 
durch den Reis,cmittler (Buchungsstelle). ' 
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Die Abrechnungs"Richtlinien haben folgenden ~ortlaut: 

I. Anmeldung 

1. Die Anmeldung zu dner Rdse ,erfolgt durch den Kunden schriftlich auf dem 
dazu bestimmten Formular, das einen Hinweis auf die "Allgemeinen Reise" 
bedingungen" (herausgegeben vom DRV) 'enthalten muß. Der Reisemittler 
leitet die Anmeldung in doppelter Ausfert~gung dem Reis-eunternehmer zu. 
Nach erfolgter Vormerkung reicht der Reis'eunt,ernehmer ein mit Bestätigungs" 
stempel und Buchungsnummer versehenes Exemplar dem Rdsemittler zurück. 
RechtzlCitig vor Reiseantritt werden die Rds-eunterla.gen durch den Reis,eunter" 
nehmer ausgefertigt und mit einer R-echnung dem R'eisemittler zugeleitet. Die 
Unterlagen sind sofort nach ihrem Eingang von dem Reisemittlerauf Voll,­
ständigkeit und richtige Ausfertigung zu prüfen. Eventu_eUe Beanstandungen 
sind unverzüglich dem Reiseunternehmer anzuzeigen; bei späteren Reklam<l" 
Honen haftet der R-eiseunternehmer für dnen aus der Mangelhaftigkeit der 
Unterlagen möglicherweis,e ,entstehenden Schaden nicht. 

2. Der Bestätigungsv,ermerk des Reiseunterneluners besagt, daß die angemeldeten 
Kunden zur Tdlnahme vorgemerkt sind und daß der Kunde, soweit nielü 
bei dem Rdseunternehmer unvorhergesehene El'eigniss1e die Durchführung der 
R-eise unmöglich' machen, an der Reise teilnehmen kann. Die Bestätigung be" 
deutet auch, daß Sonderwünsche, z. B. hinsichtlich bestimmter Häuser, vor" 
gemerkt und sorgfältig hearbeitet werden. Für die Erfüllung derartiger Sondev 
wünsche wird jedoch keine Gewähr übernommen, es sei denn, daß die Er" 
füllung auf der Bestätigung schriftlich zugesagt ist. 

3. Der R'eisemittler ,erhebt in V,erbindung mit der Anmeldung einen Betrag Von 
mindestens 20 DM je T-eilnehmer als Anzahlung, um zu v-ermeiden, daß Be" 
stellungen leichtfertig aufgegeben werden. Auch soll dadurch erreicht werden, 
daß bei ,evtl. Storni-erungen ein'e Deckung für die der Buchungsstelle und dem 
Reis'eunternehmerentstandenen Kosten vorhanden ist. Bei Annahme einer An" 
meldung durch den Reisemittler ohne -Anzahlung haftet dies-er dem Re~se" 
unternehmer bei 'evtl. Rücktritt des Kunden für die Stornogebühr und die Er" 
stattung -entstandener Auslagen und sonstiger Kosten. 

11. Stor:nierungen 
1. Stornierungen von Bestellungen müssen bei Inlandsreisen z-ehn Tage und bei 

Auslandsreisen vierzehn Tage vor Reisebeginn in Händen des Reiseunter" 
nehmers sein, claimt dieser di.e betr-effenden Plätze fr-eimachen und möglichst 
noch anderweitig verkaufen kann. Bei derartig-en Storni-erungen kann der 
Reiseunternehmer bei Inlandsr-eisen reine Gebühr bis zu 5 DM, bei Auslands::, 
reisen bis zu 20 DM je abgemeldeten Kunden ,erheben. Der Reisemittler ist 
her,echtigt, zur Deckung seiner Unkosten vom Kunden hei Inlandsreisen eben" 
falls -eine: Gebühr von 5 DM und bei Auslandsr-eisen bi,s zu 10 DM für 

, . sich in Anspruch nehmen. Daneben kann d1e Erstattung nadlweislich 
bereits -entstandener Auslag-en (z. B. L-eerbettzahhmgen, Visa" oder Devisen" 
beschaffung, Tdegramme und f.erngespräche) vIerlangt werden. 

2. IWerden Bestellungen später storniert, hat der R'eisemittler dem Reiseunter" 
. nehmer unv,erzüglich hiervon K'enntnis zu geben und 'evtL Reiseunterlagen 

sofort ::urückzusenden. In diesem Fall 'entsteht die gleiche Stornogebühr und 
der Anspruch auf Auslagenersatz, zuzüglich der Kosten für Entschädigungen, 
Benachrichtigungen und ähnliches an Vermieter und andere L-eistungsträger. 

I_ 
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Dies,e Kosten fallen dem Kunden zur' Last. Die Rückzahlung der geleist~ten 
Anzahlung an den Kunden darf, soweit sie n'Och' in den Händen des Rei;sc .. 
mittlers ist, erst nach 'erfolgter Einwilligung des Rdseunternehmers Vor", 
genommen werden, 

3. Neben dem Anspruch gegen den Kunden gern. Abs. 1 hat der Rdsemittler 
bei Stornierungen keinen Provisionsanspruch gegen den R'eiseunternehmer. 

III. Umbuchungen 

1. Auf Umbuchungen sind die Bestimmungen der Ziff. II sinngemäß anzu .. 
wenden, jedoch wird ,eine Stornogebühr nicht erhoben. 

2. Von der Neubuchung steht dem Rdsemittler die vone ·Provision zu. 

IV. Teilweise Inanspruchnahme von Leistungen 
1. Bei <einer teilweisen Inanspruchnahme von Leistungen nehmen die Reiseunrer" 

nehmer nach Beendigung der Reise Anträge auf Rückerstattung nicht in An" 
spruch genommener Leistungen grundsätzlich nur über den Reis'emittler an. 
Ueber die dem Reiseuntemehmer zurückg,egehenen unbenutzten R'eiseunter", 
lagen wird dem Reisemittler insoweit dne Gutschrift (Gutschriftsaufgabe) 
erteilt, als der Reiseuntemehmer selbst Beträge zurückerstattet bekommt. Die 
Buchungsstellenzahlen die Rückerstattungsbeträge ungekürzt dem Antrag" 
steIler aus. -

2. Die Pr'Ovision bleibt dem Reis,emittler in voller Höhe erhalten. 
3. Erfolgt die Rückzahlung ausnahmsweise während der Reise durch den Reise" 

leiter, sc ist sicherzustelLen, daß dem Rdsemittler die Provision in voller Höhe 
erhalten bleibt. 

4. Für Fahrausweise kann grundsätzlich der Gegenwert,nur dann vergiitet werden, 
wenn sie noch nicht benutzt worden sind. Tdlweise Nichtbenutzung V{)ll Fahr", 
ausweisen muß vlOn dem Beförderungsuntemehmen bestätigt sein; eine Gewähr 
für die Rückerstattung ist in diJes,en Fällen nicht gegeben. W'erden Anträge 
auf Fahrge1drückerstattung von Rdsdeilnehmern über den R,eisemittler gestellt, 
kann dieser dne Bearbeitungsgebühr von DM 0,50 bis DM 1,- erheben. 

V. Abrechnung und Provision~n 
1. Der Rdsetinternehmer stellt alle Buchhalturigsvorgänge in Abrechnungen zu~ 

sammen, die dem Rei$lemittler v,on Fall zu Fall zugesandt w.erden. Abweichun" 
gen von den lei genen Gegenbuchungen sind dem R,eiseunternehmer umgehend 
anzuzeigen. 

2. Auf Grund der y,erkaufssummen wird periodisch oder von Fall zu Fall die 
Provision durch den. Reis'e'l\nternehmer ,errechnet und durch BuchungsaL\f~ 
gaben gutgebracht. ' 

VI. Verkauf und Barzahlung 
Der y,erkauf durch den R,ei$lemittLer geschieht grundsätzlich gegen Barzahlung 
vor Beginn der Reise. Der R,eisemLttler hat den gesamten Preis vor Reiseantritt 
einzukassieren, ,andernfalls trägt 'er das Risi:ko. ' 

VII: Behandlung vereinnahmter Gelder durch den Reisemittler 
Eingehende Kundengelder ~ind v,on dem Reisiemittler unverzüglich oder in Ab" 
ständen von fünf Tagen an den Rei$leunternehmer abzuführen, soweit ,nicht 

. anderes v,erdnbart ist. Der RdsemittLer v,erwaltet die v,ereinnahmten Beträge treu .. 
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händerisch mit allen daraus für ihn entstehenden Verpflichtungien. Er muß die 
Beträge im Rahmen einer ürdnungsg<!mäßen und dem Agenturvierhältnis ent: 
spreChenden Buchhaltung über dn besonderies Inkassokonto laufen lassen, unter 
Beachtung der vom DRV iempfohlenen dnheitlichen Buchführungsrl.chtliniern. 
Die ihm zustehende Provision darf der Reisemittler hierbei nach Eingang der Rest" 
zahlung in Abzug bringen. 
Zu den dnzdnen Bestimmungen werden nachstehend noch einigie Erläuterungen 
gegeben: 

§ 1 - Anmeldung: 
Gegenüber dem Kunden ist von großer Bedeutung, üb Sonderwünsche berück." 
siChtigt werden können oder nichi. Deshalb muß klargestellt seLn, daß dne . 
Gewähr für Erfüllung der Sonderwünsche nur übernommen wird, wenn sie auf 
der schriftlichen Zusage bestätigt sind. 

§ 5 - Abrechnung und Provision: 
Bei :gl1oßen Rdseunternehinern pHegen die Reisemittlerein Konto zu besitz·en. 
Die laufend übersandten Abr,echnungen geben dem Reisemittlereinen Ueberblick 
über die Entwicklung des Kontos. Um aber die Abrechnungs"RLchtlinien auch 
auf kleinere Rdsieunternehmer mit wenigen Reisiemittlern zuzuschneiden, ist die 
Fmmulierung gewählt worden, daß die Buchhaltungsvorgänge, in Abrechnungen 
zus.ammengestellt, vün Fall zu Fall übersandt werden. . 

§ 6 - Verkauf und Barzahlung: 
Es muß von den Rdsiemitt1ern vierlangtwerden, daß sie den Gesamtpreis der Reise 
Vür Reiseantritt ieinkassierien. In der Praxis haben sich FäHe ,ergeben, in denen 
dies nicht geschah. Dann muß den Rdsiemittler das Risiko treffen. 

§ 7 - Behandlung vereinnahmter Gelder durch den Rdsemitt1er: 
Dieser Bestimmung kommt ganz besondere Bedeutung zu. Ist sie zum Gegen" 
stand der Geschäftsbeziehungen zwischen R,eiseunternehmer und Reisemittler 
gemacht worden, hat der Reiseunternehmer die Handhabe, den Rieisemittler, der 
die treuhänderisch viereinnahmten Beträge zu anderen Zwecken verwandt hat, 
wegen Unterschlagung, Betmgs bzw. Untr,eue zu belangen. Die bisher durch" 
geführten Strafv,erfahren giegen derartigie Reisemittler führten in der Regel zu der 
Viermteilung des Reisiemittlers. Der Reisemittler sollte die v,ereinnahmten Beträge 
jeweils unvierzüglich auf ein Sonderkontü ,einzahlen und in dem genannten Ab" 
stand von 5 Tagen an den Reiseunternehmer abführen. W,enn die Reiseunter" 
nehmer auf Einhaltung der Bestimmung drängen, können allmählich die Fälle 
ausgemerzt werden, in denen Reis'emittler jeweils nach Ende der Saison in 
Zahlungsschwierigkeiten gerat,en und zu Beginn der nächsten Sais,on mit den neu 
eingehenden Kundengeldem die alten Löcher stüpfen und wieder scheinbar 
liquide werden. 6) . 
Bei iden V,erpflichtungen der Reisebürüs spielen dne besondere Rolle die Verträge 
mit Hen Verkehrsträgern. I-Her ist zu nennen der DER"V,ertl1etungs"Vertrag, den 
die Deutsche Bundesbahn insbesondere hinsichtlich des Eisienhahnfahrkarten"o 
verkaufs :mit den Reisebüros schHeßt. Die Luftverkehrsgiesellschaften regeln die 
Beziehung,en zu den Rdsebüros durch die sügienannte IAT A"Konzession, die 

. 6) Vg!. da.s wegweis~cndo Urteil des llulldcsgeriohtshofs vorn 18.5.53 - 2 StH 116/53 - auszugs­
welSl(j abgedruckt in tier "NelIen Juristischell "YoclwllSchri.ft" 1!)~3, SeiLe 11600 Ir. 
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Schiffahrtsgesellschaften durch Agenturverträg·e, häufig im Zusammenhang mit 
der KlÜnzession des Auswandererag·enten. Alle dies,e Verträg,e, die die Geschäfts .. 
beziehungen normieren und insofern als Geschäftsbedingungen angesprlÜchen 
we:t'lden können, sind r·echtlich bedeutsam und interessant. Die damit zusammen", 
hängenden Fragen jedoch sind so mannigfach~ daß ihr·e Behandlung den Rahmen 
dieser Darstellung sprengen würd·e. 

F 
Der Kampf um den Kunden ist infülge Uebersetzung des Reisebüvogewierbes 
immer schärfer g·ewmden. Deshalb hat man sich entschlüssen, sich sogenannte 
W,etthewerbs .. Richtlinien zu geben. Die Absicht ist. in einem Vürspruch aus .. 

. gedrückt, der fülgenden W-ortlaut hat: 
Die verschärfte FlÜrm des Wdtb;ew,erbs, wie sie sich insbesondeve aus der 
marktwirtschaftlichen Konzeption in der Bundesrepublik und \Vest .. Berlin 
,ergibt, gibt V,eranlassung, die wettbewerbsfremden unlauteren W,e~he", 
methoden aufzuz,eigen und gegenüber dem fairen Ldstungswettbew,erb ab .. 
zugrenz·en. Im Kampf um den Kunden w,erden im Reisebürogewerbe, nicht 
zuletzt infolge der U ebersetzung, in zunehmendem Maße die Schranken des 
Rechts im \~ettbewerb überschritten. Die vorhandenen gesetzlichen Vor", 
schriften geben nur Anhaltspunkte. Was im einzelnen unlauter ist, haben 
erst die Gerichte in dner schwer übers·ehbaren und nicht leicht zugänglichen 
Rechtsprechung herausgearbeitet. Der DRV ,empfiehlt die nachstehenden 
Richtlinien, die auf der Basis des zur Zeit geltendenWettbewerbsrechts 
erstellt worden sind, im Wdtbewerb zu beachten. 

Fragen der W,erbung waren sch'on in den Riciülini,en "V'eranstaltung und An .. 
kündigung v,on Reis,en" behandelt würden. Dürt war folgendes gesagt: 

II. Werbun.g 

§ 5 

1. Die Rdseausschrdbungen (z. B. Dnlckschriften) und Ankündigungen (z. B . 
. Plakate, Zeitungsanzeigen) soUen nicht marktschr,eiierisch sein und müss,en 

dem Grundsatz vün Klarheit und Wahrheit entspr.eehen und jeden un .. 
lauteren Wdtbewe,rb v.ermeiden. Die W,erbung Süll sich im Rahmen der 
Wdtbewerbs .. Riehtlinien des DRV halten. 

H. Die Reiseausschreibungen müssen mindestens ,enthalten: 
a) Name des üder der v'erantwürtlichen Rei$leunternehmer, 
b) Bez'eichnung der Art der Reis,e gern. Abschnitt I § 1 Abs. I, 
e) Reis,eziel und Reiseplan, . 
d) Reisedauer, 
'e) Gesamtpreis (einschließlich 'etwaiger Saisonzuschläge), Gebühren für 

Devisen .. und Visabeschaffung, 
f) die dngeschlüssenen Leistung,en. 

IH. Wenn neben dem verantwürtlichen R.eis.eunternehmer dk Anschriften be .. 
stimmter Reis'emittler anglegehen weraen so 1st diesen Anschriften ein ent .. 
sprechender V,ermerk vüranzustellen (z.'B. "BuchungsstelLen:" oder "Aus" 
kunft und Anmeldung hei:"). 

IV. Als R·eis·eziel lüder im R·eis,eplan sinddiej'enigen Orte bzw. Ortsteile an .. 
zugeben, in ,denen die TlCilnehmer untergebracht werden. 
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V. Bei der Errechnung der Rdsedauer sind Abfahrts::: und Ankunftstag, wenn 
sie zusammen 24 Stunden nicht überschl1eiten, nur als dn Tag zu zählen. 
Beginn und Ende 'der V,erpflegungsleistung sind genau zu hezeichnen. 

VI. Ausflüge und andere Sonderveranstaltungen, die dem Reisenden besondere 
Kosten verursachen, sind durch den _ Zusatz "im Gesamtpreis nicht ein::: 
geschlossen" zu kennzeichnen. 

VII. Eine 'etwaige Erhöhung des Gesamtpreises im Falle der Nichterr~ichung 
dner hestimmkn Teilnehmerzahl ist in den Ausschreibungen unter genauer 
Angabe der Höhe des gegebenenfalls zu zahlenden Zuschlages ausdrück::: 
lieh zu bedingen. Soll dne Rdse nur bei Erreichung 'einer bestimmten 
Tdlnehmerzahl durchgeführt werden, S'o ist das in den Ausschrdbungen 
ausdrücklich zu hedingen. 

VIII. Die Angaben über die dngeschlossenen Leistungen müssen auch darüber 
Auskunft geben, ,ob die Reiseteilnehmer in Hotels, Fremdenheimen (P,ensio::: 
nen), Privatzimmern 'Oder andel1en Quartieren (z. B. Zelt) und dort wiederum 
in Einhett:::, Zweihett::: .oder anderen Zimmern unt,ergebracht werden. Auf 
etwaige Zuschläge für bess'er'e Unt,erbringung ist unter genauer Angabe 
des gegebenenfalls zu zahlenden Zuschlags hinzuweisen. 

§ 6 

Preisnachlässe !Oder Rückerstattungen irg,endwelcher Art an R'Ciseteilnehmer 
aUs Wettbewerbsgründen sind unlauter. 

Als Bemerkungen können angeführt werden: 

Zu § 5: 
Wird der 'Ortsteil bei dnem Reisez~el gemäß § 5 Abs. IV nicht angegehen, wird 
man unter Umständen v!On dner unlaut'el1en W,erbung spr,echen müssen. 

Der Passus "Gelegenheit zu ... " genügt in den Reis-eausschrdbungen gemäß § 5 
Abs. VI nicht, sündern ,es muß zusätzlich v,ermerkt $lein - vielleicht in 
Klammern - "im Gesamtpreis nicht eingeschlossen". 

§ 5 Abs. VII ist im Zusammenhang mit der Ziffer UI Abs. 3 "Allgemeine Reise" 
bedingungen" zu hetrachten. Nur wenn in der Reiseausschreibung unter genauer 
Angabe der Höhe dn zu zahlender Zuschlag im Falle der Nichterreichung einer 
bestimmten T,cUnehmerzahl angekündigt ist, darf dne Nachzahlung gefordert 
wel1den. Soll eine Rdse nur bei Erreichung einer bestimmten ,Tdlnehmerzahl 
durchgeführt werden, sü ist das inden R'eiseausschreibungen ausdrücklich zu 
·bedingen.' 

Zu § 6: . 
Die Vorschriften des Rabattgesetz-es sind v,erhältnismäßig scharf, zumal sie Straf::: 
bestimmungen ,enthalten. In mehr-eren Fällen sind Reisebül.1os in Rabattv,erfahren 
v'Cl'Wickelt worden. Prdsnachlässe und S'Onderpl'eis'e aus WlCttbewerbsgründen 
sind im Reis,ebürogewerbe auch nicht in der F.orm des M'engennachlasses üblich. 
Mit diesem V,erb'Ot haben nichts di:e Vergünstigting,en zu tun, die im Rahmen 
des Süzialtourismus (Gemeinschaft für Sozialtouristik und Reis'esparen e. V. 
- GESOREI und Deutsche F,eriengemeinschaft - DFG) den Reisesparern ge::: 
währt werden, da diese V'ergünstigungen nicht aus Wettbrewerbsgründen, sondern 
aUS sozialen Grün4en und im Rahmen gemeinnütziger Organisationen erfolgen. 
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Die Wettbewerbs .. Richtlinien besagen: 

I. 
1.' Di,e auf dem Prinzip des W'ettbewerbs aufgebaute Marktwirtschaft spornt den 

einz'elnen Kaufmann, dte einzelne Firma, zur höchsten Ldstung an.' Ein Wett.. 
bewerb der wirklichen Leistung kann sich aber nur entfalt~n, wenn die Grenzen 
des lauteren Wettbewerbs ,eingehalten werden. 

2. Der DRV pflegt die guten Wdtbewerbssitten und bekämpft den unlauteren 
W,ettbewerb. Er ist Mitglied in der Zentrale zur Bekämpfung des unlauteren 
Wdtbewerbs in Frankfurt am Main. Der unlau1:ere Woettbewerb täuscht den 
Reisdnteres$lenten und untergräbt Letztlich das Vertr,auen des Publikums in 
das~.'eisebürogewerbe schlechthin. ' 

II. 
Oberster Grundsatz des 'Wettbewerbs ist es, nur mit der 'Güte und dem Preis der 
angebotenen Leistung zu werben. Alle Angaben müssen wahr und klar sein und 
auch die Möglichkeit dner Irrefühnmg ausschließen. Die Werbung darf sich 
keiner Mittel bedienen, die den Interessenten dazu verleiten sonen, seinen Ent .. 
schluß von einer anderen Ueberlegung abhängig zu machen als von der, ob 
durch die angeh?tene Leistung sein Inter,esse am besten erfüllt wird. 

III. 
Das Reisebüro muß immer daran denken, daß der Mitwdtbewerber ein Kollege 
ist. Jedes Reisebül\o ist mitverantwortlich für das Ansehen des &eisebürogewerbes 
in seiner Gesamtheit. 

IV. 

1. Die U ebertreibung in der W,erbung ist fehl am Platze. Sie nimmt der Kunde 
.ohnedies nicht ernst. Er hält ,eine Firma, die marktschreierisch :wirbt, bald für 
dnen Aufschneider und rückt von ihr ab. 

2. Unlauter ist es, sich' auf .K,osten des Mitwettbewerhers herauszustreichen. W,er 
behauptet; daß ,er mehr leistet als sein Mitwdthewerber oder daß d~eser 
schlechter sei, macht sich zum Richter in eigener Sache. Die Interesscnten miß,. 
trauen derartigen Ankündigungen. 

V. 

Bei der Veranstaltung VQn Preisrätseln und sonstiger lotterieähnlicher Werbung 
besteht die Gefahr, daß man sich wegen Veranstaltung einer verbotenen L'Otterie 
oder Ausspielung strafhar macht oder daß die Gerichte Merin einen Verstoß gegen 
das Gesetz gegen den unlauteren Wetthewerb 'Oder die Zugabeve!'ordnung er .. 
blicken. Es handelt sich hierbei um umstrittene Mittel des W,cttbewerbs. 

VI. 
Verkauf unter Selbstkosten und Schleuderpreise sind unlauter. Der 'Kunde wird 
in der tatsächlichen Leistungsfähigkeit des R'Cisebüros getäuscht. 

VII. 
Unlauter ist das Abwerben, Abdingen oder Ausspannen von Angestellten eines 
Mitwetthewerbers, wenn sittenwidrige Mittel, wie z. B. Verleiten zum Vertrags,: 
bruch, verwendet werden. 
Bg 5 
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VIII. 

Unlauter .und nach' § 12 des Gesetzes ~egen den unlauter,eo Wetthewerb 'mit 
Strafe bedroht ist das sogenannte Schmieren. Angestellten und Beauftragten eines 
geschäftlichen Betriebes dürf,en im geschäftlichen V,erkcehr zu Zweckcen des ·Wett:: 
bewerbs kceine Geschenke oder andere Vorteile angeboten, versprochen oder ge" 
währt werden, um dadurch -eine Bev<Orzugung zu erlangen. Dies gilt auch hinsicht" 
lieh der sogenannten Bestechungsprovision. 

IX. 
In der Firmenbezeichnung und sonst im geschäftlichen Verk,ehr darf hine 
.Wendung gebraucht werden, die geeignet ist, V,erwechslungen mit dem Namen 
der Firma oder der besonderen Bezeichnung eines anderen herbeizuführen. Die 
Firmenbezeichnung knüpft am besten an den bürgerlichen Namen des Inhabers an. 

X. 

Unlauter und nach dem Rabattges'etz v,erboten sind Pr,eisnachlässe und Rück<' 
erstattungen gleich welcher Art aus Wdtbewerbsgründen, soweit sie das Rabatt" 
gesetz nicht ausdrücklich zuläßt. Für das Reisebürogewerhe kommen die auf" 
gezählten Ausnahmen nicht in Betracht. 

XI. 
Nach der Zugabev.erordnung ist ,es v,erboten, im geschäftlichen V,erkehr neben 
der Ldstung ,eine Zugabe anzubtden, anzukündig,en ,oder zu gewähren. Aus" 
genommen hIervon sind Kundenzeitschriften, wenn bei ihnen gewisse Voraus" 
setzungen erfüllt sind. Die anderen zulässigen Zugaben intel1essieren hier nicht. 

XII. 
1. Bei der V,eranstaltung und Ankündigung von Reisen sind die Richtlinien des 

DRV vom April 1953 "Veranstaltung und Ankündigung von Reisen" zu be" 
achten. 

2. Tauchen Zweifel auf, ob dne Maßnahme im Wdtbewerb noch angewandt 
werden kann oder nicht, ist eine gutachtliche Aeußerung der Gewerbe" 
vertr,etung, des DRV, einzuholen, die im Einvernehmen 'mit der Zentrale zur 
Bekämpfung des unlauteren W'ettbewerbs erteilt wird. 

Von den :einzdnen Bestimmungen ist insbesondere I zu erläutern: 
Ein sogenannter "ruinöser W,ettbewerb" schadet letztlich dem gesamten Gew,erbe 
und setzt das Ansehen des Gewerbes in der Oeffentlichkeit herab. Die "Zentrale 
zur Bekämpfung des unlauteren Woettbewerbs" hat bel'eits ,v,or dem Kriege be" 
standen. Sie ist dne Gründung der Wirtschaft und steht zur Beratung in W,ett" 
bewerbsfragen zur V'erfügung. Daneben gibt 'es den sogenannten "Gutachter" 
ausschuß für W,ettbewerbsfragen", an dem die Z,entrale maßgeblich beteiligt ist. 
Der Gutachter"Ausschuß nimmt zu Zweifels fragen des W,ettbewerbs in Gutachten 
Stellung. Diese Gutachten dienen den Gerichten bei der Beurteilung in W:ett" 
hew,erbspl1oz'essen. 
Diese zusammenfassende Darst'ellung über die Geschäftsg,ebräuche und Geschäfts" 
bedingungen läßt deutlich werden, daß ,es sich hierbei um dn System von Vor" 
schriften handelt. Es wird die Aufgabe aller interessierten Personen und Insti" 
tutionen sein, dieses System noch zu verfeinern, damit im Bereich des Fremden" 
verkehrs, so wie in anderen Wirtschaftszweigen schon Sieit geraumer Zeit, Klarheit 
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über den Geschäftsg,ebrauch herrscht. Die gegebene Uebersicht ist sicher noch 
'ergänz bar nach der einen ,oder anderen Richtung. Es soll hier auch nur angeregt 
werden, sich mit aieser Frage zu befassen. Darüber hfnaus war das Zid, zur 
Anregung mit der Beschäftigung und der Untersuchung rechtlicher Fragen im 
Bereidl!e des Fremdenv'erkehrs überhaupt beizutragen. Es ist auch nicht verkannt, 
d.aß das Wesen und die ProbLematik des Fremdenverkehrsrechts 'noch einer 
grundlegenden Erörterung bedürfen. 
Die Behandlung von Teilfragen auf einzelnen Ge~ieten macht eine solche prin::: 
zipielle Untersuchung selbstv,erständlich nicht überflüssig. Auch der Versucll 
einer Systematik des Fl'emdenverkehrsrechts sollte unternommen werden. Viel.. 
leicht ist hierzu der Hinweis am Platz'e, daß das Fl'cmdenverkehrsrecht nicht etwa 
als Sachgebiet wie das ZivUrecht ,oder Strafrecht, sozusagen als 'Block neben 
ander,en Blöcken, zu sehen ist und es daher auch VIerfehlt ,erscheint, irgendwelche 
Abgrenzungen zu "anderen" R'echtsgebieten vornehmen zu wollen. Das Fremden::: 
verkehrsl)echt geht horizontal durch die verschiedenen Gebi!ete unserer R'echts::: 
ordnung hindurch. Darin liegt seine ständige, besondere ProbLematik. Man muß 
innerhalb der einzeln'en &echtsgeb~ete die den Fremdenverkehr betreffenden 
Teile aufspü))en. So sind auch besondere FremdenVierkehrsgesetz<e wahrschehllich 
nur sehen am Plabe. Es dürfte ausreichen zu beachten, daß innerhalb der Rege", 
.lung besonderer Fragen d~e Bestimmungen, die den Fremdenv,erkehr beh'Cffen, 
zweckmäßig gefaßt weroen. Das Fremdenverkehrsrecht kann in erster Lin1e nur 
die Aufgabe haben, den in einer Unzahl von Vorschriften ,'enthaltenen BC\1 
stimmungen, die es zunächst unvoreingenommen zu überschauen gilt, ihr Gesicht 
zu gehen, indem nämlich versucht wird, das dtese Bestimmungen VIerknüpfende 
Band zu erkennen. 
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Buchbesprechungen 
Prof. Dr. 0 t t 10 M 10 S t: SlOziale 'Markt· 

wirtschaft und Verkehr. Schriftenl'eihe 
des Bundesministers für Verkehr. Heft 6. 
Verlag Kirschbaum. Bielefeld. 1954. 
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Es ist heute di'e übereinstimmende Meinung 
sOWlohl der Verkehrs praxis wie der Ver­
kehrsvrerwaltU!I1g wi,e auch der Verkehrs­
wissenschaft. daß der V,erkehr im Gesamt­
gebiet der Wirtschaft und überhaupt des 
sozi,aLen Lebens eine besondere Stellung 
einnimmt und daß er rucht lOhne weiteres 
sich den Gesetzen fügt. die in einem 
grundsätzlich auf Marktwirtschaft ~inge­
stellten Wirtschaftssystem gdten. DI,e Be­
gründung dieser Erk~tnis ist in den 
Letzten jahren von verschiedenen .~eiten 
in einer größeven Anzahl v,,;,n V,ero!f'ent­
lichung,en g,egeben worden. Wenn e1l1 SIO­

wohl als Verklehrswissenschaftler wi,e als 
Verk,ehrspolitik'er so bekannter und ge­
schätzt'er Verfasser wie Otno Most zu 
die!!'en ~ragren Stellung nimmt. so darf er 
von vrornherdn auf das lebhafte Int'eresse 
seiner Leser vecbnen. 
In den ersten beiden Kapiteln sein.:r 
Schrift behandelt Most das w,ei}en der 
"soziaIen Marktwirtschaft" wen!g'er theo­
retisch als illustrativ-anschauhch IUnkr 
Aufzeigung v,erschiedener Erscheinungs­
formen leiner solchen Wirtschaft. und 
unter Anführung der Bemühungen von 
Wissenschaftlern um die Klärung IUUd Ab­
grenrung des Beg:jffs. Richtig erscheit;t 
mir an Mosts Ausfuhrung,en besonders dIe 
Festst,ellung. daß dIe sog. "Mark!k,onf,?r­
mität" staatlicher mn griffe. d. h. ihr EIn­
greif,en in 'einer Weise. daß die Selbst­
steuerung des Marktes nicht aufgehoben. 
sondern nur in bestimmter mchtung he­
einflußt wird. nicht als absoluter 14aß­
stab für die NützlichklCit oder Schädlich­
keit staatlicher Eingriffe IUnd Einfl?ß­
i11ahmen in bzw. auf das Gebiet der WIrt­
schaft betrachtet werden kann und daß es 
keine "unerbittliche Alt:ernative" zwischen 
marktkonf,ormen und nichtmarktloonfor­
men Eingriff.en des Staates gibt. 
Nachdem der V'erfass'er in leinem 3. Kapitel 
rue wesentlichsten ,Gebiete aufgezeigt hat. 
die auch· im Rahmen einer "sozialen 
Marktwirtschaft" eine dies,es Prinzip' modi­
fizier,ende 'Sop.derhehandlung verlangen 

(wie die Kohle-. Eisen- und Stahlwirt­
schaft. die Landwirtschaft. Teile der Bau~ 
und Wohnungswirtschaft. das Geld- und 
Kreditwesen). geht ,er im 4. Kapitel dazu 
über. die SonderstelLung des Vlermehrs 
innerhalb des sozialen und speziell des 
wirtschaftlichen Lebens darZ!Uleg~n und 
daraus verkehrspolitische Zielsetz1.Ulgen 
zu entwickdn. Most beflont zur Einleiuung 
dieses Kapitels mit Recht. daß dle Ord­
lruung des V,erk,ehrswes1ens durch den St~at 
,inicht uUein mit Hilfe des Marktmechatlls­
mus und -sleiner Sicher11.tng durch den 
Staat" herheigdührt werden kömle ... S~e 
bedürfe ll10ch anderler. v,erwaltu.ngsmaßl­
gier mngriff.e. Es ist ,erfreulich •. daß sic~ 
Most hier g,egen den "unfreundhchen Bel­
geschmack des Wortes dirigistisch" wen­
det (das heute in der wirtschaftspoliti­
schen Diskussion im Munde mnncher Neo­
libemler den Beigeschmack des Verwerf­
lichen. ja des Anrüchigen annimmt!). 

In dies'emKnpitel "Besonderheiten der 
verk'ehrspolitischen Zielsretzung" steht 
überhaupt manche kluge. IUnd tref~ende 
Bemerkung. der man welfe Vlerbreltung 
wünschen möchte. so wenn Most auf 
SeHe 26 sich geg,en den Unfug wen.det. 
der vor ,allem aus Inf,eress,enf,enkrelsen 
oder durch gedankenLoses Nachveden in 
der Presse in dem rein äußerlichen. IOber­
flächlichen Vergleich des MotlOris.uerun~.~­
grades letwa der USA und der leuropal­
sehen Länder zum A:usdruck kommt. wlO­

bei rein schematisch ilie EinWlOhnerzahl 
in Beziehung g'esetzt wird zu den V'Orh'tn­
denen Kraftfahrz'oogen. 

Ein,es der wichtigsten Kapitel und für die 
Behandlung des Themas eig'ent~ich das 
zentrale ist das '~.: "Beslonderhelten der 
\"erk'ehrswirtschaftlichen Struktur" ;fußend 
auf den zahlreichen VeröHentlichungen. 
welche diese Besonderheiten behandeln. 
erklärt Most (S.29) mit Recht. daß wegen 
des Fehlens ,eines natürlichen Gleich­
gewichtes im V,erkl~hr~wes'en a~f Sirund 
der v'erschiedenen. 111 Ihm v'crwlrkhchten 
Organisationsfrormen (Vlor. aUem. dem 
grundlegenden Untiersclllred. ZWischen 

-öffentlichem und nichtöHentlichem Ver­
kehr) ,der Ausgleich nicht vein mit Hilfe 
des Preismechnnismus und seiner .. markt­
kooflor1l1'en" SteuCl'ung ,erfolgen könne. 
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. daß der Ausgleich viehnehr eine staat­
liche U,egdung erfiOrdere. Im ci.nz.<!lnen 
wird dann weiter in diesem Kapitel über­
zeugend dargestellt, warum der V-erk,ehr 
nicht rein marktwirtschaftlieh betrieben 
werden kann. 
In dem 6. Kapitel "Gemeinwirtschaftliehe 
Verkehrshedienung" möch{,e Most den 
niOch immer sdtr umstrittenen Begriff der 
Gemeinwirtschaftlichkeit .einmal 'von der 
betri,ebswirtschaftlichen Seite des einzel­
nen Verkehrsträgers s'ehen, zweitens aus 
dem allgemeinen staats politischen und 
volkswirtschaftlichen Aspekt. Ich halte 
<Üles-e Unterscheidung für eine weitere Dis­
kus~\(m für, fruchtbar. Sie hat gewisse 
BeZlehungen zu der von mir im Jahrbuch 
"Schiene ,und Straße 1955", S. 83, gemach­
tJen Unt,erscheidung zwischen formaler 
und matedeller Gemeinwirtschaftlichk-eit 
wenn sie sich auch damit nicht deckt. ' 
Allerdings bin ich der Meinung, daß von 
einer ,echten "gemeinwirtschaftlichen" 
V-erkehrsleistung nur dann gesprochen 
werden kann, wenn sie auch die Voraus­
setzung,en der fiOrmalen Gemeinwirtschaft­
Uchkeit -erfüllt, also runter den zusätzlichen 
Kost,en des ,Verkehrsaktes erfolgt iOder 
untier voUem ,oder teilweisem V-erzicht 
seit,ens des Verkehrs-Unt1er:nehmens auf 
einen Gewinn, der angesichts der spezifi­
schen Markttage an sich zu erzielen wäl'e. 
In diesem Sinn kann etwa die Entfernungs­
und die W'ertstaHel der Eisenbahn k-eines­
wegs als im ~em gemeinwirtschaftlich be­
zeichnet we:t;den, wenn sie ,auch Auswir­
kungen hat,' die im Shm der Raumord­
nung im Inter-esse 'der Gesamtheit liegen. 

, Den Kern der g-emeinwirtschaftlichen Ver­
kehrsbedi'enung der Eis'enbahn sieht auch 
Most mit U,echt in dem Prinzip der Tarif­
gleichheit im Raum und g-egenüber den 
einzelnen Verk,ehrSltutzern, sowie in der 
Beförderungspflicht. Dabei kann man 
durchaus 'der Meinung seili, daß di-ese 
Pflicht für ,die Eis1enbahn, Vlon regiJon91-en 
Ausnahmen abgesehen, erst von einer ge­
wisslen Mindestgrenz-e, etwa 15l-20 km ,ab, 
noch getragen werden kann. Allerdings 
wird sie für absehbare Zeit 'eine .einseitige 
B:elastrung der öffentlichen Eis-e:nbalmen 
und der öffentlichen Pers-onennahver­
roehrsbetdebe Meiben, weil die übrigen 
Ve~k-ehrsträger dieSle V,erpflichtung (von 
gerIng-en Ausnahmen eines LinLen-LKW­
Verkehrs etwa abg-es-ehen) materiell gar 
nicht übernehmen können. Das gleiche 
gilt für di,e mit der Beförderungspflicht 
verbundene Betriebspflicht. 
Most si,eht sehr klar die gl'\Oßen Schwie­
rigkeitJen und U,eibungen, die sich aus 
diesem Nebeneinander zweier verschiJede­
ner Verkehrs systeme ,ergeben, und er tritt 

im Prinzip für einen Ausgleich der 'eiJn­
seitig die. Bup.desbahn belastenden, aus 
der Geme1llWlItschaftlichkeit erwachsen­
den Kosten ein, w,enn er auch dl-e Möglich­
keiten der Durchführung eines solchen 
Ausgleichs 'rucht behandelt. 

Wenn Most in dLe!>ero Zusammenhang für 
die grundsätzliche Fr.eiheit des Werkver­
kehrs von der Konzessionspflicht eintritt, 
dabei aber von ihm wie Vlom übrigen 
motorisierten Straßenverkehr we Tragung 
eines gerechten Anteils an den Straßen­
kiOsten fiordert, 510 möcht-e ich ihm im 
Prinzip zustimmen. Ich bin aber der Mei­
nung, daß dIeser Grundsatz nötigenfalls 
~eitweise durch staatliche Zulassun~s­
sperren bzw. KxJnzessionspflicht für 
Neuzulassungen von Werkverkehrswagen 
aIUßer Kraft gesetzt werden kann, Wenn 
wichtig,e öHentliche Interessen (vor allem 
<lie Unzulänglichkdt des Str,aßennetzes) 
es Vler1.ang-en. In diesem Sinne möchte ich 
dLe, wiJe Most anführt, in Griechenland, 
Bngland und Holland durchgeführte Kon­
zless10nLerung des LKW-Werkverkehrs 
nicht 510 unbedingt able1men. 
Einig mit dem V'erf.asser wird aber j'eder 
kritische Betrachter der heutigen Ver­
kehrslage (nicht nur in Deutschland) s-cin, 

. wenn 'er im Ietzten Kapitel "Konsum- und 
Produktronsfreiheit" dndeutig und nach­
drücklich für die IWntingenüerung der 
Zulassungen zum g,ewerblichen LKW-Ver­
k,ehr eintritt, nicht nurfiUS Gründen der 
richtigen Verkehrsordnung, sondern auch 
vom Standpunkt der Verkehrssicherheit 
auf den Straßen,auch wenn das eine "diri­
gistische" Maßnahme darstellt: Solche 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Ver­
k,ehrs sind niOtwendig, weil hier eine im 
Grundsatz auf Wettbewerb Ittnd Wett­
hewerbspreisbildung ein~est-ellte "sozial-e 
Marktwirtschaft" nicht funktioniert. Das 
Lehen -erforderthiterwie überall teilweisen 
Verzicht auf V'erwirklichtl11g 'eines an sich 
richtig-en Allg-emeinprinzips, wenn di-eses 
in bestimmten Füllen und auf bestil11lmten 
Gebieten nicht verwirklicht werden kann, 
lOhne die Durchführung des Grundsatzes 
auf den "Schwerpunktgebi!ete:n" zu ge­
fiihrden. 

Mosts Schrift ist kdn·e eigentlich theo­
retische Arbeit, wLe' ,es der Titel zunächst 
nahelegen könnte, son,dern die eines \"or­
wiegend wirtschaftspolitisch denkenden 
und an der verkehrspolitischen Praxis 
hervorrag-end g-eschult-en Malmes. Er kom­
biniert in dem Buch mit großem Geschick 
Tatsachen lund Zusammenhänge des Ver­
k,ehrs\Vles,ens mit Äußerungen einer Anzahl 
mehr theoretisch ,arbeitender V-erfass~ 
und wägt a11 das sehr sachlich und klug 
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glegene.inanderab. Er gibt damit ein 
äußerst anregendes Buch, mit dem sich 
jeder auseinandersetzen solhe, der die 
Fragen des Verkdlrs - sei 'es als Prak~ 
tiker, .sei 'es ,als Wissenschaft1er, zu 
tiker, sei es als Wissenschaftler - zu 
behandeln hat. P. ßerkenkopf. 

List, Friedrich, Prof. Dr.: Ver-
w,aHungsl1echt technischer Bddebe. Zu­
gleich ,eine Einführung in das Recht der 
Technik als Beispiel angewandter Wis~ 
s'cnschaft. 2. Auflage, 214 S., V,erlag für 
angewandte Wiss,enschaften, Baden-Ba­
den 1955 .. 

Der seI be : Bnergiel'lecht. 2. Auflag:e, 
176 S., Verlag für ang,ewandte Wissen­
schaften, Baden~Baden 1952. 

Das Verwaltungsrecht t,echnischer Be­
triebe, dem ein wesentlicher Tdl der For~ 
scherarbeit von List gilt, berührt auch das 
Verk,ehrsv,erwaltungsrecht. So enthalten 
auch die Neuauflagen der heiden Schrif~ 
ten List's mancherlei Erkenntnisse. die für 
die erstrebte Neuordnung des Verk,ehrs 
sIOweit v,erwaltungsrechtliche Gesichts­
punkte mitsprechen. beachtlich sind. Das 

, gilt einmal für dLe hoheitlichen Betriebe, 
die sich gelegentlich im Bereich des 
Privatrechts beweg,en und umgekehrt für 
s~lche Betdebe, die sich zwar auf die 
Rechtsgrundlag,en des Privatrechts stüt­
zen, aber ,auch Rechtsinstitute des öffent~ 
lichen und insbesondere des dg'entlichen 
VerwaltJungsrechts in Anspruch nehmen. 
Es sind die häufig voorkommenden Fälle, 
wo neben. den öff.entlichen Anstalten, di'e 
nur VlOm Staate IOder ICinem stonstigen 
öffentlich - rechtlichen V,erbund betreut 
werden können, Verkehrsbetriebe durch 
öffentliche V,erw,altung g,eführt :werden 
sollen, ,aber privarnechtlich genutzt wer­
den. 
Die übertragung !eines .Stückes 'öffent­
licher V,erwalfJung an ,einen. Priv,atuntJer­
nehmer zur A!usübung im eigenen Namen, 
ist besonders bei Eis'enbahnen üblich 
(Verleihung öff.entlicher UntJemehmun­
gen). Daneben steht die V'erleihung ,eines 
besonderen Nutzungsl1echts an den Stra­
ßen', so für das Einl'eg,en \non Straß.enbahn­
schienen, ferner d~e Gebrauchserlaubnis 
und der Gemeing,ebrauch. Über diese 
rechtlich nicht immer ganz teindeutigen 
Verhältnisse berichtet List in erschöpfen~ 
der Weise. Er s.etzt sich besonders dUS~ 
einander mit dem im V,erkehr zwiespälti­
gen Begriff des KontraMerungszwanges, 
~er öffentlich-1'Iechtliche uP,cl privatrecht­
hche Elemente enthält und mit dem 
Begriff des Monopols, der so gern zur 
Klärung der Uechtssrel1Uillg der Post ge~ 
braucht wird. 

Bei der Schrift über das "Energier~cht" 
ist besonders die Darstellung des nechts 
um öffentlichen Wiege wichtig.. Dieser 
öffentliche Zweck edordert die An­
wendung öffentlicher Uechtsiiormen und 
öffentlicher nechtsmittel. Es g'eht um die 
Anlegung öffentlicher W,e!$e, um di,e recht~ 
liehe Unterscheidung vlO,n W,egeeigtentümer, 
Weg,eunterhalttmgspflichtigen und W~g.e­
polizei, ,um deren Rechfe lund Pflicht,en. 

WIe wichtig die Kjenlltnis des El1!Crgie­
rechts auch für den Hereich des V,erkehrs 
ist, zeigt anschaulich das gesetzlich selb~ 
stiindig geregdte Recht an F,ernmelde­
anlagen für die VermitÜung von Nach­
richten, Fernsprechanlagen und Funkanla­
gen. Die mannigfachen VlOrschriften des 
Ellergiewirtschaftsg'es,etzes und hierbei 
wIedentm die für die EnergieV'erbr,auchs­
elnrichtung,en (z. B. Triebwagen, Ver~ 
brauchsleitungen der Straß.en.bahn), aber 
auch d1e GrenZlen des Gemeing,ebrauchs 
um öffentlichen Wege. der öffentlich 
rechtlichen Eig,entumsbeschränkung (z. B. 
Haken und nosetten für di,e Leifltngs­
drähte der Straßenbahn) finden Mer ihl)e 
rechtliche Würdigung. 
Es soll hierbei nicht übersehen werden. 
daß List schIOn VlOr erheblich mehr als zwei 
Jahrzehnten dem Gedanken eines dritten 
nechts1'leichs Raum gegeben h'lt, das 
neben dem privaten und dem öffentlichen 
Recht suehen slOll. Dieses neu'e Rechts­
reich, das im necht 'der Technik seinen 
Ausgang nehmen slOll, greift Zlugleich über 
in das Recht des V,erk,ehrs. 
Gerade deshalb aber wird der V.erkehrs­
r,echf1.er dem List'schen Schrifttum mit be~ 
sondel)em Interesse begegnen. W. Böttger. 

Dr. K. Kr ü ger: Lage und Äussichten 
der teur,Qpäischtm Priv,ateiste:nbahn,ettt. 
Verlag: Int:ernaüonaller Verein für 
öffentliches Verkehrswesleri .. Brüsse11955. 

Die Schrift ist die WIedergabe dues ßc:~ 
richts, den der Verfasser für den XXXI. 
internationalen Kjongl)eß des In{)ernat~o­
nalen V.ereins für öffentliches Verkehrs~ 
wesen in Neapel 1955 erstattete. Es han­
delt sich hierbei um die erste zusammen­
hängende Uebersicht über die in EUl"opa 
noch bestehenden Privatbahnen. Der V'er­
fasser hat sich das weitschichtige Material 
durch umfangreiche teigene Erhebungen 
beschafft. Der Vortrag beschriinkt sich 
auf die Privatbahnen des öffentlichen 
Verkdlrs, weil g'erade si,e .auch den Staats­
bahnen auferlegten besonderen Pflicht,en 
in Gestalt der Betriebspflicht, der Be­
förderungspflicht und der Taritpflicht 
unrerHegen. Diese glemeinwirtschaftlichen 
Kennzteichen der öffentlichen Bahnen 
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hab~n zu ihr,er derzeit schwieri~en wirt­
schaftlichen Lage mit beigetragen. 
Es verdIent hervorgehoben zu werden, daß 
die Privatbahnen in jeder nur möglichen 
Form eine Wirtschaftlichkdt ihres. Be­
triebes 'erstr,eben. DavüIl zeugt die Um­
stellung auf modeme AntrLebskrüfte., So 
hönen wir, daß der Anteil der elektrifizier­
ten Streck,en im Durchschnitt aller euro­
päischen Länder 25' % ausmacht, wührend 
der Anteil der Staatsbahnen im Durch­
schnitt erst 15' % beträgt. Auf den nicht 
el,ektrifizierten Strecken ist in fast aUen 
Ländern, und namentlich im :Rdseverk,ehr, 
der Dieselbetrieb eingeführt worden. 
Krüger schützt diesen Diesel-Anteil der 
europäischen Privatbahnen vorsichtig Iluf 
50 0/0. Also nur 25 % der Bahnstreck,en 
haben weder 'elektrischen noch Diesel­
Antrieb. Die wirtschaftliche Lage der 
europäischen Privatbahnen ist im großen 
Durchschnitt noch wesentlich 'ungünstiger 
als die der Staatsbahnen. Das Hegt daran, 
daß dnerseits der Kraftwagen dem Güter­
verkellr, vor allem wegen der durchweg 
viel kürz'er,en Strecken, auf der Schi,ene 
Abbruch getan hat, während im P,ersonen­
verkehr dIe Selbstkosten nicht deckenden 
Berufsverkehrstarife und di,e unwirtschaft­
lichen V,erkdlrsspitzen eine abträgliche 
Wirkung erz,eugen. 
Es fehlen aber den Privatbahnen die ein­
nahmegünstigenkomfortabIeren Verk,ehrci. 

Trotzdem ist der Verfasser durchltus xu­
kunftsfreudig. Er bringt mancherLei Vor­
schläg,e für di,e ß.esserung der Lage der 
eUI10päischen Privatbahnen ins,onderheit 
auch hinsichtlich der Kräftigung ihrler 
Wettbewerbsfiihigkeit. 
Krüger ist als Eis,enbahnfachmann an­
erkannt. Vielleicht findet er Gelegenheit, 
demnächst in dner besonderen Arbeit 
seine Gedanken um die Besserung des 
Schicksals der deutschen 'Privatbahn:en zu 
vertiefen. W. Böttger. 

Hans-]ürgen Abruham: Der Duft~ 
beförderlllngsviertr,ag unter Z\tgrunde~ 
legillny des Warschalllet' Abkommens, 
cl.es deutschen Luftv,erl,'chrsg.es:eizes und 
,der Befö.rderungsbeding'ung'etn d,er Inier­
national Ai,r Trioosport AsslociaHo!l1 
(IATA). Stuttgart 1955, Ferdinand Euke 
Verlag. 

Vielfach bestand Unsicherheit, ob die 
deutsche Luftfahrtgesetzgeblllng RUS der 
Zeit VIOr 1945' auch weit,er Gültigkeit hahe, 
insbesonder,e hinsichtlich des Luftver­
kehrsg,esdzes. Heute kann angenommen 
werden, daß diese als Ganzes weder durch 
die KontrollratsvorschriHen llJOch durch 
die Anordntmg,en ,einzelner Besatzungs-
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vorschriften oder durch Bestimmunuen im 
Besatxungsstatut die Luftfahrtgesetz­
gebung aufgiCllOben wlUl'de. 

Der Luftbeförderungsvertrag ist im deut­
schen Recht nicht !Umfassend geregelt. Es 
finden sich für ihn im Warschauer Ab­
kommen, das run 12.01}tober 1929 gezeich­
net, am 30. September 1933 in Deutsch:­
land ratifiziert !Und nach Art. 124, 123 GG 
Bundesr>echt wrude, sowie in den §§ 29a ff. 
des deutschen Luftverkehrsges,etz,es (LVG) 
im wesentlichen Sonder bestimmungen haf­
tungsrechtlicher Art. Das Warschauer Ab­
kommen 'enthält darüber hinaus Bestim­
mungen über Beförderungsdokumente. 
Soweit hIer keine ]}egelung getroffen ist, 
kommt das Recht der Schuldverhältnisse 
des' BGB zum Zuge. Allgemein findet 
nationales R'echt ,ergiinzend Anwendung, 
da im Warschauer Abkommen nur 'ein­
zelne, allerdings besonders wichtige 
·Fragen geregelt sind. Wird aus dem Be­
förderungsvertrag ein Anspruch geltend 
gemacht, SIO ist in ,erster Linie eine Parf!ei~ 
\"er>einbarung über das anzuwendende 
Recht maßgeblich, Andererseits arbeiten 
auch LttftverkiCllrsuntemehmen, wie andere 
Zweige des V,erkehrswcsens, auf Grund 
allgcll1'ein'er Geschäftsbedingun.gen, ~o 
können die von der InternatIonal Atr 
Transport Associat~on (IATA) ausgearbt:k 
tet'en Beförderungsbedingullg'en V'ertrags­
bestandt'Cil werden, sofern nicht zwin­
gende Normen des Warschauer Abkom~ 
mens oder internationale Gesetze ent­
geg·enstehen. Die ersten Befördenmgs­
bedingung,en der IATA stammen aus dem 
Jahr 1927. Die letzte Revision' erfolgte 
im November 1953 auf der Verkehrs-Kon­
fer,enz der IATA in HOllJolulu. Die }etzigen 
IATA-Bedingungen stellen jedoch im Ge; 
gensatz zu den früheren. lediglich "Emp­
{'ehhtngen" dar. 

Die in diesem Zusammenhang sich ~r­
hebenden Fragen stellt der V,erfasser in 
sieben Kapiteln. über die llechtsqueUe,n, 
den Begriff des Luftbeförderullgsvertra­
ges, seinen Abschluß, die Bef~rderungs­
dokumenf.e, die Rechte lmd Pfhchten J·er 
ß.ef.eiligt'en und die Haftung des Luft­
frnchtführers dar. Auf Fragen der Luft­
fahrtv.ersicherung wird kurz eingegangen. 
Ueber die Behandlung der Grundg~dan­
keIl des Warschauer Abkommens hmatts 
werden seine einzelnen Bestimmung,en den 
anderen, oben ,erwähnten, Uechtsquellen 
'leg'enübergestellt. Die neuest'e :Recht­
~prechung bis Sommer 1954 findet Be~ 
rücksichtigung. 

Im ganzen xeichnet sich das Buch durch 
seine klar,e FlOrm aus und ist daher be­
sonders geeignet, dem Benutzer einen 




